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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 74. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich Teilnehmer des Kurses „Mama lernt Deutsch“
aus Lüssum.

Herzlich willkommen!

(Beifall)

Nachträglich ist darum gebeten worden, Punkt fünf,
Umstellung landwirtschaftlicher Betriebe auf ökolo-
gischen Landbau, wegen Erkrankung eines Redners
auszusetzen. Ich stelle Ihr Einverständnis fest. Dann
werden wir so verfahren.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein.

Bericht des Untersuchungsausschusses
„Rechnungsprüfungsamt Bremerhaven“

vom 29. Januar 2003

(Drucksache 15/1360)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf, Bürgermeister Perschau und Senator Dr. Böse.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Röwekamp.

Abg. Röwekamp, Berichterstatter *): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst
obliegt es dem Vorsitzenden des Untersuchungsaus-
schusses, dem Plenum Bericht zu erstatten. Ich darf
hier auf den als Drucksache 15/1360 vorliegenden
schriftlichen Bericht verweisen, der am 27. Januar
2003 mit den Stimmen von SPD und CDU beschlos-
sen worden ist. Der Vertreter der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen legte ein Minderheitenvotum vor, das
dem Ausschussbericht gemäß der Vorschriften des
Untersuchungsausschussgesetzes  angefügt  wurde
und somit auch in der Drucksache enthalten ist.

Lassen Sie mich zu Beginn der heutigen Debatte
einen Blick zurückwerfen auf die Ereignisse vor Ein-
setzung des Untersuchungsausschusses! Im Mai 2002
wurde der Untersuchungsausschuss „Rechnungsprü-
fungsamt Bremerhaven“ eingesetzt, der zum Auf-
trag hatte, unzulässige Einflussnahmen auf die Un-
abhängigkeit  des  Leiters  des  Rechnungsprüfungs-
amtes  Bremerhaven  oder  auf  das  Rechnungsprü-
fungsamt Bremerhaven insgesamt zu untersuchen.
Diesem  Einsetzungsbeschluss  des  Parlaments  wa-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

ren eine umfangreiche Berichterstattung in den Me-
dien und erfolglos gebliebene Versuche einer Kon-
fliktlösung zwischen dem Magistrat der Stadt Bre-
merhaven und dem Stadtverordnetenvorsteher auf
der einen und dem Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes auf der anderen Seite vorausgegangen.

Seit 1998 – und damit unmittelbar nach Amtsan-
tritt des neuen Leiters des Rechnungsprüfungsam-
tes im April 1997 – gab es aus dem Magistrat ver-
stärkt Beschwerden über die Arbeit des Leiters des
Rechnungsprüfungsamtes.  Anlass  für  diese  Be-
schwerden waren unter anderem für den Magistrat
unangenehme Berichte, wie zum Beispiel zu den an
die Magistratsmitglieder gewährten pauschalen Fahrt-
kosten, woran sich bereits der Vorgänger des jetzi-
gen Leiters des Rechnungsprüfungsamtes versucht,
seinen Bericht aber nicht zu Ende geführt hatte. Wei-
tere Beispiele waren die pannenhaften Umbaukos-
ten des Büros des Bürgermeisters der Stadt Bremer-
haven und Zuwendungen an freie Träger wie die Ar-
beiterwohlfahrt in Bremerhaven.

Allein der Bericht über Fahrtkostenentschädigun-
gen, der letztendlich die Streichung der Pauschalen
für die Mitglieder des Magistrats zur Folge hatte,
verursachte erheblichen Aufruhr innerhalb des Ma-
gistrats der Stadt Bremerhaven. Die Prüfungen des
Rechnungsprüfungsamtes haben sich unter ihrem
Leiter verändert. Dies haben alle Beteiligten vor dem
Untersuchungsausschuss bekundet. Die einen nann-
ten den Leiter überkorrekt und penibel, die anderen
empfanden seine Arbeit als unkooperativ und klein-
kariert. Ein Magistratsmitglied sprach vor dem Un-
tersuchungsausschuss sogar von einem Nichtverhält-
nis  zwischen  dem  Magistrat  und  dem  Leiter  des
Rechnungsprüfungsamtes.

In dieser bestehenden Konfliktlage erstattete der
Leiter der Ortspolizeibehörde Bremerhaven, Michael
Viehweger, SPD, Strafanzeige gegen den Leiter des
Rechnungsprüfungsamtes  wegen  des  Verdachts,
dienstliche Akten zu privaten Zwecken angefordert
zu haben. Die Einleitung disziplinarischer Vorermitt-
lungen, die später ebenso wie das Strafverfahren noch
näher zu beleuchten sein werden, durch den Ma-
gistrat als Dienstherr schlossen sich an. Im Hinblick
auf diese Verfahren wurde die dem Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes ursprünglich in Aussicht ge-
stellte  Beförderung  zum  vorgesehenen  Beförde-
rungstermin trotz einer positiven Beurteilung durch
den damaligen Stadtverordnetenvorsteher nicht aus-
gesprochen.

Nachdem sich der Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes an den Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen mit der Bitte wandte, in den bestehenden
Konfliktlagen zu vermitteln, befasste sich auch die-
ser mit einer Vielzahl von einzelnen Behinderungs-
anzeigen des Leiters des Rechnungsprüfungsamtes,
mit  deren  Einzelheiten  ich  Sie  trotz  einwöchiger
Beweisaufnahme vor dem Untersuchungsausschuss
nicht näher behelligen möchte, weil im Ergebnis eine
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Behinderung der Arbeit des Leiters des Rechnungs-
prüfungsamtes und seines Amtes nicht festzustellen
war.

Diese Konfliktlage zwischen dem Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes einerseits, dem Stadtverordne-
tenvorsteher und dem Magistrat andererseits wur-
de auch mehrfach in dem wöchentlich tagenden Ko-
alitionsausschuss in Bremerhaven angesprochen. Als
dann Anfang September 2000 eine routinemäßige
Vorlage zur Beförderung von Magistratsbedienste-
ten vorbereitet wurde und der Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes  auf  dieser  Beförderungsliste  nicht
vorgesehen war, bat die Koalition in Bremerhaven,
die Fraktionsvorsitzenden Klaus Rosche, SPD, und
Paul Bödeker, CDU, ein vermittelndes Gespräch mit
dem Leiter des Rechnungsprüfungsamtes zu führen.

Im Dezember 2001 berichteten dann die Medien
über dieses Gespräch aus dem Herbst 2000. Gleich-
zeitig wurde ein Vertragsentwurf vom 19. Septem-
ber 2000 veröffentlicht, der in dem Gespräch eine
wesentliche Rolle spielte. Es sollte versucht werden,
die zwischen dem Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes einerseits und dem Stadtverordnetenvorste-
her  Artur  Beneken  und  Oberbürgermeister  Jörg
Schulz andererseits bestehenden Konflikte auszu-
räumen. Nach dem Inhalt des Vertragsentwurfes je-
doch sollte der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
unter anderem die Vorgesetzteneigenschaften des
Stadtverordnetenvorstehers anerkennen und recht-
liche Bewertungen von Prüfungsergebnissen künf-
tig dem Vorgesetzten, also dem Stadtverordneten-
vorsteher, überlassen.

Weiter sollte sich der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes auf jede seinen Qualifikationen entspre-
chende Stelle bewerben und dies gegenüber dem
Stadtverordnetenvorsteher nachweisen. Im Gegen-
zug sollte dem Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
die Einleitung der Beförderung mit der Maßgabe zu-
gesagt werden, dass er die Vereinbarung des Ver-
trages als verbindlich anerkennt. Es handelte sich
daher um einen Verzicht auf ihm gesetzlich zuste-
hende Prüfungsbefugnisse gegen ein Beförderungs-
versprechen. Meine Damen und Herren, ein eindeu-
tig rechtswidriges Vorgehen!

Dieses Papier enthielt Unterschriftenzeilen für den
Stadtverordnetenvorsteher Artur Beneken, SPD, und
den Oberbürgermeister Jörg Schulz, SPD, sowie den
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes selbst. Die Me-
dien bewerteten den Vertragsentwurf vom 19. Sep-
tember 2000 unter Berufung auf den Verwaltungs-
wissenschaftler Professor von Arnim als den Versuch
einer Bestechung. Andere Zeugen bewerteten vor
dem Untersuchungsausschuss das Papier auch als
Bestechung im nichttechnischen Sinn oder zumin-
dest als ungebührlich.

Zunächst haben Oberbürgermeister Jörg Schulz,
SPD, sowie der Stadtverordnetenvorsteher Artur Be-
neken, SPD, in der Öffentlichkeit bestritten, den In-

halt des Vertragsentwurfes zu kennen, obgleich die
Problematik wiederholt in der Koalitionsrunde zwi-
schen den Vertretern der CDU und der SPD beraten
wurde, später gestanden sie dann Kenntnis von die-
sem Vertrag zu. Auch in der Folgezeit scheiterten
jedoch die Versuche der Klärung der eindeutig im
kommunalen Bereich der Stadt Bremerhaven ange-
siedelten Probleme, so dass schließlich der Weg über
das Landesparlament mit Hilfe des Untersuchungs-
ausschusses durch Bündnis 90/Die Grünen beschrit-
ten wurde.

Wie ich bereits eingangs erwähnt hatte, der im Mai
2002 von der Bürgerschaft auf Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen eingesetzte parlamentari-
sche Untersuchungsausschuss hatte den Auftrag, im
Rahmen der verfassungsmäßigen Zuständigkeiten
des Landes und der verfassungsmäßigen Zuständig-
keit der Seestadt Bremerhaven die Frage unzulässi-
ger Einflussnahme, Nötigung, Bestechung und Vor-
teilsnahme im Amt zwecks Einschränkung der ver-
fassungsrechtlich verankerten Pflichten zur unab-
hängigen Rechnungsprüfung zu untersuchen und
der Bürgerschaft hierüber Bericht zu erstatten.

In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass
die Grünen in diesem Parlament als einzige Oppo-
sitionsfraktion nicht über das erforderliche Quorum
zur  Wahrnehmung  der  Minderheitenrechte  nach
dem Untersuchungsausschussgesetz verfügen, so
dass die Koalition von SPD und CDU vereinbarte,
sie so zu stellen, als ob sie eine qualifizierte Minder-
heit wären. Wir haben dies neben dem Einsetzungs-
beschluss im Untersuchungsausschuss auch bei der
Abfassung von Beweisbeschlüssen und der Fassung
von  Zeugenlisten  entsprechend  berücksichtigt.
Sämtliche Beweisanträge der Grünen sind mit den
Stimmen der Koalition gebilligt und sämtliche Zeu-
gen vom Bündnis 90/Die Grünen sind mit den Stim-
men der Koalition geladen worden.

Die Bürgerschaft wählte sechs Abgeordnete als
Mitglieder und sechs als stellvertretende Mitglieder
in den Untersuchungsausschuss, den Vorsitzenden
stellte die CDU-Fraktion, der Abgeordnete Manfred
Schramm vom Bündnis 90/Die Grünen fungierte als
stellvertretender Vorsitzender.

Wir sind als Ausschuss am 27. Mai 2002 erstmalig
zusammengetreten, haben bereits in dieser Sitzung
die Verfahrensordnung beschlossen und einen er-
sten Beweisbeschluss zur Anforderung der für den
Untersuchungsauftrag relevanten Akten gefasst. Wir
haben in der Zeit vom 27. Mai letzten Jahres bis zum
27. Januar dieses Jahres, also in genau acht Mona-
ten, insgesamt 29 interne Sitzungen abgehalten. Die
Beweisaufnahme erfolgte in 13 öffentlichen Sitzun-
gen,  wir  haben  14  Beweisbeschlüsse  gefasst  und
insgesamt 43 Zeugen, teilweise mehrfach, gehört.
Der vom Ausschuss beauftragte Gutachter Profes-
sor Pottschmidt wurde als sachverständiger Zeuge
zur mündlichen Erläuterung seines Gutachtens ge-
hört.
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Der Senat, der Rechnungshof der Freien Hanse-
stadt  Bremen  und  der  Bremerhavener  Magistrat
übersandten insgesamt 280 Akten einschließlich um-
fangreicher Aktenpläne des Magistrats. Die erste
Aktenübersendung erfolgte am 17. Juni, die letzte
am 5. Dezember letzten Jahres.

In diesem Zusammenhang sei anzumerken, dass
der Ausschuss seine Arbeit nur deswegen zögerlich
aufnehmen konnte, weil wir die Akten, die für den
Untersuchungsgegenstand wesentlich waren, vom
Magistrat und vom Rechnungsprüfungsamt erst ab
Mitte August und damit mit dreimonatiger Verzö-
gerung erhalten haben. Die hierfür von Oberbürger-
meister Schulz und Stadtverordnetenvorsteher Be-
neken gelieferten Begründungen erwiesen sich als
wenig stichhaltig, so dass erst auf Vermittlung des
Präsidenten des Senats die notwendigen Akten der
Stadt  Bremerhaven  beigezogen  werden  konnten,
wofür wir als Ausschuss noch heute dankbar sind.

Dem Ausschuss haben drei Juristinnen als Aus-
schussassistenz, davon zwei aus dem Wissenschaft-
lichen Dienst der Bürgerschaft und stundenweise ei-
ne Mitarbeiterin der Verwaltung zugearbeitet. Las-
sen Sie mich an dieser Stelle den Mitarbeitern der
Verwaltung ganz herzlichen Dank sagen für die in-
tensive Arbeit, das Studium der Akten, das Vorbe-
reiten der Beweisbeschlüsse und die Begleitung der
Sitzung! Ich glaube, es war eine außerordentliche
Leistung, die von ihnen, aber auch von der Proto-
kollführung der Bremischen Bürgerschaft erbracht
worden ist.

(Beifall)

Der Ausschuss hat trotz der Anfangsschwierigkei-
ten bei der Aktenübersendung durch die Stadt Bre-
merhaven, wie ich finde, sehr effizient gearbeitet und
in der Kürze der Zeit ein durchaus beachtliches Er-
gebnis erzielt, zu dem ich im Einzelnen noch Stel-
lung nehmen werde.

Meine Damen und Herren, zu den Ergebnissen!
Ein wesentlicher Inhalt des Konflikts zwischen dem
Magistrat und dem Stadtverordnetenvorsteher auf
der einen und dem Rechnungsprüfungsamt auf der
anderen Seite war, dass der Stadtverordnetenvor-
steher Artur Beneken, SPD, für sich in Anspruch
nahm, Vorgesetzter des Leiters des Rechnungsprü-
fungsamtes zu sein und auch Weisungen erteilen zu
können. Hiergegen hat sich der Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes, wie sich nachweislich heraus-
stellte, zu Recht gewehrt.

Zur Frage der Stellung des Rechnungsprüfungs-
amtes in der Verwaltungshierarchie des Landes Bre-
men und der Stadt Bremerhaven beauftragte der
Ausschuss den ehemaligen Präsidenten des Staats-
gerichtshofs  und  des  Oberverwaltungsgerichts,
Herrn Rechtsanwalt Professor Günter Pottschmidt,
mit der Erstellung eines Gutachtens. Dieses Gutach-
ten gehört zu den entscheidenden Ergebnissen des

Ausschusses und stellt zweifelsfrei eine gute Hand-
lungsgrundlage zur Überprüfung der Strukturen der
kommunalen Rechnungsprüfung in Bremerhaven dar.
Hinsichtlich der Aussagen des Gutachters im Ein-
zelnen darf ich, um Sie auch nicht über Gebühr zu
langweilen,  auf  den  Ausschussbericht  verweisen.
Lassen Sie mich aber einige Kernaussagen des Gut-
achtens zusammenfassen!

Der Stadtverordnetenvorsteher der Stadt Bremer-
haven ist nicht Vorgesetzter des Leiters des Rech-
nungsprüfungsamtes, so dass er keine Kompetenzen
anstelle der Stadtverordnetenversammlung ausüben
und dem Rechnungsprüfungsamt keine Weisungen
erteilen darf. Das Rechnungsprüfungsamt ist gegen-
über Magistrat und Stadtverordnetenversammlung
in Bezug auf die Auswahl des Prüfungsgegenstandes,
die Arbeitsplanung, die Wahl des Prüfungszeitpunk-
tes, das Prüfungskonzept, die Prüfungsintensität und
die Ergebnisfeststellung und Bewertung unabhän-
gig und weisungsfrei. Das Rechnungsprüfungsamt hat
keine Befugnis, politische Entscheidungen zu bewer-
ten. Die Untersuchungen der Auswirkungen politi-
scher Entscheidungen hingegen sowie die Prüfung
der  Zweckmäßigkeit  und  Wirtschaftlichkeit  der
Durchführung politischer Programme gehörten sehr
wohl zu seinem Aufgabenbereich.

Das Rechnungsprüfungsamt ist nicht für die Straf-
verfolgung oder für die Ahndung von Dienstverge-
hen  zuständig.  Es  darf  zwar  straf-  und/oder  auch
disziplinarrechtlich relevante Sachverhalte und Ver-
haltensweisen darstellen, es darf aber nicht die Straf-
und/oder Disziplinarverfolgung von Personen zu sei-
ner Aufgabe machen. Das Rechnungsprüfungsamt
darf nicht die Kommunalaufsicht oder die überörtli-
che Gemeindeprüfung mobilisieren. Bei rechtswid-
riger Behinderung von Prüfungen ist die Stadtver-
ordnetenversammlung als Vorgesetzte einzuschal-
ten.

Der Gutachter hat die Regelungen der vom Stadt-
verordnetenvorsteher Arthur Beneken, SPD, vorge-
legten Dienstanweisung vom 31. Januar 2001 recht-
lich geprüft mit dem Ergebnis, dass die Dienstan-
weisung teilweise die Grenzen der Weisungsbefug-
nis überschreitet und somit die Unabhängigkeit der
Rechnungsprüfung berührt. Auf die Ausführungen
im Ausschussbericht darf ich auch an dieser Stelle
verweisen.

Insgesamt, meine Damen und Herren, lässt sich
daher feststellen, dass das Rechnungsprüfungsamt
in Bremerhaven wie alle kommunalen Rechnungs-
prüfungsämter unabhängig und weisungsfrei ist. Der
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes hat sich daher
zu Recht gegen die von Oberbürgermeister Schulz
und Stadtverordnetenvorsteher Beneken beabsich-
tigten  Beschneidungen  seiner  Kompetenzen  ge-
wehrt.

Die  weiteren  Untersuchungen  des  Ausschusses
haben zu weiteren Erkenntnissen geführt, erstens:



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 74. Sitzung am 20. 2. 035284

(A) (C)

(B) (D)

Die unterbliebene Beförderung, das staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungsverfahren sowie die diszipli-
narrechtlichen Vorermittlungen selbst stellen im Er-
gebnis  keine  unzulässige  Einflussnahme  auf  den
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes dar. Wegen der
aus privaten Gründen erfolgten Aktenanforderung
hat die Stadt Bremerhaven berechtigterweise einen
Anfangsverdacht für das Vorliegen eines Dienstver-
gehens  angenommen  und  dementsprechend  auch
zu Recht disziplinarrechtliche Vorermittlungen ein-
geleitet. Bei Vorliegen eines Verdachts auf Dienst-
vergehen ist, und das ist die Verwaltungspraxis nicht
nur in Bremerhaven, auch von einer Beförderung ab-
zusehen.

Der Ablauf der disziplinarrechtlichen Vorermitt-
lungen eines beabsichtigten, gewollten, eigentlich
beschleunigten Verfahrens wirft jedoch wegen der
ungewöhnlichen Verfahrensdauer, die bis heute und
nunmehr seit mehr als drei Jahren andauert, doch
Fragen hinsichtlich der Korrektheit des Verhaltens
auf.

Zudem hat der Dienstvorgesetzte, Oberbürger-
meister Jörg Schulz, das Verfahren durch zahlrei-
che Vorwürfe außer diesem der unberechtigten Ak-
tenbeiziehung erweitert, ohne die erforderliche Prü-
fung selbständig vorzunehmen, bevor die Auftrags-
erweiterung erfolgte. Ein Teil der gegen den Leiter
des Rechnungsprüfungsamtes erhobenen Vorwürfe
hat  sich  im  Übrigen  auch  durch  die  Vorlage  des
Rechtsgutachtens erledigt, weil ihm vorgeworfen
wird, nicht die Weisungsbefugnis des Stadtverord-
netenvorstehers Arthur Beneken zu akzeptieren.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an
zweiter Stelle einige Anmerkungen zu den Vertrags-
entwürfen machen, die von Anfang an auch im Zen-
trum der öffentlichen Berichterstattung über den Un-
tersuchungsausschuss standen! Der im Gespräch am
20. September 2000 vom SPD-Fraktionsvorsitzenden
Klaus Rosche vorgelegte Vertragsentwurf stellt ob-
jektiv einen Versuch der unzulässigen Einflussnah-
me auf das Rechnungsprüfungsamt dar. Leider ist
es  dem  Untersuchungsausschuss  nicht  gelungen,
den Verfasser dieses Papiers zu ermitteln.

Dem Untersuchungsausschuss wurde in diesem Zu-
sammenhang  eine  etwas  eigenwillige  Geschichte
der Papierentwicklung präsentiert. Nach seinem Be-
kunden hatte der damalige Magistratsdirektor Diet-
rich Kleine, SPD, die streitigen Punkte mit dem Rech-
nungsprüfungsamt  für  den  Fraktionsvorsitzenden
der SPD aufgelistet. Die Formulierungen, die er ge-
wählt hat, waren wohl teilweise inhaltsgleich mit de-
nen des ersten Vertragsentwurfes vom 19. Septem-
ber 2000.

Das Papier, das er verfasst hat, wurde dem Aus-
schuss nicht mehr vorgelegt, weil er es nach seinen
Angaben nicht kopiert und den Vorgang vernichtet
hat. Obgleich Herr Kleine dieses nach seinen Anga-
ben aber unverfängliche und nicht rechtswidrige Pa-

pier direkt über den Botendienst der Verwaltung an
den SPD-Fraktionsvorsitzenden sandte, kam bei die-
sem ein anderes Papier an.

Dem Untersuchungsausschuss ist es nicht gelun-
gen, diese Metamorphose des Papiers der SPD auf-
zuklären. Rosche, Kleine und Beneken blieben auch
in der Gegenüberstellungsvernehmung vor dem Un-
tersuchungsausschuss bei ihren Aussagen. Zufälli-
gerweise hatten auch alle drei sämtliche Unterlagen
vernichtet, so dass der Untersuchungsausschuss nicht
mehr ermitteln konnte, ob es Übereinstimmungen
zwischen den Papieren, die versandt wurden, und
denen, die verfasst wurden, gibt. Eine Vereidigung
der Zeugen, die aus Sicht von CDU und Bündnis 90/
Die Grünen nahe lag und uns vielleicht ein Stück-
chen dichter an die Wahrheit gebracht hätte, wurde
von der SPD bei Stimmengleichheit abgelehnt.

Fest steht aber, der zweite von Herrn Beneken,
SPD, überarbeitete Vertragsentwurf vom 21. Septem-
ber modifizierte die Regelungen des rechtswidrigen
ersten Vertragsentwurfes nur unwesentlich. Bezo-
gen auf die Weisungsrechte des Vorgesetzten wird
immerhin die Unabhängigkeit des Rechnungsprü-
fungsamtes zwar anerkannt, jedoch wird weiter dar-
an festgehalten, dass der Stadtverordnetenvorsteher
Vorgesetzter des Leiters des Rechnungsprüfungsam-
tes sein soll. Objektiv betrachtet stellen die Vertrags-
entwürfe vom 19. und 21. September 2001 den Ver-
such des Eingriffes in die Unabhängigkeit des Rech-
nungsprüfungsamtes und somit eine unzulässige Ein-
flussnahme dar.

Drittes Ergebnis des Untersuchungsausschusses:
Der Umgang mit Akteneinsichtsgesuchen und Stel-
lungnahmen des Rechnungsprüfungsamtes entsprach
nicht immer geltendem Recht. Die Rechnungsprü-
fungsordnung der Stadt Bremerhaven sieht vor, dass
das Rechnungsprüfungsamt bei Bekanntwerden ei-
nes Verdachts auf Untreue oder Bestechung mit der
Folge eines Vermögensschadens für die Stadt un-
verzüglich zu unterrichten ist. Dieser Vorschrift kam
der Magistrat mehrfach verspätet oder gar nicht nach,
so dass das Rechnungsprüfungsamt die vollständige
Aufklärung der Sachverhalte erst mit entsprechen-
der zeitlicher Verzögerung vornehmen konnte. Bei
rechtzeitiger Information hätte das Amt die Arbeit
der  ermittelnden  Dienststellen  sachgerecht  unter-
stützen können, so dass nicht wie im untersuchten
Fall bei den gewerblichen Lehranstalten Straftaten
aufgrund eingetretener Verjährung nicht mehr ver-
folgt werden und die Stadt keine Schadensersatz-
ansprüche mehr geltend machen konnten.

Der Oberbürgermeister Jörg Schulz leitete teilwei-
se von den Ermittlungsbehörden angeforderte Stel-
lungnahmen und Berichte des Rechnungsprüfungs-
amtes, hier zum Beispiel zum Umbau des US-Hos-
pitals beziehungsweise über die Zuwendung an freie
Träger, nicht an die Polizei weiter. Damit wurde zwar
nicht  in  die  Unabhängigkeit  des  Rechnungsprü-
fungsamtes eingegriffen, aber die Ermittlungstätig-
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keit von Polizei und Staatsanwaltschaft behindert.
Das gilt im Übrigen auch für die Nichtweiterleitung
einer von der Polizei im Auftrag der Staatsanwalt-
schaft seitens des Rechnungsprüfungsamtes ange-
forderten Stellungnahme des Rechnungsprüfungs-
amtes im Rahmen von staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen gegen unbekannt wegen unbefugter Wei-
tergabe eines Prüfberichtes über die Zuwendung an
freie Träger.

Der Oberbürgermeister leitete ein an die Staats-
anwaltschaft gerichtetes Akteneinsichtsgesuch des
Rechnungsprüfungsamtes nicht weiter. Damit woll-
te sich das Rechnungsprüfungsamt jedoch Informa-
tionen  hinsichtlich  der  Verletzung  geltender  Vor-
schriften und Grundsätze der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung verschaffen. Die Nichtweiterleitung
stellt einen Eingriff in die Unabhängigkeit des Rech-
nungsprüfungsamtes durch den Oberbürgermeister
Jörg Schulz dar. Die Entscheidung, zu welchem Zeit-
punkt  und  welche  Informationen  durch  das  Rech-
nungsprüfungsamt abgefragt werden, ist Bestand-
teil seiner Prüftätigkeit und fällt somit in die alleinige
Zuständigkeit des Rechnungsprüfungsamtes. Über
das  Akteneinsichtsgesuch  hätte  die  Staatsanwalt-
schaft dann gesondert zu befinden gehabt.

Viertes Ergebnis des Untersuchungsausschusses:
Die  Prüfung  des  Personalbereichs  stellt  aufgrund
des erheblichen Kostenvolumens zweifelsfrei einen
Schwerpunkt der Haushaltsführung einer Stadt dar
und muss daher auch einen Schwerpunkt der Rech-
nungsprüfung darstellen. Die hierfür wesentlichen
Informationen lassen sich aus den Personalakten er-
sehen. Der Untersuchungsausschuss ist im Ergebnis
mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bre-
men der Auffassung, dass eine ordnungsgemäße
Prüfung im Personalbereich unabdingbar auch die
Beiziehung von Personalakten voraussetzt. Das heißt,
es ist eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, nach
der das Rechnungsprüfungsamt künftig Einsicht auch
in die Personalakten unter Wahrung datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen erhalten kann.

Fünftens:  Der  Untersuchungsausschuss  konnte
keine unzulässige Einflussnahme auf die Unabhän-
gigkeit und Amtsführung des Rechnungsprüfungs-
amtes durch Organe des Landes feststellen. Der Se-
nat war zwar über die Probleme zwischen dem Lei-
ter des Rechnungsprüfungsamtes einerseits sowie
dem Stadtverordnetenvorsteher und dem Magistrat
andererseits nicht im Detail informiert, er hatte den
Vertragsentwurf aufgrund der Presseveröffentlichun-
gen zur Kenntnis genommen, sah aber wegen der
unbekannten Urheberschaft keine Möglichkeit zum
Eingreifen.

Sechstens: Das Verhalten des für die überörtliche
Gemeindeprüfung zuständigen Präsidenten des Rech-
nungshofes der Freien Hansestadt Bremen ist dem
Grunde nach nicht zu beanstanden. Die Berichte zur
überörtlichen Gemeindeprüfung in den Jahren 1996
und 1997 setzen sich intensiv und objektiv mit den

wesentlichen Bemerkungen der jeweiligen Schluss-
berichte des Rechnungsprüfungsamtes auseinander.
Der Rechnungshof bemühte sich auf kollegialer Ebe-
ne durch ausführliche Korrespondenz mit dem Lei-
ter des Rechnungsprüfungsamtes bezüglich zahlrei-
cher Konflikte um eine Vermittlung zwischen den
Konfliktparteien. So wurde der Stadtverordnetenvor-
steher bei der Erarbeitung der umstrittenen Dienst-
anweisung  durch  den  Landesrechnungshof  unter-
stützt.

Nach den Ergebnissen des Gutachtens von Pro-
fessor Pottschmidt ist dieser Versuch jedoch als miss-
lungen zu betrachten. Das gilt auch für die Bera-
tung hinsichtlich der Frage der Vorgesetzteneigen-
schaft, zu der der Präsident des Landesrechnungs-
hofs die Auffassung des Stadtverordnetenvorstehers
geteilt hat. Der Rechnungshof übte hiermit aber kei-
ne unzulässige Einflussnahme auf das Rechnungs-
prüfungsamt aus, er nahm nicht unmittelbar auf das
Rechnungsprüfungsamt Zugriff, was ihm im Übri-
gen auch rechtlich verwehrt ist. Der Rechnungshof
betonte bei all seinen Bemühungen stets seine Un-
zuständigkeit in der Sache und fasste seine Tätig-
keit lediglich als Vermittler auf.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, welche
Schlussfolgerungen lassen sich für den Ausschuss
und die Bürgerschaft aus den Ergebnissen unserer
Tätigkeit ziehen? Die Stadt Bremerhaven ist aufge-
fordert, ihr Verhältnis zum Rechnungsprüfungsamt
und dessen Leiter unter Berücksichtigung der zu-
treffenden Feststellungen des eingeholten Gutach-
tens neu zu definieren. Der Untersuchungsausschuss
sieht insbesondere das Gutachten von Herrn Pro-
fessor Pottschmidt als hervorragend geeignete Ba-
sis für Konsequenzen und Maßnahmen, die in Bre-
merhaven umzusetzen wären. Von hier aus könn-
ten lediglich unverbindliche Hinweise erfolgen. Der
Ausschussbericht enthält hierzu einige Punkte. Las-
sen Sie mich daher wie folgt zusammenfassen:

Erstens: Nach den Ergebnissen des Untersuchungs-
ausschusses ist die Rechtsstellung des Rechnungs-
prüfungsamtes der Stadt Bremerhaven geklärt. Nicht
der Stadtverordnetenvorsteher, sondern die Stadt-
verordnetenversammlung insgesamt als Kollegial-
organ ist alleiniger und ausschließlicher Vorgesetz-
ter  des  Leiters  des  Rechnungsprüfungsamtes,  der
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes ist wiederum
Vorgesetzter  der  übrigen  Mitarbeiter  des  Rech-
nungsprüfungsamtes.

Zweitens: Das Rechnungsprüfungsamt ist gegen-
über Magistrat und Stadtverordnetenversammlung
unabhängig. Hier nenne ich ausdrücklich: Die Aus-
wahl  des  Prüfungsgegenstandes,  die  Arbeitspla-
nung, die Wahl des Prüfungszeitpunktes, das Prü-
fungskonzept, die Prüfungsintensität und die Ergeb-
nisfeststellung  obliegen  allein  und  ausschließlich
dem Rechnungsprüfungsamt und sind nicht durch
den Stadtverordnetenvorsteher zu beeinflussen. In
all diesen Punkten ist das Rechnungsprüfungsamt
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auch nicht weisungsgebunden. Die Weisungen, auch
durch die Stadtverordnetenversammlung insgesamt,
beschränken sich ausdrücklich nur auf den äußeren
Dienstbetrieb und dürfen nicht die Prüfungen als sol-
che betreffen.

Drittens:  Das  Rechnungsprüfungsamt  ist  aber
weder für die Ahndung von Straftaten noch von Dis-
ziplinarverletzungen zuständig. Soweit das Rech-
nungsprüfungsamt und sein Leiter in den Berichten
hierzu  sehr  pointierte  Aussagen  getroffen  haben,
empfiehlt es sich, die Formulierungen zu überden-
ken. Das Rechnungsprüfungsamt darf auch nicht die
Kommunalaufsicht oder die überörtliche Gemeinde-
prüfung mobilisieren. Wenn es sich in seiner Arbeit
behindert fühlt, hat es sich an die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Bremerhaven zu wenden.

Viertens: Der Stadtverordnetenvorsteher als Bin-
deglied zwischen Rechnungsprüfungsamt und Stadt-
verordnetenversammlung  und  den  von  ihr  beauf-
tragten Ausschüssen darf den Kontakt zwischen Rech-
nungsprüfungsamt und Stadtverordnetenversamm-
lung nicht unterbinden. Vielmehr ist er gesetzlich
verpflichtet, Prüfberichte und Schreiben des Rech-
nungsprüfungsamtes der Stadtverordnetenversamm-
lung und an die von ihr beauftragten Ausschüsse
weiterzuleiten.

Fünftens: Mit der Fertigstellung und Aushändi-
gung  der  Prüfberichte  an  den  Magistrat  und  den
Oberbürgermeister geht das weitere Verfahren, ins-
besondere die Weiterleitung an die Gremien, in des-
sen Verantwortungsbereich über. Es existiert keine
Aufsicht des Rechnungsprüfungsamtes. Allerdings
kann sich das Rechnungsprüfungsamt für den Fall,
dass seine Berichte nicht weitergeleitet werden, an
die ihm vorgesetzte Stadtverordnetenversammlung
wenden.

Sechstens: Akteneinsichtsgesuche des Rechnungs-
prüfungsamtes bei Ermittlungsverfahren sind durch
den Dienstvorgesetzten, also den Oberbürgermeis-
ter, zukünftig weiterzuleiten, soweit diese die Auf-
gabe des Rechnungsprüfungsamtes berühren.

Siebtens: Der Ausschuss hat festgestellt, dass der
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes pflichtwidriger-
weise zwei Akten aus privater Veranlassung anfor-
dern ließ. Der gegen ihn erhobene disziplinarrecht-
liche Vorwurf ist inzwischen jedoch für sich genom-
men wegen der langen Verfahrensdauer verjährt.
Es könnte höchstens sein, dass sich aus den weiter
erhobenen  Vorwürfen  eine  Verjährungsunterbre-
chung ergibt, wobei ich bereits eingangs darauf hin-
gewiesen habe, dass ein Teil der Vorwürfe wie die
Nichtanerkennung des Stadtverordnetenvorstehers
als Dienstvorgesetzter sich durch das Gutachten von
Herrn Professor Pottschmitt als nicht stichhaltig er-
wiesen hat.

Jetzt sind noch so maßgebliche Vorwürfe im Raum
wie die unberechtigte Antragstellung auf Erstattung
von  Telefonkosten.  Ob  dies  die  Einleitung  und

Durchführung eines disziplinarrechtlichen Vorermitt-
lungsverfahrens  rechtfertigt,  wird  der  Vorermitt-
lungsführer nach seinem Bekunden noch in diesem
Monat abschließend bewerten.

Mit der Einleitung der disziplinarrechtlichen Vor-
ermittlungen rechtfertigt sich auch die Nichtbeför-
derung  des  Leiters  des  Rechnungsprüfungsamtes
zum 1. Oktober 1999. Eine unzulässige Einflussnah-
me  auf  die  unabhängige  Rechnungsprüfung  kann
daher durch die Einleitung der disziplinarrechtlichen
Vorermittlung selbst nicht gesehen werden.

Achtens: Der Ausschuss konnte nicht abschließend
klären, ob der Verlauf und die Dauer des Diszipli-
narverfahrens jedoch geeignet waren, eine unzuläs-
sige Einflussnahme auf den Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes anzunehmen. Die zeitlichen Abläu-
fe und die Art der Erweiterung des Verfahrens sind
zumindest ungewöhnlich. Es ließ sich kein Beleg fin-
den, wonach die Handelnden mit der Dauer des Dis-
ziplinarverfahrens subjektiv, also für sich gewollt,
eine Einflussnahme auf das Rechnungsprüfungsamt
oder seine Amtsführung beabsichtigten.

Neuntens: In Verkennung der Rechtslage ging der
Stadtverordnetenvorsteher Artur Beneken, SPD, da-
von aus, Vorgesetzter des Leiters des Rechnungs-
prüfungsamtes zu sein. Vor diesem Hintergrund be-
schloss der Verfassungs- und Geschäftsordnungsaus-
schuss auf seinen Vorschlag hin die Dienstanwei-
sung vom 31. Januar 2001, die in wesentlichen Punk-
ten nach dem Gutachten von Professor Pottschmidt
rechtlich nicht haltbar ist. Der Ausschuss vermochte
aber darin letztlich keine unzulässige Einflussnah-
me zu sehen.

Zehntens: Die Vertragsentwürfe vom 19. und 21.
September  2000  bewertet  der  Untersuchungsaus-
schuss ihrem Inhalt nach als Versuch der unzulässi-
gen Einflussnahme auf das Rechnungsprüfungsamt.
Wäre die Vereinbarung zustande gekommen, so hät-
te sie die Unabhängigkeit des Rechnungsprüfungs-
amtes erheblich beeinträchtigt. Der Ausschuss hat
es jedoch in seiner Bewertung offen gelassen, ob der
Vorgang im Übrigen vor dem Hintergrund der lang-
wierigen und erheblichen Konflikte zwischen dem
Magistrat und dem Stadtverordnetenvorsteher einer-
seits und dem Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
anderseits zu rechtfertigen war, weil der Ausschuss
hier zu keiner mehrheitlichen Auffassung gelangt ist.

Elftens: Ein wesentliches Ergebnis der Ausschuss-
arbeit ist durch den Landesgesetzgeber, also durch
uns hier als Bremische Bürgerschaft, umzusetzen.
Dem Rechnungsprüfungsamt ist die Möglichkeit ein-
zuräumen, im Rahmen seiner Prüftätigkeit Einsicht
in Personalakten zu nehmen. Dabei ist das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen
zu beachten.

Meine  Damen  und  Herren,  der  Untersuchungs-
ausschuss hat sich bemüht, in seiner achtmonatigen
Tätigkeit Hintergründe und Auswege für die beste-
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hende Konfliktlage zwischen dem Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes in Bremerhaven und dem Stadt-
verordnetenvorsteher sowie dem Magistrat zu fin-
den. Wir haben mit dem vorliegenden Bericht, wie
ich finde, eine geeignete Grundlage geschaffen, dass
Magistrat und Rechnungsprüfungsamt zukünftig in
der notwendigen vertrauensvollen Zusammenarbeit
wieder zueinander finden können.

Als Untersuchungsausschussvorsitzender kann ich
sagen,  dass  sich  unsere  Arbeit  dann  gelohnt  hat,
wenn diese von uns vorgelegten Handlungsmaßstä-
be  in  Bremerhaven  zur  Umsetzung  gelangen  und
damit eine unabhängige, weisungsfreie, gesetzlich
zulässige Rechnungsprüfung in Bremerhaven wie-
der stattfindet. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Der von den Grünen initiierte Untersu-
chungsausschuss „Rechnungsprüfungsamt Bremer-
haven“ hatte den Auftrag festzustellen, ob es eine un-
zulässige Einflussnahme auf die Funktion und Amts-
führung des unabhängigen Rechnungsprüfungsam-
tes der Stadtgemeinde Bremerhaven gibt. Für uns
lässt sich schon jetzt feststellen, diese Einflussnahme
gab es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Es wäre besser gewesen, dieser Untersuchungs-
ausschuss hätte von Anfang an Herrn Professor Pott-
schmidt um ein Gutachten für das Rechtsverhältnis
zwischen Magistrat, Stadtverordnetenversammlung
und dem Rechnungsprüfungsamt gebeten, das Er-
gebnis abgewartet, es nach Bremerhaven geschickt
und die dortigen Stellen aufgefordert, sich auf die
Grundlage dieses Gutachtens einzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Dagegen  gab  es  den  Kollegen  Manfred  Schramm,
der sich als Genmanipulator versuchte. Er blies eine
Mücke zum Elefanten auf, ein Elefant, der im Laufe
des Untersuchungsausschusses wieder auf Mücken-
größe zurückgeschrumpft wurde!

(Beifall bei der SPD)

Ich betone noch einmal, dass wir keine unzulässi-
ge Einflussnahme auf die Unabhängigkeit des Rech-
nungsprüfungsamtes feststellen konnten. Vielmehr
haben  wir  ein  Rechnungsprüfungsamt  erlebt,  das
von einem Amtsleiter geleitet wird, der in dem Um-

gang mit anderen Personen eine klassische Fehlbe-
setzung ist.

(Beifall bei der SPD)

Im Mittelpunkt der Ausschussarbeit stand dann
auch immer das Handeln des Amtsleiters und stan-
den nicht so sehr die Probleme des Rechnungsprü-
fungsamtes, das heißt, zwischen den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Amtes und der Stadtver-
waltung gab und gibt es eine konstruktive Zusam-
menarbeit. Die Zusammenarbeit zwischen dem 1997
eingestellten  Leiter  des  Rechnungsprüfungsamtes
und dem Magistrat der Stadt Bremerhaven war von
Anfang an als problematisch und konfliktbeladen zu
bezeichnen.

Der Untersuchungsausschuss hat einige der Kon-
flikte zwischen dem Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes und den Organen der Stadt Bremerhaven be-
leuchtet. Dabei ging es zunächst nur darum, den Hin-
tergrund eines Vergleichsvertragsentwurfes aus dem
September  2000  in  den  Kontext  der  Ereignisse  zu
stellen.  Nur  dieser  Vergleichsvertragsentwurf  war
es, den die Grünen zum Anlass nahmen, den Unter-
suchungsausschuss einzuberufen. Wir dagegen woll-
ten  die  gesamte  Geschichte  beleuchten,  weil  wir
meinten und auch heute noch der Meinung sind, dass
eine Bewertung, ob es eine unzulässige Einflussnah-
me auf die Unabhängigkeit des Rechnungsprüfungs-
amtes gegeben hat, nicht isoliert erfolgen kann, son-
dern nur im Zusammenhang der Ereignisse unter Be-
rücksichtigung der Vorgeschichte geschehen kann.

Tatsache ist, dass aus dem Kontext Gerissenes un-
wahr sein kann. Bei diesen Untersuchungen zeigte
sich, dass der Vergleichsvertragsentwurf eine lange
Vorgeschichte hat, die aus den beinahe permanen-
ten Querelen zwischen dem Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes und den Organen der Stadt Bremer-
haven bestand. Dabei war es einerlei, welcher poli-
tischen Couleur diese Organe und die Vertreter wa-
ren. Der neue Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
wurde sehr bald von allen Verantwortlichen in der
Verwaltung als querulatorisch, so der ehemalige Ober-
bürgermeister Richter, empfunden, und die Kontakte
wurden auf ein Minimum begrenzt. Dabei spielte es
eben keine Rolle, ob die Verantwortlichen Mitglie-
der der SPD sind, der FDP oder der CDU waren.

Die  Probleme,  die  es  mit  dem  Leiter  des  Rech-
nungsprüfungsamtes gab, spiegeln sich in allen Aus-
sagen der Zeugen im Rahmen der öffentlichen Zeu-
genvernehmung wider. Das waren neben Oberbür-
germeister Richter, FDP, Bürgermeister Niederquell,
CDU, sowie der Präsident des Rechnungshofes, Herr
Spielhoff, ohne Parteizugehörigkeit. So sagte Herr
Richter, FDP, Zitat aus der öffentlichen Beweisauf-
nahme: „Es zeigte sich für mich dann in relativ kur-
zer Zeit, dass seine Auffassung“ – er spricht von Herrn
Mattern – „von der Ausübung seiner Pflicht nicht so
sehr viel – wie soll ich sagen – mehr davon geprägt
war,  dass  das  Rechnungsprüfungsamt  so  eine  Art
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Superbehörde ist und das, was seine persönlichen
oder amtlichen Wünsche sind, doch zu befolgen sei,
in jedem einzelnen Fall.“

Herr Richter führt weiter aus: „Ich sehe das Rech-
nungsprüfungsamt als eine Behörde mit einem be-
sonderen Auftrag, das ist ja auch festgelegt, aber
doch als Bestandteil der öffentlichen Verwaltung. Es
gibt  natürlich  aufgrund  der  rechtlichen  Gegeben-
heiten und auch aufgrund der Aufgabenstellung eine
Sonderstellung, eine Position, die dem Rechnungs-
prüfungsamt Vollmachten gibt, die andere Ämter ge-
wiss nicht haben. Von daher kommt eine größere Ver-
antwortung auf das Rechnungsprüfungsamt zu, aber
es setzt das Rechnungsprüfungsamt nicht an eine
quasi judikative Stelle.“ So das Zitat von Herrn Ober-
bürgermeister a. D. Richter!

Ähnlich äußerte sich der Noch-Bürgermeister Nie-
derquell, CDU: „Es gab gelegentlich Unmutsäuße-
rungen einzelner Magistratsmitglieder über die Art
der Prüfberichte, über die Schärfe der Prüfberichte,
über die Maßlosigkeit der Anwürfe, es gab Unzufrie-
denheit über den immer währenden Hinweis auf Dis-
ziplinar- und Strafverfahren, selbst bei meines Er-
achtens nicht sonderlich relevanten Themen.“ So das
Zitat von Herrn Niederquell!

Ich will noch den Präsidenten des Rechnungsho-
fes Bremen, Herrn Spielhoff, zitieren aus der öffent-
lichen Beweisaufnahme: „Die Ausgangslage war für
mich so ein bisschen eigenartig, dass es eine Einrich-
tung gibt, die im Grunde, und den Eindruck hat Herr
Mattern manchmal erweckt, in der Weise unabhän-
gig ist, dass es überhaupt niemanden gibt, der ihm
sagen kann, während, und das habe ich Herrn Mat-
tern auch ein paar Mal gesagt, der Rechnungshof,
wenn der etwas machen muss, der muss immer eine
Kollegiumsentscheidung  machen.  Der  Leiter  des
Rechnungsprüfungsamtes ist in seiner Weise unab-
hängig, dass überhaupt niemand da sein soll, der ihm
unter Umständen irgendetwas sagen kann.“

Abschließend ein Zitat von Herrn Spielhoff: „Wie
kann man eine Korrespondenz darüber anfangen, dass
1,80 DM Fotokopierkosten nicht eingezogen worden
sind? Dann fasst der Magistrat noch einen Beschluss
darüber, dass darauf nicht geantwortet werden soll.
Da muss ich“ Herr Spielhoff, „glaube ich, sagen, da
ist irgendetwas nicht in Ordnung.“

(Beifall bei der SPD)

Herr Spielhoff, ich habe doch noch ein Zitat von
Ihnen, und ich zitiere: „So gibt es eben reihenwei-
se, im Grunde jeder Vorgang, da kann man jeden
Vorgang im Grunde nehmen, wo man sich sagt: Sind
die eigentlich noch normal?“ In die Richtung des Nor-
dens jetzt von mir gezeigt! „Die Streitereien etwa
um den Vertreter von Herrn Mattern, wenn er da ei-
ne Fortbildungsanweisung von Herrn Mattern rück-
gängig gemacht hat, dann da eine neue Anweisung
zu machen, da muss der Oberbürgermeister Briefe

schreiben,  da  werden  irgendwelche  Leute  einge-
schaltet, die das rechtlich prüfen, welche Rechte hat
eigentlich der Vertreter des Leiters des Rechnungs-
prüfungsamtes!“ Soweit die Zitate der Vertreter, die
als Zeugen in unserem Ausschuss waren!

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, an den
Zitaten  und  gerade  auch  an  dem  Zitat  von  Herrn
Spielhoff, der nun nicht im Geruch steht, in die Un-
abhängigkeit des Rechnungsprüfungsamtes eingrei-
fen zu wollen, welche Probleme es mit dem Amts-
leiter des Rechnungsprüfungsamtes gab und immer
noch gibt. Man kann es auch so formulieren: Der
Amtsleiter des Rechnungsprüfungsamtes hat mit Ka-
nonen auf Spatzen geschossen und dabei auch viel-
fach über das Ziel hinausgeschossen. Wohin er ge-
schossen hat, kann ich Ihnen nicht sagen.

Im Ergebnis hat jedenfalls eine unerbittliche In-
quisition, sein ständiger Ruf nach Disziplinar- und
Strafverfahren dazu geführt, dass viele Mitarbeiter
in der Verwaltung sich geradezu kriminalisiert fühl-
ten. Ich füge an, dass man aufpassen muss mit dem,
was man behauptet. Die Verwaltung der Stadtge-
meinde Bremerhaven in Gänze hat ein Anrecht dar-
auf, für sich wahrgenommen zu werden und nicht
durch den Leiter des Rechnungsprüfungsamtes, wie
es die Zeugen sagten, kriminalisiert zu werden.

(Beifall  bei  der  SPD  –  Abg. B o r t t -
s c h e l l e r  [CDU]: Wer hat den denn aus-

gesucht?)

Wenn ich das so sage, weil ich hier Kopfschütteln
sehe, ging es fast nie um die sachliche Kompetenz
des Rechnungsprüfungsamtsleiters. Es ging um sei-
ne  Konsequenzen,  die  er  als  Judikative  forderte,
strafrechtlich  und  disziplinarrechtlich  vorzugehen.
Man muss die Verwaltung verstehen, dass doch kei-
ner mehr etwas tut, wenn er sofort die Schelte von
einem bekommt, der meint, er müsse es besser wis-
sen.

Fazit zu diesem Sachkomplex: Dem Magistrat ist
nach all dem vorzuwerfen, dass er der Amtsführung
des Leiters des Rechnungsprüfungsamtes so lange
tatenlos zugesehen hat und auf die rechtlich sicher
zulässige Umsetzung dieses ungeeigneten Mitarbei-
ters verzichtet hat. Für die Umsetzung ist es nicht
erforderlich,  dass  sich  der  entsprechende  Beamte
disziplinarrechtlicher  Vergehen  schuldig  gemacht
hat. Es reichen vielmehr, darüber hat uns Herr Pro-
fessor Pottschmidt informiert, anhaltende Querelen
im Amt aus.

An der Existenz anhaltender Querelen zwischen
dem Leiter des Rechnungsprüfungsamtes und dem
Magistrat ist nach den genannten Ergebnissen der
Beweisaufnahme nicht im Geringsten zu zweifeln.
Die Nichtumsetzung des Leiters des Rechnungsprü-
fungsamtes ist insofern als unzulässige Einflussnah-
me zu qualifizieren, weil es unserer Überzeugung



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 74. Sitzung am 20. 2. 03 5289

nach feststeht, dass die Prüfungstätigkeit des Amtes
unter diesem Amtsleiter Schaden genommen hat.

(Beifall bei der SPD)

Es ist jetzt an dem Oberbürgermeister der Stadt-
gemeinde Bremerhaven, zusammen mit der Stadt-
verordnetenversammlung den Amtsleiter umzuset-
zen. Das Ansehen der öffentlichen Verwaltung und
das Ansehen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Rechnungsprüfungsamtes darf nicht länger ge-
schädigt werden.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich nun, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, zu einem Punkt kommen, der im Verlauf der
Arbeit  des  Untersuchungsausschusses  auch  eine
Rolle gespielt hat, das disziplinarrechtlich relevante
Fehlverhalten  des  Rechnungsprüfungsamtsleiters!
Es ist nicht im Fokus eines Untersuchungsausschus-
ses des Landtages, dies eigentlich im Kern zu be-
leuchten,  doch  in  diesem  Fall  ist  es  wichtig,  den
Sachverhalt zu kennen, da dieser neben den eben
erwähnten Querelen im Zusammenhang mit dem
noch anzusprechenden Vergleichsvertragspapier zu
sehen ist.

Unsere Untersuchungen haben eindeutig ergeben,
dass der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes eine
Akte  seiner  thailändischen  Lebensgefährtin  beim
Ausländeramt und die Unterhaltsvorschussakte ih-
res minderjährigen Kindes hat anfordern lassen. Das
klingt schon an sich seltsam, warum fordert da je-
mand die Unterhaltsakten von ihm nahe stehenden
Personen an? Man könnte das rechtfertigen, wenn
das Rechnungsprüfungsamt allgemein alle Auslän-
derakten oder alle Unterhaltsvorschussakten geprüft
hätte. Da hätte dann zufälligerweise auch die Le-
bensgefährtin des Herrn Mattern dabei sein können.
So war es aber eben nicht. Er hat eben nur ganz ge-
zielt diese beiden Akten durch Mitarbeiter des Rech-
nungsprüfungsamtes anfordern lassen. Da frage ich
mich dann schon, was er damit wollte.

Man versteht das, wenn man noch weiß, dass sei-
ne Lebensgefährtin anschließend rückwirkend Un-
terhaltsvorschuss für ihr minderjähriges Kind bean-
tragt und auch bekommen hat. Es ging aber wohl
nicht nur um die Frage, ob dies rechtlich möglich ist
– die hat sich Herr Mattern vom Jugendamt direkt
beantworten lassen –, offenbar ging es auch um die
Frage, ob die Akten etwas enthalten, das dieser rück-
wirkenden Zahlung im Wege steht. Als klar war, dass
dies nicht der Fall war, konnte der Unterhaltsvor-
schuss beantragt werden. Unabhängig davon, ob er
nun zu Recht oder Unrecht ausgezahlt wurde, und
unabhängig davon, ob die Lebensgefährtin damit ein-
verstanden gewesen ist, dass Herr Mattern diese Ak-
ten angefordert hat, er hat hier seine dienstlichen

Kompetenzen zu privaten Zwecken eingesetzt, und
dies geht nicht.

(Beifall bei der SPD)

Das ist nicht nur moralisch verwerflich, sondern auch
rechtlich unzulässig. Der Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes soll eben das Finanzgebaren der Stadt-
gemeinde Bremerhaven prüfen und seine Aktenein-
sichtsrechte nicht dafür benutzen, persönliche Ver-
hältnisse zu klären. Folglich wurde vom Magistrat
ein Disziplinarverfahren gegen Herrn Mattern ein-
geleitet, und ich glaube auch, das ganz zu Recht.

(Beifall bei der SPD)

Aus der Geschichte lässt sich folgern, dass ein
schweres Dienstvergehen durch den Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes  begangen  wurde.  Diese  Ein-
schätzung hatte auch die Generalstaatsanwältin, und
auch der Vorermittlungsführer im Disziplinarverfah-
ren gegen Herrn Mattern kommt zu diesem Ergeb-
nis. Soweit der Verdacht eines Dienstvergehens vor-
liegt, ist es rechtswidrig, einen Beamten zu beför-
dern, weil seine Eignung gerade angezweifelt wird
und am Ende des Disziplinarverfahrens sogar eine
Degradierung stehen kann. Voraussetzung für eine
Beförderung ist unter anderem, dass der Beamte sich
fachlich und persönlich als geeignet erwiesen hat.
Zweifel an der persönlichen Eignung sind auf jeden
Fall berechtigt, solange disziplinarische Vorermitt-
lungen durchgeführt werden. So wäre es unrecht-
mäßig gewesen, nach den Aktenanforderungen den
Rechnungsprüfungsamtsleiter zu befördern.

Das Disziplinarverfahren hat leider so lange ge-
dauert, dass die Gefahr besteht, dass der Sanktions-
anspruch seitens des Dienstherrn verjährt ist. Dies
ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass Herr
Dr. Dopatka, der von Herrn Manfred Lissau als Vor-
ermittlungsführer abgelöst wurde, lange Zeit nicht
zu Potte kam. Herr Lissau hat inzwischen insoweit
geäußert, dass ein Dienstvergehen vorliegt, er prüft
zurzeit allerdings, ob dieses verjährt ist

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Viel harmlosere Dinge hießen ges-

tern Vorverurteilungen!)

oder ob die Verjährung durch weitere Vorfälle un-
terbrochen wurde. Herr Schramm meint nun, diese
mögliche Verschleppung sei mehr oder weniger Ab-
sicht gewesen, nicht nur Absicht von Herrn Dopatka,
sondern auch die Absicht des Magistrats der Stadt-
gemeinde  Bremerhaven.  Daraus  konstruieren  Sie
dann eine unzulässige Einflussnahme. Das ist natür-
lich grotesker Unsinn, den Sie da formulieren.

(Beifall bei der SPD)
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Erstens könnte es überhaupt keine Einflussnah-
me durch die Organe der Stadt Bremerhaven oder
des Landes geben, dazu gehört Herr Dopatka nach-
weislich bekanntermaßen nicht. Erst wenn man be-
weisen könnte, dass Herr Dopatka auf Anweisung
oder Rat der Stadt Bremerhaven das Verfahren be-
wusst verschleppt hat, müsste man diesem Vorwurf
nachgehen. Aber diese Beweisführung ist nicht ein-
mal  versucht  worden,  weil  alle  wussten,  was  am
Ende herauskommt. Wichtiger ist, der Magistrat als
Dienstherr hätte sich ja damit selbst durch die Brust
ins Auge geschossen. Warum? Weil durch eine zeit-
liche Verzögerung das Dienstvergehen möglicher-
weise verjährt ist! Damit wird die Umsetzung von
Herrn Mattern auf einen anderen Posten schwieri-
ger, aber genau diese Umsetzung ist nach unserer
Auffassung dringend geboten, und wenn ich richtig
höre, sehen das in Bremerhaven auch schon viele
andere, dass es dringend notwendig ist, den Amts-
leiter umzusetzen.

(Abg. B o r t t s c h e l l e r  [CDU]: Die
Welt blickt auf Bremerhaven!)

Fazit zu diesem Sachverhalt: Inwieweit aus dem
Verlauf der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
und des Disziplinarverfahrens eine unzulässige Ein-
flussnahme auf die Unabhängigkeit und Arbeit des
Rechnungsprüfungsamtes zu begründen ist, lässt sich
nicht  nachvollziehen  und  ist  rational  nicht  zu  er-
schließen. Nur wer selbst in Kategorien eines perfi-
den Intriganten denkt, kann zu einem solchen Er-
gebnis kommen.

(Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grünen
– Heiterkeit bei der CDU – Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Kein Mil-
limeter dem Gegner! Das ist vielleicht eine

Geisteshaltung!)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, kommen
wir nun zu der engeren Vorgeschichte des angebli-
chen Casus knacksus des Untersuchungsausschus-
ses, zu dem schon erwähnten Vergleichsvertragsent-
wurf vom September 2000! Im Vorfeld des in der Stadt
Bremerhaven einheitlich festgelegten Beförderungs-
termins bereitete der Magistrat eine Vorlage zur Be-
förderung von Bediensteten mit Wirkung zum 1. Ok-
tober 2000 vor. Die Beförderung des Leiters des Rech-
nungsprüfungsamtes war wegen der laufenden dis-
ziplinarrechtlichen Vorermittlungen zum bekannten
Termin nicht vorgesehen. Aus diesem Grund veran-
lasste die CDU-Fraktion in der Koalitionsrunde die
Aussetzung der entsprechenden Magistratsvorlage,
so dass alle zum 1. Oktober 2000 geplanten Beför-
derungen gefährdet waren. Soweit richtig, Herr Tei-
ser! Erst durch öffentlichen Druck der Beschäftigten
konnte  die  Beförderung  der  Bediensteten  bei  der
Stadt Bremerhaven durchgeführt werden,

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Das stimmt wie-
derum nicht!)

jedoch ohne den Amtsleiter des Rechnungsprüfungs-
amtes. Im Rückblick und mit den Erfahrungen, die
ich heute habe, kann ich Ihnen sagen, und ich bin
mir sicher, dass hier der Grundstein für die spätere
lebhafte Diskussion um das Rechnungsprüfungsamt
seinen Ursprung hatte.

(Unruhe – Glocke)

Weil es nun diese Blockadehaltung seitens der CDU
gab, bemühten sich die Koalitionsfraktionen der SPD
und der CDU im September 2000 um eine politische
Lösung mit dem Amtsleiter des Rechnungsprüfungs-
amtes. Der stellvertretende Kreisvorsitzende der CDU
Bremerhaven, Michael Teiser, bat den Oberbürger-
meister sowie den Vorsitzenden der CDU-Stadtver-
ordnetenfraktion, Paul Bödeker, zur Lösung des Pro-
blems ein Gespräch mit dem Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes zu führen.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Ich?)

Insbesondere sollte auch versucht werden, daran lag
Teilen der CDU, das disziplinarrechtliche Vorermitt-
lungsverfahren zu beenden.

Ich zeige Ihnen gern nachher Ihre Zitate aus der
Vernehmung. Daraus zitiere ich teilweise.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Ich habe sie gebe-
ten? Ich habe gesagt, wenn sie wollen, kön-

nen sie es machen!)

So  sollte  eine  Beförderung  des  Leiters  des  Rech-
nungsprüfungsamtes zum Oktober 2000 ermöglicht
werden. Auch der Anwalt von Herrn Mattern hatte
beim Oberbürgermeister um eine vergleichende Lö-
sung des Problems nachgesucht. Da der Oberbür-
germeister eine verwaltungsseitige Lösung für aus-
geschlossen hielt, lehnte er eine Beteiligung an ei-
nem Lösungsversuch ab. Stattdessen empfahl er, die
Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen, Klaus Rosche
und Paul Bödeker, zu beauftragen, um im Ergebnis
eine Lösung zu erreichen. Zur Vorbereitung bat Klaus
Rosche um eine Zusammenstellung der aus der Sicht
der Verwaltung regelungsbedürftigen Punkte. Da-
raufhin vereinbarte der Fraktionsvorsitzende der CDU,
Paul  Bödeker,  mit  dem  Leiter  des  Rechnungsprü-
fungsamtes für den 20. September 2000 einen Ter-
min, der in den Räumlichkeiten des Büros des Stadt-
verordnetenvorstehers stattfand.

Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Klaus Rosche,
hat ausgesagt, er habe unmittelbar vor dem Gespräch
in seinem Büro in der Stadtverordnetenfraktion den
Posteingang durchgesehen und einen an ihn persön-
lich adressierten Umschlag gefunden, in dem sich der
Vergleichsvertragsentwurf vom 19. September befand.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Ohne Absender!)
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Auch wir, lieber Kollege Teiser, können die Meta-
morphose nicht auflösen. Ich kann es nicht, ich bin
der Fragende, und die anderen waren die Antwor-
tenden!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Ich habe keinen
Namen genannt! Ohne Absender!)

Klaus Rosche legte den Vergleichsvertragsentwurf
den  beiden  anderen  Gesprächsteilnehmern,  Herrn
Bödeker und Herrn Mattern, vor. Mit welchen Wor-
ten dies geschehen ist und wie dies gemeint gewe-
sen sein könnte, darüber besteht keine Einigkeit
zwischen den beiden in dem Gespräch anwesenden
Personen. Für mich ist in jedem Fall ebenso wie für
den Staatsanwalt in Bremerhaven klar, dass Herr Mat-
tern nicht genötigt werden sollte, das Papier zu un-
terschreiben.

Ersparen Sie es mir, Ihnen die Details der Gegen-
überstellung zu sagen! Ich will Ihnen ersparen, dass
ein Teil der Zeugen gar nicht wusste, dass es Kaffee
gab. Ein Teil, das will ich Ihnen auch ersparen, wus-
ste noch nicht einmal, dass jemand anders im Zim-
mer ist, als man dort hineinging. Sie sehen also an
diesen Beispielen, wie durchaus illuster die Diskus-
sion darüber war, wie das Gespräch eigentlich statt-
gefunden hat. Deswegen erspare ich mir das Weite-
re über die Gesprächssituation anhand des zweiten
Papiers.

Wichtig ist nur, dass der Stadtverordnetenvorste-
her dann aufgrund des letzten Gespräches einen
zweiten Vertragsentwurf vom 21. September 2000
per Fax an die Vorsitzenden der SPD-Fraktion und
danach, mit dem Einverständnis von Herrn Rosche,
auch an die CDU faxte. Eine weitere Erörterung die-
ses Vertragsentwurfs fand nicht mehr statt, da die
CDU- und SPD-Fraktionen die Angelegenheit nicht
weiter verfolgen wollten. Das Papier, hat Herr Tei-
ser sinngemäß in der Vernehmung gesagt, sollte in
der Schublade verschwinden. Dann war Pause, un-
gefähr ein Jahr lang war Pause. Erst dann kam die
Geschichte an die Öffentlichkeit und führte zu dem,
was seit 2001 öffentlich bekannt ist. Es ist schon selt-
sam, dass ein Jahr Pause ist und man sich doch die
Frage stellen muss: Wer hat eigentlich ein Interesse
daran gehabt, dass nach einem Jahr Pause diese
Geschichte das Licht der Öffentlichkeit erreicht hat?

Fazit zu den Vertragsvergleichsentwürfen: Der Ver-
tragsvergleichsentwurf kann im Zusammenhang der
Konflikte  zwischen  dem  Rechnungsprüfungsamts-
leiter und dem Magistrat nicht als unzulässige Ein-
flussnahme auf die Arbeit des Rechnungsprüfungs-
amtes gewertet werden. Vor allem stand hinter dem
Entwurf und den Verhandlungen die Forderung Mat-
terns, befördert zu werden. Weil das wegen des lau-
fenden  Disziplinarverfahrens  ausgeschlossen  war,
hat sein Anwalt angeregt, einen außergerichtlichen
Vergleich herbeizuführen, um das Disziplinarverfah-
ren aus der Welt zu schaffen.

Auch wenn der Vertragsentwurf in vielen Punk-
ten sprachlich missglückt und im juristischen Sinne
in wenigen Punkten unpräzise und deshalb angreif-
bar ist, lässt sich das Papier nicht als unzulässige Ein-
flussnahme bewerten. Es hatte die Funktion, einen
für alle unerträglich gewordenen Konflikt zu lösen.
Der Versuch, den Konflikt durch eine einvernehmli-
che Einigung zu lösen, kann aber nicht als unzuläs-
sige Einflussnahme gewertet werden.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Frau
L i n n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen])

Strafrechtlich relevant ist der Entwurf ebenso we-
nig, so dass hier auch nicht mit dem Vorwurf der
Nötigung oder dem vorhandenen absurden Vorwurf
der Bestechung gearbeitet werden kann. Dies hat
auch  das  Ermittlungsverfahren  der  Staatsanwalt-
schaft ergeben.

Liebe Frau Linnert, wenn Sie sich einmal die Mühe
gemacht hätten, sich im Ausschuss das anzuhören,
was dort gelaufen ist, und Ihr Kollege Herr Schramm
mit dazu beigetragen hätte, hätten wir vernünftiger
arbeiten können, weil er die ganzen Wochen nicht
vorhanden  war!  Die  Grünen  haben  im  Ausschuss
nichts dazu beigetragen, das nur annähernd recht-
fertigen würde, was Sie andauernd hier dazwischen-
rufen!

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen das, es war vielmehr die Arbeit des
Vorsitzenden und des SPD-Obmannes, diesen Aus-
schuss zu einem Ergebnis zu bekommen. Der Kolle-
ge Röwekamp nickt an der Stelle, also so weit kann
ich nicht daneben liegen!

(Heiterkeit – Abg. T e i s e r  [CDU]: Der
nickt immer, wenn er gelobt wird!)

Zum damaligen Zeitpunkt konnte – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber ohne
Herrn Schramm hätten wir gar nichts ma-
chen können, weil es den Ausschuss nicht

gegeben hätte!)

Ja, das stimmt! Lassen Sie mich dann wieder zu mei-
nem Manuskript kommen!

Zum damaligen Zeitpunkt konnten diese Punkte
aber durchaus als vertretbare Meinung gebilligt wer-
den, da sie von vornherein keine unzulässige Ein-
flussnahme darstellten. Dies betrifft vor allem die
Vorgesetzteneigenschaften des Stadtverordneten-
vorstehers, dem genauso irrige Rechtsmeinung zu-
zubilligen ist, wie dies in dem Bereich des Leiters
des Rechnungsprüfungsamtes auch geschah.

Missglückt ist das Papier insoweit auch deshalb,
weil versucht wurde, vertragliche Absprachen, die
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in der Privatwirtschaft durchaus üblich sind, auf be-
amtenrechtliche Verhältnisse zu übertragen. Damit
ist das Angebot gemeint, den Rechnungsprüfungs-
amtsleiter zu befördern, wenn dieser sich auf eine
andere Stelle bewirbt. Das geht wegen der überge-
ordneten Besonderheiten des Beamtenrechtes nicht.
Es stimmt doch auch, Herr Teiser hat es doch im Aus-
schuss gesagt, dass auch er angesprochen wurde:
Könnte man Herrn Mattern nicht in Bremen irgend-
wo unterbringen?

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Jetzt müssen Sie
auch sagen, wer mich angesprochen hat!)

Ich erzähle doch hier nichts, was nicht irgendwo
aus der Welt kommt, sondern ich erzähle Ihnen die
Geschichte eines Rechnungsprüfungsamtsleiters, der
in sich Probleme hat, die Konflikte ausgelöst haben,
die dann irgendwann nur noch politisch handelbar
waren, aber am Ende doch nicht handelbar waren.
Verstanden?

(Heiterkeit – Abg. B ü r g e r  [CDU]: Was
sind denn In-Sich-Probleme?)

Lassen Sie mich dann, Herr Präsident, meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen, noch etwas zu den
Rücktrittsforderungen der Grünen gegenüber dem
Stadtverordnetenvorsteher sagen! Soweit der Stadt-
verordnetenvorsteher eingefordert hat, er sei Vorge-
setzter von Herrn Mattern, hat er insoweit geirrt, als
er nach heutigen Erkenntnissen aus dem Pottschmidt-
Gutachten nicht Vorgesetzter ist. Irrige Rechtsauf-
fassungen unterlaufen aber bekanntlich selbst den
Bundesgerichten, so dass man darin keine unzuläs-
sige Einflussnahme auf das Amt erblicken kann.

(Unruhe beim Bündnis 90/Die Grünen)

Anfügen muss ich noch, dass der Stadtverordne-
tenvorsteher sich auf der Grundlage einer durch die
Koalition  von  CDU  und  SPD  in  Bremerhaven  be-
schlossenen Dienstanweisung bewegt hat. Es gab
im  Verfassungs-  und  Geschäftsordnungsausschuss
Bremerhaven keine Anzeichen dafür, dass der Vor-
stand der Stadtverordnetenversammlung oder auch
die Stadtverordneten in Gänze das Handeln des Stadt-
verordnetenvorstehers eingegrenzt hätten. Der Stadt-
verordnetenvorsteher musste und konnte davon aus-
gehen, dass er im Auftrag der Stadtverordnetenver-
sammlung gehandelt hat.

Außerdem befindet sich der Stadtverordnetenvor-
steher in bester Gesellschaft.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das stimmt! – Unruhe beim Bünd-

nis 90/Die Grünen)

Nun warten Sie doch ab, was ich weiter sagen wer-
de! Der Stadtverordnetenvorsteher befindet sich in

bester Gesellschaft der Personen, die gesagt haben,
er ist Vorgesetzter. Das haben die CDU-Stadtverord-
neten durch den Beschluss im Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschuss gesagt, das war die Mei-
nung des Rechtsamts, und es war auch die Meinung
des Rechnungshofs Bremen.

Das  Fazit  des  Untersuchungsausschusses  steht
jetzt an, Ihnen mitgeteilt zu werden. Einen Teil der
Punkte hat der Vorsitzende schon vorgetragen. Eine
unzulässige Einflussnahme gab es nicht. Einen Blick
nach vorn gestattet das Gutachten von Professor Pott-
schmidt, das die anderen Parteien zunächst für über-
flüssig hielten, sich nun aber an das Revers heften
möchten.

Wie hat der Obmann der Grünen zu Beginn der
Ausschussarbeit sinngemäß gesagt? Wir haben ge-
nug Gutachten, wir benötigen kein weiteres. Das ist
alles Verschleppungstaktik der SPD. Heute wird das
Gutachten  von  allen  als  die  richtige  Handlungs-
schnur für die Lösung der Probleme angesehen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das steht doch im Einsetzungsbe-
schluss, dass man dazu Vorschläge machen

kann!)

Ganz im Ernst, meine Kolleginnen und Kollegen,
meine  Damen  und  Herren,  Vergleiche  zwischen
streitenden Parteien sind ganz normal. Das kann Ih-
nen jeder Rechtsanwalt bestätigen. Bei dem, was wir
über den Amtsleiter des Rechnungsprüfungsamtes
herausgefunden haben, sind die Vergleichsversuche
Jahre zu spät gekommen.

(Beifall bei der SPD)

Für uns ist es notwendig, dass nach dem Gutach-
ten von Professor Pottschmidt die Dienstanweisung
verändert wird. Wir halten es für zwingend notwen-
dig, die Probleme in Bremerhaven zu lösen. Wir hal-
ten es weiter für dringend notwendig, den Amtslei-
ter des Rechnungsprüfungsamtes umzusetzen, weil
wir glauben, dass damit die Konflikte, die weiter und
aktuell auch bestehen, gelöst werden können.

Wenn ich das sage, dass man jemanden umsetzen
kann, der eine unabhängige Stellung hat, dann be-
ziehe ich mich auf das Gutachten von Professor Pott-
schmidt, der ganz klar sagt, dass bei andauernden
Querelen ein Amtsleiter des Rechnungsprüfungsam-
tes  im  Einvernehmen  zwischen  der  Stadtverordne-
tenversammlung und dem Magistrat umgesetzt werden
kann.

Da ich mehrfach in meiner Rede Zitate benutzt
habe, möchte ich dann auch meinen Redebeitrag mit
einem Zitat des Kollegen Teiser beenden.

(Zurufe von der CDU: Oh! – Abg. T e i -
s e r  [CDU]: Sie wollen mich einfach am
Rednerpult sehen! – Heiterkeit bei der CDU)
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Vielleicht, Herr Teiser, schätze ich Sie ja so, dass ich
Sie so oft zitiere! Ich weiß es nicht. Deswegen kann
ich meine Rede mit den Worten des Kollegen Teiser
schließen,  der  im  Untersuchungsausschuss  gesagt
hat, aus dem Zusammenhang gerissen, das betone
ich ganz bewusst.

(Heiterkeit  –  Beifall  bei  der  SPD  –  Abg.
T e i s e r  [CDU]: Vielleicht habe ich den

Zusammenhang nicht erkannt!)

Aber gesagt hat er trotzdem Folgendes: „Es war ei-
gentlich parteiübergreifender Wille, dass dieser Mann
weg muss.“

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Im Magistrat!)

Im Magistrat, ja! Ich sage ja nur, was Sie wiederge-
geben haben, nicht Ihre Meinung. Hoffen wir alle
für  die  Stadtgemeinde  Bremerhaven,  dass  dieser
Wille des Magistrats und der Stadtverordnetenver-
sammlung zum Tragen kommt, damit die Unabhän-
gigkeit – –.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Wer interessiert
sich für den Willen des Magistrats?)

Sie demnächst, glaube ich, mehr für den Magistrat,
wenn Sie dort als Bürgermeister sitzen!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Auch dann nicht!)

Auch dann nicht? Also, ich hoffe, dass wir am Ende
dieses Untersuchungsausschusses gelernt haben, dass
es Dinge gibt, die man lieber nicht im Parlament dis-
kutieren soll, die man in der Provinz hätte lassen sol-
len. An dieser Stelle Provinz genannt die Stadtge-
meinde Bremerhaven!

(Heiterkeit – Starke Unruhe – Abg. T e i -
s e r  [CDU]:  Das  war  ein  Angriff  auf  die

Seestadt Bremerhaven!)

Abschließend bedanke ich mich bei dem Vorsit-
zenden des Untersuchungsausschusses, Herrn Röwe-
kamp, für die kollegiale Zusammenarbeit,

(Glocke)

bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hau-
ses, bei den Mitarbeitern meiner Fraktion und bei
dem Kollegen Schramm für Kollegialität. – Herzli-
chen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Herr  Röwe-
kamp, Sie haben, wie ich meine, die umfangreiche
und komplexe Sachdarstellung in dem Bericht hier
noch einmal dargelegt. Sie ist meines Erachtens im
Großen  und  Ganzen  zutreffend,  wenn  auch  nicht
ganz vollständig. An dieser Stelle bedanke ich mich
noch einmal für die Unterstützung der beiden Frak-
tionen, weil wir ja nicht in der Lage waren, einen Un-
tersuchungsausschuss in eigener Kraft einzusetzen.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das hat man
gemerkt!)

Von dieser Stelle noch einmal vielen Dank!

Herr Schildt, ich glaube, Sie sollten in Ihrer Rolle
als streng dienender Parteisoldat

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: So ist es!)

wirklich auf die Bewertung anderer im Ausschuss
verzichten.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ja!)

Das fällt wirklich auf Ihre Füße, das hat diese Rede
noch einmal deutlich gemacht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ihre Rolle im Ausschuss bezog sich doch lediglich
darauf, vertrauliche Papiere an die Presse zu geben,
um Ihnen einen weißen Fuß zu machen. Mit Ihnen,
das kann ich Ihnen auch hier versichern, werde ich
mich gern messen, ob als Mücke oder als Elefant,
die Ebene überlasse ich Ihnen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Heiterkeit bei der CDU)

Herr Röwekamp, Sie haben hier zutreffend über
zahlreiche Verstöße geredet, Sie haben in der Tat
über falsche Rechtsauffassungen des Stadtverord-
netenvorstehers  berichtet  und  über  die  falschen
Rechtsauffassungen  des  Oberbürgermeisters.  Sie
haben auch über zahlreiche Eingriffe auf die Unab-
hängigkeit  des  Rechnungsprüfungsamtes  hier  be-
richtet. Dafür danken wir.

Nur, und das ist die Kritik daran, Sie haben, mei-
nes Erachtens die falschen Schlussfolgerungen da-
raus gezogen, denn letztendlich haben Sie gesagt,
es hätte keine unzulässige Einflussnahme gegeben.
Ich glaube, das sind Schlussfolgerungen, die Sie hier
ein bisschen geglättet haben. Sie sind gedrängt wor-
den, nicht all das zu vertreten, was Sie in den Be-
weisaufnahmen  wirklich  herausbekommen  haben.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Hier  hat  der  Koalitionszwang  seine  politischen
Früchte getragen, meine Damen und Herren.

Sie vertreten, das haben Sie selbst gesagt, den
kleinsten politischen Nenner in dieser Frage. Das
ist Ihre Definition von Wahrheitsfindung in einer gro-
ßen Koalition, meine Damen und Herren.

So ist das eben, wenn man die große Koalition gern
fortsetzen will, aber das ist schade. Zeitweise wur-
de, zumindest in der Presse, diese Einigkeit aber sehr
wohl schon einmal durchbrochen. Ich erinnere zum
Beispiel an die Artikel in der „Nordsee-Zeitung“ vom
7. September 2002, dort sprachen Sie, Herr Röwe-
kamp, von den SPD-Lügengeschichten. Sie haben
Recht gehabt. Es ist schade, dass sich diese Einschät-
zung nicht vollends in dem Abschlussbericht wie-
derfindet.

Deshalb war und ist es notwendig, dass wir Ihnen
heute  einen  Minderheitenbericht  vorlegen.  Die
Zwänge innerhalb der großen Koalition wurden am
deutlichsten, als die SPD den so genannten Vertrags-
entwurf als Schlichtungspapier verharmloste und die
CDU nicht widersprach. Die SPD gab vor, es habe
sich nicht einmal um den Versuch einer Einflussnah-
me gehandelt. Tatsächlich aber ging es nicht etwa
um die Formulierung einer gütlichen Einigung, wie
es die SPD bis zum heutigen Tage vertritt, sondern
hier wurde objektiv und subjektiv völlig bewusst Ein-
fluss genommen, Einfluss mit rechtlich unzulässigen
Methoden, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Unserer Meinung nach stand es für die SPD-Mit-
glieder im Ausschuss während des gesamten Ver-
fahrens eher im Mittelpunkt des Interesses, dem Lei-
ter des Rechnungsprüfungsamtes dienstrechtliche Ver-
gehen nachweisen zu wollen, um ihn aus dem Amt
entfernen zu können. Das hat Herr Schildt eben noch
einmal deutlich bestätigt. Es ging ihnen nicht so sehr
darum, die Verteidigung der Wahrung der Rechte ei-
nes unabhängigen Rechnungsprüfungsamtes zu leis-
ten, meine Damen und Herren.

(Widerspruch bei der SPD)

Das ist vor dem Hintergrund von über 50 Jahren
Alleinregierung einer SPD vielleicht auch nachvoll-
ziehbar aus Ihrer Sicht. Wer weiß schon, welche Lei-
chen sich in den vielen Jahren im Keller angesam-
melt haben! Aber demokratisch, meine Damen und
Herren, ist das nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen keine Missverständnisse aufkommen
lassen, Herr Mattern hat eine dienstrechtliche Ver-
fehlung begangen, gar keine Frage, er hat eine Aus-
länderakte zu privaten Zwecken angefordert. Seine

Fehler waren aber bereits Gegenstand disziplinar-
rechtlicher Untersuchungen eines Vorermittlungsfüh-
rers. Es trifft also nicht den Kern des Untersuchungs-
auftrags  dieses  Ausschusses,  dies  als  Personalien
derart in den Mittelpunkt zu stellen, wie die SPD-
Fraktion es getan hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Medienkampagne der SPD war dementspre-
chend unwürdig verlaufen. „Rotlichtviertel und Ak-
tenmissbrauch“ war in der „Nordsee-Zeitung“ zu
lesen. Das sollte auf Kontakte zum Rotlichtmilieu
verweisen.

(Abg. S c h i l d t  [SPD]: Ja, soll es sein!)

Später dann wurden vertrauliche Ergebnisse des Vor-
ermittlungsführers der Presse weitergegeben, meine
Damen und Herren.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Hört, hört!)

Mit dieser psychologischen Kriegsführung sollte die
Person Mattern als Person diskreditiert werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zuruf des Abg. S c h i l d t  [SPD])

Es ist auch auffällig, dass der Beweisbeschluss IV
mit neun Themen wie zum Beispiel Teilnahme am
Euro-Arbeitskreis, ja oder nein, Geldkarteneinfüh-
rung bei der Stadtkasse, ja oder nein, und so weiter
in Ihrem Mehrheitsbericht überhaupt nicht mehr
auftaucht. Es steht deshalb nun nicht mehr darin,
weil nicht das herausgekommen ist bei diesen Ba-
gatellen, was herauskommen sollte. Sie wollten Mat-
tern als kleinkarierten Spinner darstellen, und das
ist Ihnen nicht gelungen.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Ist er ja auch!)

Nur deshalb taucht das in Ihrem Bericht gar nicht
auf, obwohl Sie sehr viel Wert darauf gelegt haben,
dass diese Beweisbeschlüsse erhoben werden. Das
heißt also, die Bürgerschaft wird hier gar nicht voll-
ständig informiert, meine Damen und Herren.

Uns ging es in dem Untersuchungsausschuss um
etwas  ganz  anderes.  Die  Personalie  stand  für  uns
nicht im Mittelpunkt. Uns ging es darum, vielfach ge-
äußerte Vorwürfe der unzulässigen Einflussnahme
zu klären. Darüber hinaus wollten wir die struktu-
rellen Probleme beleuchten, die entstanden sind, als
ein politisch eingefahrener Behördenapparat auf ei-
nen peniblen, wenn auch schwierigen Rechnungs-
prüfer gestoßen ist, der seine Prüfarbeit wirklich ernst
genommen hat.

Kurz gesagt, meine Damen und Herren, der Kampf
gegen den Behördenfilz benötigt eine unabhängige
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Rechnungsprüfung. Diese Unabhängigkeit war durch
die verschiedenen Eingriffe stark gefährdet. Hier hat
zum Glück das Gutachten des Professor Pottschmidt
große Klarheit gebracht, das haben wir gehört. Es
hat festgestellt, dass das Rechnungsprüfungsamt un-
abhängig ist und alle einschränkenden Dienstanwei-
sungen, Verbote, die die Prüfungstätigkeiten betref-
fen, damit unzulässig sind. Das war unserer Meinung
nach ganz klar eine Ohrfeige für den Magistrat, denn
dieser  hat  immer  eine  völlig  andere  Rechtsauffas-
sung vertreten. Allein dies festzustellen ist ein gro-
ßer Erfolg des Untersuchungsausschusses und muss
zukünftig für die weitere Arbeit des Rechnungsprü-
fungsamtes Folgen haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun zu der Arbeit des Untersuchungsausschusses
und ein paar Anmerkungen dazu! Im Abschlussbe-
richt der großen Koalition auf Seite neun heißt es:
„Die Herausgabe von Akten des Magistrats und des
Stadtverordnetenvorstehers gestaltete sich eingangs
schwierig.“  Diese  Formulierung  ist  symptomatisch
für den ganzen Bericht. Es wird verharmlost. Tatsa-
che ist, am 27. Mai 2002 hat der Untersuchungsaus-
schuss  alle  einschlägigen  Akten  angefordert;  der
Oberbürgermeister und der Stadtverordnetenvorste-
her haben sich geweigert, diese Akten herauszuge-
ben. Der Senat wurde eingeschaltet, Gutachten wur-
den geschrieben, Drohbriefe wurden formuliert. Was
war das für ein Sommertheater! Wir mussten die Be-
schlagnahme einfordern, aber auch das wurde durch
die große Koalition letztendlich abgelehnt.

Nach sechs Monaten erst sind dann die Akten voll-
ständig eingegangen, meine Damen und Herren. Wir
sagen, diese Verzögerungstaktik war unrechtmäßig.
Das hat auch Professor Pottschmidt in der Beweis-
aufnahme eindeutig festgestellt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die  Arbeit  des  Untersuchungsausschusses  wurde
dadurch nicht unerheblich beeinträchtigt.

Beeinträchtigt wurde die Wahrheitsfindung auch
dadurch, dass die Vereidigung von Zeugen bei Stim-
mengleichheit verhindert werden konnte. Die SPD
als alleinige Fraktion war in der Lage, jeden Antrag
auf Vereidigung zu verhindern, was sie auch aus-
reichend getan hat. Behindert hat es uns dort, als es
darum ging, den Verfasser des Vertragspapiers zu
ermitteln und diejenigen zu vereidigen, bei denen
die Aussagen besonders widersprüchlich erschienen.

Zu einzelnen Ergebnissen möchte ich noch sagen:
Den Feststellungen im Mehrheitsbericht über die un-
abhängige Rechtsstellung des Rechnungsprüfungs-
amtes, wie sie ausführlich in dem Gutachten von Pro-
fessor  Pottschmidt  zum  Ausdruck  gekommen  ist,
stimmen wir uneingeschränkt zu. Nicht einverstan-
den sind wir mit der Bewertung im Mehrheitsbe-

richt, was den Verlauf der disziplinarischen Vorer-
mittlungen gegen Herrn Mattern angeht.

Dem Amtsleiter war bei seiner Einstellung eine
Beförderung in Aussicht gestellt worden. Bereits kurz
nach  Aufnahme  seiner  Prüfungstätigkeiten  wurde
schnell deutlich, dass bei den Prüfungen ein ande-
rer Wind wehte, als dies bisher der Fall gewesen ist.
Es dauerte nicht lange, da hagelte es Beschwerden
derjenigen, die geprüft wurden, darunter zahlreiche
Mitglieder des Magistrats, nicht nur der SPD, son-
dern auch der CDU, meine Damen und Herren.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Und Grüne!)

Deshalb herrschte im Magistrat nach Aussage des
Zeugen Michael Teiser auch folgende Haltung vor,
es wurde eben angesprochen, Zitat: „Die betroffe-
nen Stadträte haben parteiübergreifend auch immer
deutlich  gemacht,  dass  sie  nicht  im  Traum  daran
dächten, den zur Belohnung für seine Prüfung auch
noch zu befördern.“

Fazit also: Man wollte nicht befördern, man woll-
te den Mann loswerden. Vor diesem Hintergrund be-
kommt aber die Aussetzung des Beförderungsver-
fahrens dann natürlich eine ganz neue Dimension.
Erstens wurden die disziplinarischen Vorermittlun-
gen aufgenommen, ohne dem Betroffenen rechtli-
ches Gehör zu gewähren. Das ist absolut unüblich.
Zweitens wurden die disziplinarischen Vorermittlun-
gen unterbrochen, als die Staatsanwaltschaft ermit-
telte, das heißt, das Verfahren wurde aufgeschoben.
Drittens wurden die disziplinarischen Vorermittlun-
gen lange nicht wieder aufgenommen, obwohl das
Strafverfahren längst eingestellt worden war, eine
weitere Verzögerung um sechs Monate, meine Da-
men und Herren!

Dann ging es munter merkwürdig weiter. Als Vor-
ermittlungsführer im Disziplinarverfahren wurde aus-
gerechnet ein Mann ausgesucht, der zuvor gegen Mat-
tern eine Rolle spielte in einem strittigen Prüfungs-
fall, nach unserer Meinung ein klarer Fall von Inter-
essenkollision. Dieser Vorermittlungsführer war auch
Staatssekretär in Berlin und vor Ort in Bremerha-
ven überhaupt nicht erreichbar. Das führte zu wei-
teren erheblichen Verzögerungen, die derart lang
waren, dass ein neuer Ermittlungsführer gesucht wer-
den musste. Ergebnis: Verzögerung um sechs Mo-
nate!

Zwischendurch wurden durch den Stadtverordne-
tenvorsteher Beneken zahlreiche neue Disziplinar-
verstöße nachgeschoben, die der Oberbürgermeis-
ter Schulz an den Vorermittlungsführer weiterleitete,
um das Verfahren zu verlängern, Vorwürfe, die sich
auf ungerechtfertigte Urlaubsansprüche oder auf Te-
lefonabrechnungen bezogen. Wir sagen, alles klein-
liche  Bagatellen,  die  dort  herangezogen  wurden.
Trotzdem hat der Oberbürgermeister als fürsorgen-
der Dienstherr alle Vorwürfe ungeprüft unabhängig
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davon weitergeleitet, ob ein ausreichender Anfangs-
verdacht bestand oder nicht. Meine Damen und Her-
ren, das ist keine Fürsorge eines Dienstherrn, das
ist schon eine grobe Verletzung von Fürsorge.

Das Strafverfahren hat insgesamt acht Monate ge-
dauert. Wir meinen, es hätte wesentlich kürzer aus-
fallen können. Das ist nicht nur unsere Meinung, das
hat auch der Staatsanwalt Haar als Zeuge vor dem
Ausschuss ausgesagt. Insgesamt hat sich das Ver-
fahren also über drei Jahre hingezogen und ist bis
heute nicht beendet. Natürlich konnte Herr Mattern
in der Zwischenzeit auch nicht befördert werden,
und der Druck wurde erhöht, das Amt zu verlassen.
Wenn man bedenkt, dass laut Rechtsverfahren die-
se Verfahren, das Strafverfahren und Disziplinarver-
fahren gegen Beamte, beschleunigt durchzuführen
sind, war es hier das Gegenteil von Beschleunigung,
das war die Entdeckung der Langsamkeit, meine Da-
men und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ein Schelm, der Böses dabei denkt!

Zu bemerken ist, dass die Verfolgungsbehörden
aber auch durchaus schneller arbeiten können. Das
zeigt das Ermittlungsverfahren gegen den damaligen
SPD-Chef Rosche, der ja den Unrechtsvertragsent-
wurf zur Unterschrift vorgelegt hat. Da dauerte das
Verfahren auf einmal nur noch schlappe vier Wo-
chen. Hier hatte sich der Staatsanwalt durchaus be-
müht, mit seiner Einstellungsverfügung den politi-
schen Wahltermin von Herrn Rosche zum Magis-
tratsmitglied doch noch zu erreichen, um ihn damit
nicht zu gefährden. Es geht also, wenn man nur will.
Man muss nur die politisch besseren Karten haben,
meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Völlig anders als das Mehrheitsvotum bewerten wir
die Einflussnahme, die durch den so genannten Ver-
tragsentwurf in seiner ersten und seiner zweiten Fas-
sung ausgeübt werden sollte. Der Mehrheitsbericht
spricht jetzt von dem Versuch einer unzulässigen
Einflussnahme. Objektiv gesehen sei es sehr wohl
eine unzulässige Einflussnahme gewesen. Ob dies
als Lösung eines Konfliktes zu rechtfertigen sei, lässt
der Bericht aber bewusst offen.

Subjektiv schlechte Absichten konnten Sie nicht
feststellen, meine Damen und Herren, Herr Röwe-
kamp.  Das  ist  natürlich  der  Ausweg  für  Helden.
Leugnen können Sie die Rechtswidrigkeit des Ver-
tragsentwurfes zwar nicht, weil alle Experten den
Entwurf  als  Erpressung  im  untechnischen  Sinne,
Schlammschlacht oder Mobbing bezeichnet haben,
aber persönliche Konsequenzen müssen Sie da nicht
ziehen. Da sehen wir eher die Auffassung der Ex-
perten bei uns vertreten. Wir meinen sehr wohl, dass
sowohl objektiv als auch subjektiv gezielt eine un-

zulässige rechtswidrige Einflussnahme durch die Vor-
lage eines Knebelvertrages stattgefunden hat, und
wir meinen auch, dass viele Indizien dafür sprechen,
dass es einen Verantwortlichen dafür gibt.

Wir meinen, meine Damen und Herren, dass der
Stadtverordnetenvorsteher Beneken für die Vorgän-
ge insgesamt verantwortlich zeichnet. Herr Bene-
ken hat den zweiten Vertragsentwurf geschrieben,
das hat er vor dem Ausschuss eindeutig eingeräumt.
Der Punkt ist der, dass sich aber dieser zweite Ent-
wurf inhaltlich überhaupt nicht wesentlich von dem
ersten unterscheidet. Er enthält zwar einige modifi-
zierte  Passagen,  ist  aber  inhaltlich  fast  identisch.
Viele Indizien sprechen deshalb unserer Meinung
nach dafür, dass beide Vertragsentwürfe von Herrn
Beneken stammen, ohne dass sich die Indizien zu
einem Beweis verdichten lassen.

Wie sind wir zu dieser Auffassung gekommen? Rein
zufällig – jetzt schildere ich Ihnen einmal, wie das
abgelaufen ist – gehen alle Betroffenen nach dem Ge-
spräch über den ersten Vertragsentwurf in das Büro
des Stadtverordnetenvorstehers Beneken gleich ne-
benan. Herr Beneken sitzt zufällig in seinem Büro
und  überarbeitet  einmal  eben  einen  für  ihn  völlig
fremden Vertragsentwurf, der gespickt ist mit juris-
tischen Klauseln und Feinheiten.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Alles rein zu-
fällig!)

Wer das glaubt, meine Damen und Herren, wird
selig! Also gehen wir davon aus, dass der kompli-
zierte Sachverhalt ihm bereits bekannt sein musste,
wenn er ihn nicht selbst verfasst hat. Ansonsten hätte
es doch sehr viel näher gelegen, mit dieser Materie
einen der vielen Juristen zu betrauen, die für den Ma-
gistrat gearbeitet haben.

Nur der Stadtverordnetenvorsteher war es auch,
der sich öffentlich positiv zu dem ersten Vertrags-
entwurf bekannt hat. In der Vernehmung sagte er
auf die Frage des Verhandlungsführers: „Der Ver-
tragsentwurf vom 19. September 2000 ist Ihnen in-
haltlich bekannt?“ Antwort von Beneken: „Ich will das
einmal so aussagen, ich kann mich mit diesem Ver-
tragsentwurf oder mit dem Papier anfreunden, ein
gewisses Faible dafür gewinnen.“

Meine Damen und Herren, wenn das nicht ein-
deutig ist! Es ist für uns auch deshalb kein Zufall,
dass die Anerkennung einer Vorgesetzteneigenschaft
des Stadtverordnetenvorstehers gegenüber dem Lei-
ter des Prüfungsamtes im Mittelpunkt des Vertra-
ges gestanden hat, denn dies war immer eines der
Hauptanliegen  des  Stadtverordnetenvorstehers  in
dem ganzen Streit mit dem Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes gewesen.

Schon immer hatte Herr Beneken die Position der
uneingeschränkten  Vorgesetzteneigenschaften  ge-
genüber dem Rechnungsprüfungsamt vertreten. Das
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war ja auch der Kern der Konflikte. Genau diese in-
haltliche Position, auch zufällig, wird in dem ersten
Entwurf vom 19. September 2000 auch wieder ver-
treten. Es gab dort in Punkt zwei die Passage von der
Vorgesetzteneigenschaft  des  Stadtverordnetenvor-
stehers. Dort heißt es: „Der Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes erkennt an, dass der Stadtverordne-
tenvorsteher Vorgesetzter des Leiters des Rechnungs-
prüfungsamtes im Sinne von Paragraph 5 Absatz 2
Satz 2 des Bremischen Beamtengesetzes ist. Das Wei-
sungsrecht erstreckt sich“ und so weiter. Alle For-
mulierungen, die sehr wohl den zentralen Auffas-
sungen von Beneken entsprachen, finden sich in die-
sem Vertragstext wieder.

Von dem Magistratsdirektor Kleine sind diese Pas-
sagen nicht gekommen, weil dieser zwar eine Ideen-
skizze geliefert hatte, die man als Grundlage des Ver-
tragstextes interpretieren darf, aber er hatte nie die
Auffassung der uneingeschränkten Vorgesetztenei-
genschaft vertreten. Da liegt es natürlich sehr nahe,
auf den Namen Beneken zu kommen, weil er derje-
nige Verfechter dieser Vorgesetzteneigenschaften
war und weil er den zweiten Vertragsentwurf modi-
fizierte, meine Damen und Herren. Es spricht also
unserer Meinung nach alles dafür, dass der Stadt-
verordnetenvorsteher seine Auffassung in dem ers-
ten Vertragsentwurf niedergeschrieben hat, den Mat-
tern unterzeichnen sollte.

Ich möchte noch einmal Herrn Teiser zitieren, und
zwar deshalb, weil er natürlich ein intimer Kenner
und Insider dieser Abläufe ist. Herr Teiser hat vor
dem Ausschuss gesagt: „Für mich war eigentlich im-
mer klar, dass es von Herrn Beneken kam.“ Also,
wir unterstützen diese Aussage, und wir denken, sie
ist glaubhaft.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Eine Mut-
maßung!)

Objektiv stellen die Vorgänge um den Vertrags-
entwurf auf die Arbeit des Rechnungsprüfungsamtes
eine rechtlich unzulässige Einflussnahme dar, das ist
völlig unzweifelhaft. Für uns ist jedoch auch deut-
lich, bei solchen offenkundigen Rechtsverstößen wie
hier liegt es auf der Hand, es muss natürlich auch
den handelnden Personen klar gewesen sein, dass
sie gegen jedes Recht verstoßen. Hier kann sich nie-
mand auf einen Rechtsirrtum berufen, wie Sie das in
Ihrem Mehrheitsbericht versuchen. Die Akteure wa-
ren alle langjährige Politprofis, Verwaltungsexper-
ten oder Juristen. Sie wussten, was sie da machen,
meine Damen und Herren.

Sie wollten den Amtsleiter um jeden Preis loswer-
den und haben die Rechtsverstöße in Kauf genom-
men. So ist das eben in Bremerhaven!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ist doch nie
unterschrieben worden!)

Deshalb ist Ihre Feststellung in Ihrem Bericht wirk-
lich nicht zu akzeptieren, die Frage des subjektiven
Willens sei nicht nachweisbar, oder die Frage nach
der Rechtfertigung eines solchen Vertrages sei of-
fen, sondern dies ist für uns völlig eindeutig.

Inwieweit der Oberbürgermeister Schulz Verant-
wortung für den Inhalt und die Formulierung der
Vertragsentwürfe trägt, konnten wir nicht ermitteln.
Herr Teiser, und nun zum letzten Mal, hat als Zeuge
ausgesagt, im Koalitionsausschuss sei klar gewesen,
dass der Oberbürgermeister das Papier kenne. Ich
darf zitieren, Herr Teiser sagte in seiner Verneh-
mung: „Der Oberbürgermeister hat allerdings im-
mer sehr viel Wert darauf gelegt, dass er immer er-
klärt hat, er hätte dieses Papier nie in der Hand ge-
habt. Wir haben uns dann auch gegenseitig freund-
lich lächelnd angesehen, weil wir beide wussten, was
ein Jurist meint, wenn er meint, dass er einen Ver-
tragsentwurf  nie  persönlich  in  der  Hand  gehalten
hätte. Aber dass man deswegen durchaus den In-
halt eines Papieres kennen kann, auch wenn man
ihn sozusagen nicht körperlich berührt, ist klar.“

Die Aussagen von Herrn Teiser sind unserer Mei-
nung nach glaubwürdig.

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU –
Abg. Frau M a r k e n  [SPD]: Das wird dir

ja vielleicht weiterhelfen!)

Sie werden dadurch untermauert, dass es im Vor-
feld bereits Gespräche gegeben hatte zwischen dem
Oberbürgermeister  und  dem  Rechtsvertreter  des
Rechnungsprüfungsamtsleiters, um die Konflikte zu
bereinigen. Es wurde also bereits im Vorfeld darü-
ber verhandelt. Leider konnten wir dieses Gespräch
nicht  zum  Gegenstand  der  Beweisaufnahme  ma-
chen, weil eine Aussagegenehmigung nicht vorge-
legen hat. Hätten wir den Inhalt dieser Gespräche
erfahren, ich glaube, dann wären wir schlauer gewe-
sen.

Es ist unserer Meinung nach auch mehr als nahe
liegend, dass der engste Mitarbeiter und Vertraute
des OB, Herr Magistratsdirektor Kleine, seine ersten
Aufzeichnungen und Ideenskizzen, die sich ja zum
Teil in den Vertragsentwürfen wiederfanden, in Ab-
sprache oder in Kenntnis des Oberbürgermeisters
gemacht hat. Beweisen konnten wir das nicht, aber
es entspricht doch eher der Lebenswirklichkeit und
der politischen Praxis als die Aussage, ein einschnei-
dender Vorgang sei nicht mit dem Chef abgestimmt;
das ist unglaubwürdig.

Der Oberbürgermeister Schulz hat auch in ande-
ren Fällen eine tragende Rolle gespielt, als es da-
rum ging, wie staatliche Ermittlungsbehörden und
Rechnungsprüfungsamt  zusammenarbeiten  oder  in
diesem Fall auch nicht. Es lag zum Beispiel in ei-
nem Prüfungsfall über die Zuwendung an freie Trä-
ger ein konkretes Amtshilfeersuchen der Kriminal-
polizei im Auftrag der Staatsanwaltschaft vor, und
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der Oberbürgermeister hätte die angeforderte Stel-
lungnahme des Rechnungsprüfungsamtes an die Po-
lizei weiterleiten müssen. Der Oberbürgermeister hat
die Stellungnahme von Herr Mattern aber nicht wei-
tergeleitet, obwohl er noch nachdrücklich daran er-
innert wurde.

Wir gehen davon aus, dass der Oberbürgermeis-
ter als Jurist und langjähriger Richter den juristischen
Sachverhalt genau einschätzen konnte und es voll
zu verantworten hat, dass hier die Information nicht
stattgefunden hat. Das ist ein eindeutiges Fehlver-
halten des Oberbürgermeisters, meine Damen und
Herren. Wir meinen, es ist zwar keine unzulässige
Einflussnahme, das ist korrekt, wie es in dem Bericht
steht, aber wir meinen schon, dass das ein Schlag-
licht  auf  die  Zusammenarbeit  von  Magistrat  und
Rechnungsprüfungsamt wirft. Es ist ganz klar, Mat-
tern sollte auch in diesem Fall ausgegrenzt werden.

Ähnlich verhielt es sich in einem Prüfungsfall und
in  einem  staatsanwaltlichen  Ermittlungsverfahren
gegen eine Bremerhavener Elektrofirma. Das Rech-
nungsprüfungsamt wollte prüfen, ob der Stadt ein
Schaden entstanden ist oder ob Regeressansprüche
gegen Personen geltend gemacht werden könnten,
die darin verwickelt waren.

Mattern beantragte deshalb auf dem Dienstweg
über den Oberbürgermeister Akteneinsicht bei der
Staatsanwaltschaft, im Prinzip ein berechtigtes An-
liegen, meinen wir, aber auch dieses Ansinnen hat
der Oberbürgermeister abgewiesen und das Akten-
einsichtsgesuch nicht an die Ermittlungsbehörden
weitergeleitet.  Wir  meinen,  dass  der  Oberbürger-
meister durch die Nichtweiterleitung des Aktenein-
sichtsgesuches die Unabhängigkeit des Rechnungs-
prüfungsamtes unzulässig verletzt hat.

Es kann doch nicht dem Oberbürgermeister als
ein Teil der zu überprüfenden Verwaltung obliegen
zu entscheiden, wann dem Rechnungsprüfungsamt
Einsicht  in  polizeiliche  Ermittlungsakten  gewährt
wird. Wo kommen wir da hin? Dies obliegt einzig
und allein der Staatsanwaltschaft selbst. Auch das
dürfte dem Oberbürgermeister sehr wohl bekannt
gewesen sein.

Die Frage stellt sich mir bei der ganzen Nichtin-
formationspolitik sehr wohl: Was soll es eigentlich
volkswirtschaftlich gesehen für einen Sinn machen,
ausgerechnet diejenigen Tätigkeiten des Rechnungs-
prüfungsamtes zu unterbinden, die Schaden von der
Kommune abwenden sollen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, dafür kann es nur per-
sönliche oder politische Gründe geben.

Noch ein krasses Beispiel dafür, wie durch Nicht-
information verhindert werden sollte, wirtschaftli-
chen Schaden von der Stadtgemeinde abzuwenden:
Ein Prüfungsfall bei den Gewerblichen Lehranstal-

ten, bei dem unter anderem ein Vorwurf darin be-
stand, dass Lehrerkollegen sich durch Schüler für ihre
Privathäuser eine Heizung einbauen ließen! Hier gab
es einen eindeutigen Fall von Haushaltsrechtsver-
letzung gröbster Art. Es waren anonyme Anzeigen
beim Magistrat eingegangen, von denen das Rech-
nungsprüfungsamt aber erst nach einem Jahr zufäl-
lig erfahren hatte und dazu die Prüfungen dann auf-
nahm.  Durch  die  verspätete  Prüfung  ist  der  Stadt
weiterer Schaden entstanden.

Die Aussagen des ermittelnden Kripobeamten wa-
ren in der Vernehmung unserer Meinung nach so
deutlich, dass es keine Nachlässigkeiten waren, wie
der Mehrheitsbericht nahe legt, sondern dass es hier
eine  schuldhafte  Pflichtverletzung  war,  den  Leiter
des Rechnungsprüfungsamtes nicht zu informieren.
Man  muss  dabei  wissen,  dass  die  Rechnungsprü-
fungsordnung vorschreibt, dass bei Verdacht von Un-
treue oder Betrug das Rechnungsprüfungsamt un-
verzüglich zu unterrichten ist. Das ist hier nachweis-
lich nicht geschehen.

In besonderer Weise wurde auch vom Stadtver-
ordnetenvorsteher Beneken in die Kommunikation
zwischen Rechnungsprüfungsamt und Strafverfol-
gungsbehörden eingegriffen. In einem Anschreiben
an die Kripo hat der Stadtverordnetenvorsteher auf-
grund eines Prüfungsfalls von der Ortspolizeibehör-
de verlangt, dass künftig – man höre und staune! –
sämtliche Anfragen seitens der Polizeibehörde an
das Rechnungsprüfungsamt über den Tisch des  Stadt-
verordnetenvorstehers zu laufen hätten. Gleichzei-
tig verlangte Herr Beneken, dass die Polizei alle In-
formationen  und  Zeugenaussagen  des  Leiters  des
Rechnungsprüfungsamtes  oder  seiner  Mitarbeiter
auch an ihn selbst mitzuteilen habe. Stellen Sie sich
das vor, meine Damen und Herren, der Stadtverord-
netenvorsteher als eine Art oberster Inquisitor bei
den Strafverfolgungsbehörden!

Dieses hanebüchene Ansinnen war der Versuch
des Stadtverordnetenvorstehers, den direkten Draht
zwischen Rechnungsprüfungsamt und Kripo zu kap-
pen. In der Vernehmung versuchte der Stadtverord-
netenvorsteher, dieses Vorgehen damit zu rechtfer-
tigen, dass es ihm darum gegangen sei, die Aussa-
gegenehmigung von Mitarbeitern auf ihre Richtig-
keit hin zu überprüfen. Diese Aussage ist unserer
Meinung  nach  aber  keinesfalls  glaubhaft.  Es  ging
offensichtlich nicht um die Prüfung einer Aussage-
genehmigung. Es war das Hauptanliegen von Herrn
Beneken, dass die Polizei ihm alle Informationen ver-
mittelt, die sich um Mitarbeiter des Rechnungsprü-
fungsamtes und um die Prüfungsvorfälle drehen.

Zweitens ist ein Auskunftsverlangen seitens der
Strafverfolgungsbehörden,  eine  Aussagegenehmi-
gung zu erhalten, auch gar nicht erforderlich. Das
ist nur der Fall bei Zeugenaussagen, also musste man
das hier auch gar nicht überprüfen. Natürlich hät-
ten auch dem Stadtverordnetenvorsteher diese Sach-
verhalte bekannt sein müssen. Von daher weisen wir
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noch einmal auf die besondere Rolle des Stadtver-
ordnetenvorstehers in dem gesamten Vorgang hin,
und sie wird auch durch diesen Konflikt deutlich.

Es hatte schon vorher ausreichend viele Fälle ge-
geben, in denen der Stadtverordnetenvorsteher in
völliger  Überschätzung  seiner  Funktion  versucht
hatte,  Einfluss  auf  die  Arbeit  des  Rechnungsprü-
fungsamtsleiters  zu  nehmen.  Sie  ergeben  sich  aus
zahlreichen Akten, die uns vorliegen, die aber nicht
Gegenstand der Beweisaufnahme waren. Deswegen
verzichte ich hier auf die Darstellung. Andere gra-
vierende Fälle wollte ich aber kurz beleuchten.

Im Mehrheitsbericht werden einige Beschwerden
des Leiters des Rechnungsprüfungsamtes über Ver-
zögerungen der Behandlung von Prüfungsberichten
beschrieben. Seit dem Amtsantritt von Stadtverord-
netenvorsteher Beneken gab es praktisch kaum ei-
nen  einzigen  Bericht  ohne  Einflussnahme,  ohne
Druck oder ohne Drohpotential, kaum einen Bericht,
der unbeanstandet in die Gremien ging. Entweder
passte der Prüfungsgegenstand nicht in die politische
Landschaft, oder die Bewertungen des Rechnungs-
prüfungsamtsleiters waren politisch nicht angenehm.
Irgendetwas zu beanstanden gab es immer.

Nach Aussage von Mattern vor dem Ausschuss
wurden Prüfberichte über einen Zeitraum von ein-
einhalb Jahren nicht an die zuständigen Ausschüs-
se weitergeleitet, meine Damen und Herren, obwohl
der Rechnungshof immer darauf gedrängt hatte, eine
zeitnahe Prüfung im Rahmen der Gemeindeprüfung
zu gewährleisten. Aus diesem Grund gab es zahl-
reiche Versuche, mit denen sich der Leiter des Rech-
nungsprüfungsamtes direkt an die Ausschüsse der
Stadtverordnetenversammlung wenden wollte, weil
er  sich  in  seiner  Prüfungsarbeit  behindert  fühlte.
Diese Schreiben und Klagen von Mattern wurden
nicht an die zuständigen Stellen weitergeleitet. Der
Stadtverordnetenvorsteher hatte das verweigert.

(Glocke)

Ich komme gleich zum Schluss, Herr Präsident!

Die Stadtverordneten sollten also bewusst nicht in-
formiert werden. Zusammengefasst, möchte ich noch
eben ganz kurz darlegen, hat sich unserer Meinung
nach der Untersuchungsausschuss gelohnt. Er war
ein wichtiger Beitrag zur politischen Kultur, beson-
ders unter den festgefahrenen politischen Verhält-
nissen in Bremerhaven, meine Damen und Herren.
Es hat sich unserer Meinung nach eindeutig gezeigt,
dass sich der Druck auf einen unbequemen Rech-
nungsprüfungsamtsleiter erhöht hat, dass er ausge-
übt wurde und dass dadurch sowohl objektiv als auch
subjektiv  die  Arbeit  des  Rechnungsprüfungsamtes
unzulässig beeinflusst wurde.

Herausgekommen  für  die  Koalition  ist  der  ge-
meinste kleine gemeinsame Nenner,

(Heiterkeit)

für uns jedoch ein größerer Beitrag für die Schaf-
fung demokratischer Verhältnisse in Bremerhaven,
meine Damen und Herren.

Nun zum Abschluss noch eine kleine Warnung,
die sich bei mir aufgetan hat, als ich die Rede des
Kollegen Schildt gehört habe!

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Kollege, Sie sind jetzt schon
zwei Minuten über Ihrer Redezeit!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ich kom-
me jetzt sofort zum Schluss!

(Heiterkeit – Zuruf der Abg. Frau M a r -
k e n  [SPD])

Die Warnung möchte ich eben noch ganz gern los-
werden, weil es natürlich Konsequenzen durch die
Arbeit dieses Untersuchungsausschusses geben muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es  war  Auftrag  des  Untersuchungsausschusses,
Empfehlungen und Konsequenzen zu ziehen, und
es gibt jetzt einige Anzeichen, dass die Erkenntnisse
und Empfehlungen zukünftig wieder unter den Tep-
pich gekehrt werden. Es kann nicht die Aufgabe des
Untersuchungsausschusses gewesen sein, jetzt da-
rauf zu drängen, einen unbequemen Rechnungsprü-
fungsamtsleiter wieder loszuwerden, meine Damen
und Herren, es ist vielfach hier wieder von Umset-
zung geredet worden, sondern unsere Aufgabe muss
es sein, die Empfehlungen, die im Minderheitenbe-
richt dargelegt worden sind, umzusetzen, um zukünf-
tig  die  Arbeit  eines  unabhängigen  Rechnungsprü-
fungsamtes in demokratischer Art und Weise zu ge-
währleisten. Ich hoffe, dass diese Empfehlungen auch
bald in Bremerhaven umgesetzt werden. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich hatte mir
überlegt, ob ich für die CDU-Fraktion hier noch ein-
mal das Wort ergreifen soll, denn alles, was ich sa-
gen wollte, habe ich als Ausschussvorsitzender ge-
sagt, und dazu stehe ich auch. Das, was wir in unse-
rem  gemeinsamen  Bericht  des  Untersuchungsaus-
schusses mit den Stimmen der SPD und mit den Stim-
men der CDU festgestellt haben, sind die objektiven
Feststellungen des Untersuchungsausschusses, und
wir haben uns gemeinsam auf die notwendigen Kon-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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sequenzen  aus  dem  Ausschuss  geeinigt.  Ich  stehe
dazu, was wir gemeinsam verabredet haben, und
ich habe mich nur gemeldet, Herr Schildt, weil ich
nach Ihrer Rede eher den Eindruck habe, dass Sie
mit den Erkenntnissen, Ergebnissen und Schlussfol-
gerungen des Untersuchungsausschusses nichts mehr
zu tun haben wollen.

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zuruf des Abg. S c h r a m m

[Bündnis 90/Die Grünen])

Lieber Kollege Schildt, ich weiß, dass ich Ihnen
im Untersuchungsausschuss häufig auf die Nerven
gegangen bin, ich weiß auch, dass Sie sich häufig
über mich geärgert haben. Ich habe mich auch manch-
mal über Sie geärgert, aber ich finde, wir haben ei-
nen  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  gefunden,  in
der Tat, und zwar aus Verantwortung, Herr Schramm,
dazu sage ich gleich noch einmal etwas. Wir haben
einen  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  gefunden,
und dazu sollten wir jetzt auch stehen.

Der kleinste gemeinsame Nenner heißt, erstens,
das Rechnungsprüfungsamt ist weisungsfrei, zwei-
tens, der Stadtverordnetenvorsteher ist nicht Vorge-
setzter des Leiters des Rechnungsprüfungsamts, drit-
tens, der Oberbürgermeister hat keinen Schriftver-
kehr des Rechnungsprüfungsamts in laufenden Prü-
fungsverfahren anzuhalten und darauf sitzen zu blei-
ben  und  ihn  nicht  weiterzuleiten,  viertens,  das
Rechnungsprüfungsamt hat Anspruch darauf, Ak-
teneinsicht auch in Personalakten zu bekommen,
was ihm bisher durch die Stadt Bremerhaven ver-
wehrt worden ist. Eine gesetzgeberische Initiative
ist bis heute nicht von der Stadt Bremerhaven er-
griffen worden.

Das sind die objektiven Feststellungen dieses Un-
tersuchungsausschusses,

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

und das ist die Aufforderung an uns auch gemein-
sam, das in Bremerhaven so zu lösen, dass es in Zu-
kunft zu solchen Verstößen gegen Recht und Ge-
setz durch wen auch immer nicht kommt. Das ist das,
was wir gemeinsam festgestellt haben, und ich hät-
te mich gefreut, wenn Sie das heute auch in dieser
Klarheit und Deutlichkeit hier im Parlament gesagt
hätten und sich nicht nur auf die Rolle von Herrn
Mattern in seiner Zeit seit 1997 beschränkt hätten,
Herr Schildt.

(Beifall bei der CDU)

Herr Schramm, zum kleinsten gemeinsamen Nen-
ner will ich Ihnen auch noch einmal etwas sagen:
Damit ist nicht der kleinste gemeinsame Nenner der
Sachverhaltsfeststellung gemeint, sondern das, was

tatsächlich war. Ich glaube, Sie haben hier auch be-
kundet, dass Sie in wesentlichen Punkten mit den ob-
jektiven Feststellungen des Berichts übereinstimmen.
Kleinster gemeinsamer Nenner heißt auch, Verant-
wortung für das zu übernehmen, was wir in Zukunft
machen, und da ist es mir wesentlich wichtiger, Herr
Schramm, dass wir in Zukunft in Bremerhaven eine
weisungsfreie,  unabhängige,  sachgerechte  Rech-
nungsprüfung haben wie in allen anderen Gemein-
den der Bundesrepublik Deutschland auch, dass sie
unbeeinflusst stattfinden kann, als mir über personel-
le Konsequenzen, die politisch vielleicht interessant
sind, Gedanken zu machen. Mir geht es darum, dass
das in Bremerhaven so gelöst wird, wie wir es jetzt
vorgegeben haben. Das ist unser Auftrag, und das
ist unsere Empfehlung an die Stadt Bremerhaven.

(Beifall bei der CDU)

Um in den Bildern zu bleiben, Herr Schildt, Sie
haben gesagt, Sie haben sich zu dieser Geschichte
der Metamorphose des Papiers gar nicht so sehr ge-
äußert, weil Sie meinten, es käme gar nicht darauf
an. Ihrem Beitrag konnte man aber so fast entneh-
men, dass diese Papierlage irgendwie auf Wunsch
der CDU entstanden sei. Da muss man sich noch ein-
mal die Geschichte vorstellen. Da sagt ein SPD-Frak-
tionsvorsitzender zu einem SPD-Magistratsdirektor,
schreibe mir einmal ein paar Punkte auf! Der schreibt
das auf, vernichtet zufälligerweise alles, was er auf-
geschrieben hat, nimmt das einzige Original, was
ein üblicher Verwaltungsvorgang ist, dass man sich
keine Kopien fertigt, steckt das in einen Briefum-
schlag, bringt es persönlich zur Botenmeisterei mit
dem Auftrag, es sofort zu Herrn Rosche persönlich,
vertraulich zu bringen, und da kommt merkwürdi-
gerweise ein ganz anderer Umschlag an.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: In dem Umschlag
saß Bödeker!)

Wenn diese Geschichte wahr ist, sehr geehrter Herr
Schildt, und die CDU etwas damit zu tun hat, dann
kommt nur in Frage, dass Herr Teiser oder ich der
Bote war und wir auf dem Weg von Herrn Magis-
tratsdirektor Kleine zu Herrn Rosche das Papier so
verändert haben, dass die CDU hinterher damit ein
Riesenproblem hat. Das ist wohl offensichtlich Ihre
Ansicht gewesen.

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bleibe dabei, Herr Schildt, diese Geschichte ist
eine reine SPD-Lügengeschichte. Das kann man auch
immer wieder sagen!

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei der
SPD – Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])
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Sie ist erfunden und ersponnen aus sozialdemokra-
tischen Kreisen, und die CDU hat damit nichts, aber
auch überhaupt nichts zu tun. Sie hat sich damit nicht
identifiziert!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

Herr Schildt, eines ist auch klar, als das zweite
Papier das Licht der Welt erblickt hat, ist es auf wes-
sen  Wunsch  dann  wieder  in  der  Schublade  ver-
schwunden? Doch nicht auf Wunsch von Herrn Be-
neken und auch nicht auf Wunsch von Herrn Schulz,
sondern  auf  Wunsch  der  CDU  ist  das  Papier  ver-
schwunden und nie zur Umsetzung gelangt!

(Zuruf des Abg. H o y e r  [SPD])

Herr Beneken hat ja heute noch ein gewisses Faible
für dieses Papier. Das ist die Wahrheit, die der Un-
tersuchungsausschuss zutage gefördert hat!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Schildt, einen Punkt will ich auch noch ein-
mal sagen, ich bekenne, ich komme nicht aus der
Provinz. Bremerhaven ist keine Provinz!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will Ihnen aber gern einmal sagen, was provin-
ziell ist. Provinziell ist, wenn ein Oberbürgermeister
einer Großstadt sich nach einer fünfzigjährigen Tra-
dition von Untersuchungsausschüssen nicht in der
Lage sieht, dem üblichen Verfahren der Aktenein-
sicht  Rechnung  zu  tragen,  sondern  dem  Untersu-
chungsausschuss einen schönen Urlaub wünscht und
anbietet,  nach  dem  Urlaub  einmal  auf  eine  Tasse
Kaffee zusammenzukommen, um miteinander zu be-
sprechen, was man eigentlich gemeinsam machen
will. Das finde ich provinziell, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Provinziell ist, wenn ein Stadtverordnetenvorsteher
einem Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes eine
Aussagegenehmigung gibt, in der steht, ich bin zwar
unzuständig, aber ich erteile die Aussagegenehmi-
gung. Meine Damen und Herren, das ist provinziell,
statt sich darum zu kümmern, dass der Mann hier
vor dem Untersuchungsausschuss mit einer richti-
gen  Aussagegenehmigung  die  Wahrheit  zu  sagen
hat! Wenn man sich schon immer anmaßt, Dienst-
vorgesetzter der Mitarbeiter zu sein, dann hat man
auch Treue- und Fürsorgepflichten und dafür zu sor-

gen,  dass  der  Mann  sich  nicht  vor  dem  Untersu-
chungsausschuss blamiert. Das ist provinziell, mei-
ne Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will auch an dieser Stelle noch einmal etwas
dazu sagen, Herr Schildt, weil Sie gesagt haben, bis
zum Schluss hätte es unterschiedliche Aussagen da-
rüber gegeben, ob der SPD-Fraktionsvorsitzende Ro-
sche Herrn Mattern nun diesen Vertragsentwurf zur
Unterschrift vorgelegt habe oder nicht. Ich habe hier
das Protokoll der Gegenüberstellungsvernehmung
und daraus will ich jetzt einmal zitieren.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Nicht so lange!)

Da fragt der Vorsitzende, ein bisschen Geduld bitte
ich zu haben: „Ich habe noch eine Frage. Wir haben
jetzt Zeugenaussagen unterschiedlicher Art zu der
Frage, ob und wann Herr Rosche Herrn Mattern auf-
gefordert haben soll, das Papier zu unterzeichnen.
Ich will die Aussagen noch einmal zusammenfassen,
um dann abschließend unter besonderem Hinweis
auf die Wahrheitspflicht und die Strafbarkeit einer un-
eidlichen  Falschaussage  die  Zeugen  im  Einzelnen
noch einmal zu befragen, ob sie bei ihrer bisherigen
Aussage bleiben. Es heißt, Herr Mattern, in Ihrer Aus-
sage, ich zitiere: ‚Zu Beginn des Gesprächs hat Herr
Rosche den fraglichen Vertragsentwurf aus der Ta-
sche geholt, auf den Tisch gelegt und dies sinnge-
mäß mit den Worten, wenn Sie diesen Vertrag un-
terschreiben, dann ist die Angelegenheit erledigt.’“

Herr Bödeker sagt, ich zitiere: „Zunächst einmal
ist dieser Vertrag vorgelegt worden, dieser Entwurf
ist vorgelegt worden. Herr Rosche hat erklärt, wenn
man sich dahingehend verständigen könnte, würde
man auch die anderen Dinge bereinigen können. In-
sofern bin ich davon ausgegangen, dass dies so un-
terschrieben werden soll.“

Herr Rosche hat in seiner Aussage gesagt: „Nein,
ich habe nicht gesagt, er solle das unterschreiben.
Wie muss ich diese Aussage denn verstehen, also,
wann haben Sie angedeutet, dass, wenn er die ein-
zelnen Punkte im Wesentlichen anerkennt, der Streit
vom Tisch ist, und in welcher Weise sollte er die ein-
zelnen Punkte im Wesentlichen anerkennen?“ Dann
geht es weiter in der Aussage, und dann kommt es:
„Kann es nicht vielmehr sein, Herr Rosche, dass Sie
vielleicht zu Beginn des Gespräches eine solche Äu-
ßerung gemacht haben?“ „Nein“, Rechtsanwalt Dr.
Ernst, „ich glaube, Sie missverstehen einander. Da
muss ich mich jetzt einmal einschalten.“ Dann haben
wir das Mikrophon ausgeschaltet, und dann erklärt
Herr Rosche: „Dann habe ich das wohl doch etwas
missverstanden. Also, am Anfang, bevor wir dies
durchgegangen sind, kann es sehr wohl sein, dass
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ich gesagt haben soll, dass, wenn die Punkte Ein-
verständnis erbringen, wir uns dann einig sind.“

(Abg. H o y e r  [SPD]: Wenn man sich ei-
nigt!)

Meine Damen und Herren, es steht also fest, dass
Herr Rosche den Vertragsentwurf vorgelegt hat mit
der Aufforderung, ihn zu unterschreiben. Alles an-
dere ist nicht das Ergebnis dieses Untersuchungs-
ausschusses. Ich halte also noch einmal fest, Herr
Rosche hat einen Vertragsentwurf mitgebracht, der
wie auch immer von Herrn Kleine verfasst und ver-
ändert bei ihm angekommen ist. Herr Beneken kann
für diesen Vertragsentwurf ein Faible entwickeln.

Meine Damen und Herren, das ist doch kein Ver-
tragsentwurf  der  großen  Koalition!  Die  Urheber-
schaft für diesen Vertrag liegt bei den Sozialdemo-
kraten. Dieser Vertragsentwurf ist sittenwidrig, er
ist rechtswidrig, und er hat keine Rechtfertigung. Das
will ich an dieser Stelle noch einmal sagen, und er
stellt objektiv den Versuch einer unzulässigen Ein-
flussnahme dar.

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe von der SPD)

Das lässt sich in so einer Debatte auch nicht, meine
Damen und Herren, verkleistern.

Sie, Herr Schildt, haben gesagt, und das zum Ab-
schluss, Herr Mattern würde mit Kanonen auf Spat-
zen schießen. Ich habe eher den Eindruck, dass der
eine  oder  andere  Bremerhavener  Spitzenpolitiker
heute noch als Baron auf seiner Kanonenkugel über
der Stadt Bremerhaven kreist

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und meint, dass der eine oder andere diese Geschichte
noch glaubt. Es glaubt sie keiner, Herr Schildt, und
ich weiß, Sie glauben sie auch nicht. Sie können sie
auch nicht glauben, weil sie so unwirklich ist, dass
sie wirklich nur in der Provinz geboren sein kann,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Herr Schildt, eine letzte kurze Bemerkung: Wenn
Sie sagen, der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
ist eine Fehlbesetzung,

(Abg. H o y e r  [SPD]: Ist er!)

dann kann man zu dieser Auffassung gelangen, weil
er einen dienstlichen Fehler gemacht hat.

(Abg. Frau M a r k e n  [SPD]: Einen?)

Alles andere ist im Übrigen im Sande verlaufen, und
die Stadt Bremerhaven hat diesen dienstlichen Feh-
ler leider nicht rechtzeitig disziplinarrechtlich geahn-
det, weil das Verfahren heute noch läuft. Aber, mei-
ne Damen und Herren von den Sozialdemokraten,
wenn Sie sich Gedanken über Fehlbesetzungen we-
gen falschen Verhaltens machen, dann bitte auf bei-
den Seiten der Konfliktparteien und nicht nur auf
einer! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Schildt, Sie haben eingangs
gesagt, liebe Kollegen. Ich muss dazu bemerken, Sie
sind nicht mein lieber Kollege, denn das wäre für mich
eine große Beleidigung, und Sie können mich nicht
beleidigen.

Wir behandeln heute einen Abschlussbericht zum
skandalösen Vorgang „Rechnungsprüfungsamt Bre-
merhaven“, und ich muss Ihnen sagen, in diesen 80
Seiten hat sich in sehr vielen Punkten genau das be-
stätigt, was ich hier in meinen früheren Aussagen zur
Rechnungsprüfungsamtsaffäre deutlich zum Ausdruck
gebracht habe. Dazu aber hätten Sie nicht extra auf
Kosten der Steuerzahler einen sehr teuren Untersu-
chungsausschuss einrichten müssen, wenn wie bei
fast allen sehr teuren, oft sinnlosen Untersuchungs-
ausschüssen als Endergebnis schwarz auf weiß fest-
steht und herausgekommen ist, dass die eine Krähe
der anderen Krähe kein Auge aushackt.

Meine Damen und Herren, dieser Abschlussbe-
richt ist nicht nur für mich im Ergebnis in Bezug auf
Konsequenzen aus dieser Affäre sehr unzureichend
und unbefriedigend. Leider bin ich bewusst nicht in
diesen  Untersuchungsausschuss  gewählt  worden,
um mir wahrscheinlich einige Informationen vorzu-
enthalten, aber meines Erachtens steht trotzdem ein-
deutig fest, dass der Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes in Bremerhaven, Herr Mattern, durch einen
Knebelvertrag auf Grundlage einer Beförderung er-
presst werden sollte.

Darüber hinaus bin ich der Meinung, dass das Dis-
ziplinarverfahren gegen Herrn Mattern in einer un-
zulässigen Art und Weise gezielt und bewusst in die
Länge gezogen worden ist. Durch willkürliche Maß-
nahmen wurde meiner Meinung nach das Diszipli-
narverfahren gegen Herrn Mattern ständig ausge-
weitet, um so die berechtigte Beförderung von Herrn
Mattern unzulässigerweise zu blockieren.

Meine Damen und Herren, dass das Ermittlungs-
verfahren zum Beispiel gegen Herrn Rosche nicht
einmal zwei Monate gedauert hat, das Ermittlungs-
verfahren gegen Herrn Mattern aber schon drei Jah-
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re und immer noch nicht beendet ist, da können Sie
mir sagen, was Sie wollen, irgendetwas stimmt hier
nicht! Bekanntlich soll der Fisch ja vom Kopf her an-
fangen zu stinken. Ich will damit sagen, dass die
politisch Verantwortlichen für diesen Skandal ganz
oben sitzen, denen die korrekte Arbeit von Herrn
Mattern wohl zu korrekt und zu genau gewesen ist.

Hierzu darf ich den bekannten Professor für Ver-
waltungslehre, Professor Hans Herbert von Arnim,
zitieren, dem nach eigenem Bekunden nach Einsicht
des  Bremerhavener  Vertragsentwurfes  die  Worte
fehlen. Er sagte wörtlich, Herr Präsident, ich darf
mit Ihrer Genehmigung zitieren, zum Vertragsent-
wurf  in  der  Bremerhavener  Rechnungsprüfungs-
amtsaffäre: „Politisch zeigt das Dokument, wie be-
stimmte Leute das Recht nach ihren persönlichen
Interessen zurechtbiegen und die Stadt offenbar als
ihr politisches Eigentum sehen. Es handelt sich um
ein Beispiel von politischem Verhalten, wie ich es in
meinem kürzlich erschienenen Buch ‚Das System,
die Machenschaften der Macht’, behandelt habe.“

Weiter: „Es zeigt sich, dass die Scheu vor Rechts-
vorschriften offenbar völlig gefallen ist. Wenn man
diesen aberwitzigen Vertrag betrachtet, könnte man
denken, dass Oberbürgermeister und Stadtverord-
netenvorsteher glauben, sie könnten sich in der Stadt
alles leisten. Nachdem dies veröffentlicht ist, müsste“
– nun hören Sie genau zu! – „die Staatsanwaltschaft
automatisch Ermittlungen einleiten.“

Demzufolge könnte man ja direkt meinen, dass die
Mafia gegen solche Machenschaften der reinste Kin-
derkirchenchor wäre oder aber die reinsten Erzen-
gelchen, meine Damen und Herren. Dem habe ich
nichts, aber auch gar nichts hinzuzufügen, rate Ih-
nen aber dringend, endlich eine bessere, eine ehrli-
che Politik zum Wohle und im Interesse der Bevöl-
kerung zu betreiben! Dann bräuchten Sie auch auf
Kosten der Steuerzahler keine millionenteuren Un-
tersuchungsausschüsse einzurichten, die im Ender-
gebnis sowieso nichts, aber auch hinsichtlich von
Konsequenzen nichts erbringen, siehe Bauuntersu-
chungsausschuss!

Meine Damen und Herren, für mich stand von An-
fang an fest, das habe ich in diesem Zusammenhang
schon des Öfteren deutlich zum Ausdruck gebracht,
dass von politischer Seite in Bremerhaven versucht
worden ist, den Amtsleiter, Herrn Mattern, mensch-
lich fertig zu machen und beruflich zu vernichten,
weil er seine Aufgaben und seine Arbeit für einige
Verantwortliche der Stadt Bremerhaven vielleicht zu
genau, zu ordentlich, zu korrekt ausgeübt hat. Das
ist menschlich und moralisch an Niedertracht nicht
mehr zu überbieten. Abschließend kann man zu die-
sem Bericht sagen, Bremerhaven ist eine sehr schö-
ne Großstadt, aber mit unfähigen provinziellen Po-
litikern! – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Bür-
germeister Perschau.

Bürgermeister  Perschau:  Herr  Präsident,  meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der Senat nimmt
diesen Bericht zur Kenntnis. Ich habe der Debatte
mit Aufmerksamkeit zugehört. Es könnte reizvoll sein,
dieses Spannungsfeld zwischen Rechnungshof, Rech-
nungsprüfungsämtern und Verwaltung und Politik
zu kommentieren. Der Senat verzichtet aus verschie-
denen  Gründen  auf  eine  eigene  Kommentierung,
erstens wegen der Zuständigkeit der kommunalen
Selbstverwaltung der Stadtgemeinde Bremerhaven,
zweitens wegen der Unabhängigkeit des Rechnungs-
prüfungsamtes und drittens wegen der Personalho-
heit Bremerhavens und in diesem Zusammenhang
sicherlich auch wegen der besonderen Zuständig-
keit der Abgeordneten in Bremerhaven, der Stadt-
verordnetenversammlung selbst. Insofern beschränkt
sich der Senat darauf, Kenntnis zu nehmen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Be-
richt des Untersuchungsausschusses „Rechnungs-
prüfungsamt Bremerhaven“ Kenntnis.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, inzwi-
schen ist interfraktionell vereinbart worden, dass die
Tagesordnungspunkte 24, Gesetz zur Änderung des
Bremischen Hochschulgesetzes und anderer Geset-
ze, und 26, Änderung des Landschaftsprogramms be-
treffend Wohnbebauung Brokhuchting, heute Vor-
mittag im Anschluss an diese Diskussion aufgeru-
fen werden.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Hochschul-
gesetzes und anderer Gesetze

Mitteilung des Senats vom 4. Februar 2003
(Drucksache 15/1363)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Domann-Käse.

Abg. Dr. Domann-Käse (SPD): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! In der vergangenen Legis-
laturperiode hat der Bundestag in der fünften und
sechsten Novelle des Hochschulrahmengesetzes ei-
nige wichtige hochschulpolitische Strukturreformen
auf den Weg gebracht.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt den
Vorsitz.)
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Zentral ist sicherlich hierbei die Einführung einer
neuen Struktur für den akademischen Mittelbau. Er-
reicht wird dies durch die faktische Abschaffung der
Habilitation und damit verbunden die Abschaffung
des Status der Assistentinnen und Assistenten. Dies
ist bedeutsam, denn dieser Status war immer ver-
bunden mit einem sehr engen Abhängigkeitsverhält-
nis zu einem zugeordneten Professor beziehungs-
weise Professorin.

Hier ist ein großer Schritt in Richtung der Abschaf-
fung der so genannten Ordinarienuniversität getan
worden. Aufgefangen wird das Ganze durch die Ein-
führung einer Juniorprofessur. Das heißt also, junge
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bekom-
men wesentlich früher in ihrem Lebenslauf die Ge-
legenheit, eigenständig in Forschung und Lehre zu
arbeiten. Dies ist ein politisch großer Erfolg, wenn
man so will, ein später Sieg der Achtundsechziger,
die, nachdem sie 35 Jahre einen langen Marsch durch
die Institutionen gegangen sind, nun in der Bundes-
regierung  angekommen  deutlich  gemacht  haben,
dass sie doch einige ihrer politischen Wurzeln, in
dieser Beziehung zumindest, noch nicht vergessen
haben.

(Beifall bei der SPD)

Daneben ist im Hochschulrahmengesetz neu ge-
regelt die leistungsorientierte Besoldung der Profes-
sorinnen  und  Professoren  und,  für  uns  besonders
wichtig, eine Festschreibung der Studiengebühren-
freiheit zur Erlangung des ersten Studienabschlus-
ses.

(Beifall bei der SPD)

Diese Reform wollen wir nun auch in Bremen in
Landesrecht umsetzen, und ich freue mich sehr, dass
es hier gelungen ist, unseren Juniorpartner in der
Regierung dabei mitzunehmen und dass die CDU
bereit ist, dieses rotgrüne Reformprojekt auch in bre-
misches Landesrecht umzusetzen, obwohl in ande-
ren Bundesländern, in denen die Union den Regie-
rungschef stellt, die Reform blockiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokraten begrüßen neben den von
mir genannten Neuordnungen, die durch das Hoch-
schulrahmengesetz notwendig werden, weitere Re-
formen, die mit diesem Entwurf des Senators für Wis-
senschaft hier heute vorgelegt werden. Ich will die-
se nur ganz kurz anreißen, denn wir haben uns da-
rauf verständigt, die Debatte heute knapp und kurz
zu halten.

Eingeführt wird ein Zentrum für Lehrerbildung an
der  Universität,  ein  wesentlicher  Bestandteil  der
Strukturreform im Bereich der Lehrerbildung, über
die wir noch in dieser Legislaturperiode einmal aus-
führlicher reden werden. Die Hochschulautonomie

wird ausgeweitet, noch einmal stärker ausgeweitet,
als wir sie bei der letzten Novelle des Bremischen
Hochschulgesetzes bereits ausgeweitet haben. In den
Fachbereichen werden Dekanate, also neue Struk-
turen, eingeführt, die ein effizienteres Arbeiten so-
wohl in Forschung als auch in Lehre gewährleisten
sollen.

Auch ein wichtiger Punkt, den ich nennen möch-
te: Es wird den Studierenden für das Studium eine
Barrierefreiheit im Zugang zur Universität garantiert,
zu den Hochschulen, zu den Forschungseinrichtun-
gen. Barrierefreiheit für Behinderte oder chronisch
erkrankte Studierende ist ein schöner Erfolg, der
auch im Zusammenhang mit dem Landesgleichstel-
lungsgesetz zu sehen ist.

(Beifall bei der SPD)

Als weiteren Punkt, den ich nur kurz anreißen
möchte, möchte ich nennen, dass es gelungen ist,
für die Arbeit der Studierendenvertretung mit die-
sem Gesetzentwurf mehr Klarheit herzustellen. Wir
wollen hier festschreiben, dass es ein uneingeschränk-
tes Recht gibt, Medien zu nutzen im Rahmen des
Mandats, das die Studierendenschaften haben, also
im Rahmen ihres hochschulpolitischen Mandats, aber
natürlich auch im Rahmen des Mandats, einen Bei-
trag zur politischen Bildung der Studierenden zu leis-
ten. Die Kompetenz der Studierendenvertretung wird
erweitert um den Bereich der Integration ausländi-
scher Studierender, gleichzeitig haben wir aber auch
festgeschrieben, wie die Rechtsaufsicht der Hoch-
schulleitungen über die Arbeit der Studierendenver-
tretung zu regeln ist.

Erlauben Sie mir kurz dazu eine persönliche Be-
merkung als Leidtragender jahrelanger Versuche,
hochschulpolitische Arbeit von Studierenden zu kri-
minalisieren,  zum  Glück  gescheiterter  Versuche,
muss ich sagen, dass hiermit ein deutlicher Schritt
gemacht wird, die Arbeit der Studierendenvertretung
auf rechtlich sicherere Füße zu stellen!

(Beifall bei der SPD)

Das Haus hat in der jetzigen Legislaturperiode in
einer Debatte über das Thema Studienzeitverkür-
zung und Effektivierung des Studiums, Erhöhung des
Studienerfolgs, dem Senator den Auftrag erteilt, uns
bei der Reform des Hochschulgesetzes im Referen-
tenentwurf  geeignete  Maßnahmen  vorzuschlagen.
Dieser Bereich Lehre, Studium, Studienzeitverkürzung
nimmt dementsprechend auch in dem Referenten-
entwurf einen großen Raum ein. Unserer Auffassung
nach ist dabei ein ganz gelungenes Maßnahmenpa-
ket herausgekommen, ich will die einzelnen Maß-
nahmen kurz aufführen. Es wird das System der kon-
sekutiven Abschlüsse mit den Bachelor- und Master-
degrees zum Regelabschluss eingeführt, es war vor-
her nur ein Experimentalstatus, das Prinzip der Mo-
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dularisierung und die Einführung der Credit Points
wird weiter vorangetrieben.

Wir haben uns darauf verständigt, verpflichtende
Studienberatung einzuführen, für die Studierenden
bereits zum Studienbeginn verpflichtend, im ersten
Studienjahr und auch nach einer deutlichen Über-
schreitung der Regelstudienzeit. Verpflichtend be-
deutet, das ist mit Sanktionen verbunden. Auf der
anderen Seite aber haben wir großen Wert darauf
gelegt, dass es in diesem Zusammenhang eine Ba-
lance of Power gibt zwischen den Studierenden und
der Institution der Hochschule, nämlich indem wir
auch die Hochschulen beziehungsweise die Fach-
bereiche dazu verpflichten, Beratungskonzepte und
geeignete Strukturen weiterzuentwickeln, und in-
dem wir die Position des Studiendekans weiter stär-
ken, ein Studiendekan, der auch in der Lage ist, die
Beratung als Pflichtaufgabe der Professorinnen und
Professoren durchzusetzen. Wir meinen, das ist ein
gelungenes Paket.

(Beifall bei der SPD)

Darüber hinaus wird der Studiendekan auch er-
mächtigt, zur Durchsetzung eines ausreichenden Lehr-
angebots geeignete Maßnahmen gegenüber den Pro-
fessorinnen und Professoren zu erlassen und, was
ich auch sehr sinnvoll finde, dass wir die Studieren-
den in die paritätisch besetzten Studienkommissio-
nen einbeziehen werden in die Lehrveranstaltungs-
planung, also die kurz- und mittelfristige Planung
des Angebots für das Studium. Das ist ein sinnvoller
Weg, den wir gehen wollen in der Zielsetzung Er-
höhung des Studienerfolgs.

Die SPD-Fraktion hat sich dafür entschieden, den
Vorstoß des Senators in Richtung eines sehr strikten
Zwangsberatungsmodells  zurückzunehmen,  wel-
ches recht aufwendig durchzuführen gewesen wäre,
nachdem wir von den Hochschulen hier klare Sig-
nale bekommen haben, dass sie sich nicht in der La-
ge sehen, dieses System umzusetzen, und uns statt-
dessen mit dem Koalitionspartner darauf geeinigt,
hier in Bremen dem Prinzip vieler anderer Bundes-
länder zu folgen, zum Beispiel Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz oder jetzt auch bald Schleswig-
Holstein,  Studienkontenmodelle  einzuführen.  Wir
werden das dann mit einem gesonderten Gesetz ma-
chen und daher heute nicht detailliert beraten.

Hier sei nur so viel gesagt, Studienkontenmodelle
sollen, und das halten wir für wichtig, einerseits ein
Teilzeitstudium, also die Realität, die an den Hoch-
schulen da ist, ermöglichen, andererseits aber auch
das „Endlosstudium“ mancher Studentinnen und Stu-
denten verhindern. Wir wollen damit klar machen,
dass für uns Hochschulbildung weiterhin natürlich
ein öffentliches Gut bleibt und bleiben muss, aber
eben ein öffentliches Gut, das nicht mehr unbegrenzt
kostenfrei zur Verfügung steht, sondern das seine
Grenzen hat. Studierende, die zu lange studieren,

müssen dann eben die Konsequenz tragen, dass sie
ihr Reststudium mit einem eigenen Beitrag finanzie-
ren müssen.

Wir meinen aber, der wesentliche Schritt bei der
Einführung von Studienkontenmodellen ist, dass es
ein Anreizsystem zur Herstellung kürzerer Studien-
zeiten darstellt, ein Anreizsystem, das einerseits für
die Studierenden Anreize bietet, sie können nämlich
nicht verbrauchte Guthaben für die Weiterbildung
nutzen, andererseits aber auch für die Hochschu-
len, sie können nämlich durch diese Einnahmen aus
Weiterbildung ihren Etat aufstocken, nicht durch Straf-
gebühreinnahmen,  sondern  durch  die  Einnahmen
aus Weiterbildung. Das halten wir für sinnvoll.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir hoffen nur, dass der Kollege Roh-

meyer vorher fertig werden wird!)

Das können Sie ja mit ihm im Dialog klären!

Das halten wir für sinnvoll, ich möchte jetzt aber
darauf verzichten, hier schon eine Detaildebatte zum
Studienkontenmodell zu führen. Das vertagen wir
auf die nächste Legislaturperiode. Schauen wir ein-
mal, wer es dann in der Regierung umsetzen muss!
Ich hoffe natürlich, wir können das so gestalten, wie
wir es uns vorstellen, vielleicht gestalten wir es mit
Ihnen von den Grünen, vielleicht gestalten wir es
mit Ihnen von der CDU. In jedem Fall, glaube ich,
ist das ein zukunftsweisender Weg! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg. Jäger (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Manchmal wird ja der großen Ko-
alition von SPD und CDU vorgeworfen, wir würden
ein  wenig  zu  viel  kuscheln,  nur,  manchmal  ist  es
durchaus auch angebracht zu kuscheln, insbeson-
dere dann, wenn man etwas Vernünftiges zustande
bringen will. Das aber, was der Geburt dieses Bre-
mischen Hochschulgesetzes jetzt vorausging, ist doch
schon einmal eine Nachbetrachtung wert. Manch-
mal weiß man erst nach Monaten, ob das, was man
vorhatte, auch wirklich das wird, was man erwartet,
manchmal gibt es da auch Überraschungen. Eine
leichte Geburt war die Änderung des Bremischen
Hochschulgesetzes jedenfalls nicht. Das, was jetzt
das Licht der Welt erblickt hat, wird allerdings von
uns mitgetragen, kann sich durchaus noch sehen
lassen, obwohl das nicht immer klar war.

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf wollen wir insbesondere die Studi-
enzeiten verkürzen, die Studienberatung verbessern,
die  Hochschulleitungen  stärken,  die  Dekane  und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Fachbereichsebenen stärken, mehr Verantwortung
und Kompetenzen dort zuweisen und natürlich die
bremischen  Anpassungen  in  Sachen  Juniorprofes-
sur vornehmen und mehr Leistungsorientierung bei
der Bezahlung der Professoren ermöglichen.

Ich habe keine Zeit, in dieser kurzen Debatte auf
die Geburtsfehler der Dienstrechtsreform im Bund
unter Rotgrün hinzuweisen, insofern beschränke ich
mich auf die bremischen Dinge. Der jetzt vorliegen-
de Gesetzentwurf war schon eine Schwangerschaft
mit Komplikationen. Ich meine damit insbesondere
die Diskussion um Studiengebühren versus Studien-
kontenmodell versus Zwangsberatung, um das Stich-
wort aufzugreifen. Die ursprüngliche Absicht der
CDU war klar, ich möchte das noch einmal deutlich
sagen: Wenn es nach uns allein ginge, hätten wir
hier klassische Studiengebühren eingeführt. Baden-
Württemberg hat gezeigt, dass man bereits im ers-
ten Semester 43 Prozent der Langzeitstudierenden
reduzieren konnte. Es war insofern klar, dass dort
offenbar einige Studienplätze in Anspruch genom-
men haben, die nicht mehr so recht an den Hoch-
schulen studiert haben.

Aber wie dem auch sei, die Koalitionsvereinba-
rung, und darauf hat sich die SPD berufen, hat ge-
sagt, keine Studiengebühren in dieser Legislaturpe-
riode! Die SPD hat Studiengebühren für tabu erklärt.
Wir waren als CDU bereit, einen Sonderweg zu ge-
hen, einen Sonderweg, der verpflichtende Studien-
beratung vorsieht. Die verpflichtende Studienbera-
tung hätte sowohl Professoren als auch Studenten
in die Pflicht genommen. Dieses Modell hätte dem
Wunsch der CDU entsprochen. Unser CDU-Modell
sah immer ein Drei-Stufen-Modell vor: Das Erste war
bessere  Studienberatung,  verpflichtende  Beratung
für Studierende, das Zweite war die konsequente
Einhaltung von Anmeldefristen für Studierende, die
gibt es so durchgängig nämlich nicht, also, Studie-
rende müssen auch unter Druck gesetzt werden, sich
zur Prüfung anzumelden, denn nur, wer sich anmel-
det, kann auch irgendwann einmal durchfallen oder
auch bestehen. Das Dritte und das Letzte sind die
Studiengebühren für Langzeitstudierende.

Meine Damen und Herren, Sie wissen, was da-
raus geworden ist: Die SPD-Fraktion hat ihren Se-
nator nach dem Deputationsbeschluss im Regen ste-
hen lassen, die Zwangsberatung war von heute auf
morgen  vom  Tisch,  die  Rektoren  der  bremischen
Hochschulen  haben  der  SPD  sozusagen  ein  Ku-
ckucksei  ins  Nest  gelegt,  und  dementsprechend
mussten wir uns neu verhalten. Die CDU hat sich
diesem Weg nicht verwehrt, insofern hat der Senat
dann anders beschlossen als die Deputation, und das
Studienkontenmodell hat das Tageslicht erblickt.
Meine Damen und Herren, Verlässlichkeit in Sachen
Hochschulpolitik ist etwas anderes, das einmal ganz
klar in Richtung SPD!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

Meine Damen und Herren, insofern mutet das jet-
zige Produkt angesichts der Entstehungsgeschichte
so ein bisschen an wie ein Retortenprodukt, das muss
man  ganz  deutlich  sagen.  Insofern  war  der  Weg
durchaus  außergewöhnlich.  Wir  als  CDU  stehen
durchaus in der Verantwortung. Wir haben uns hier
als Geburtshelfer betätigt und der SPD bei der Ein-
leitung dieser Sturzgeburt geholfen, anders kann ich
es nicht bezeichnen.

(Beifall bei der CDU)

Angesichts der Wehen verstehe ich unter sanfter
Geburt durchaus etwas anderes. Eine Sturzgeburt
war schon deshalb notwendig, meine Damen und
Herren, weil das, was an der Universität Bremen zwi-
schen Akademischem Senat und Fachbereichen an
Post hin- und hergeschickt wird, abenteuerlich ist.
Mir liegen Schriftstücke vor, in denen es um Diplom-
prüfungsordnungen geht. Bei dem, was man da liest,
wird einem angst und bange, da werden die Profes-
soren wieder zu den potenziell Beschuldigten, egal,
ob vorher schon Prüfungen abgenommen wurden,
und Studenten sind die armen Opfer. Das, was da
gemacht wird, ist teilweise Wiederbelebung der al-
ten Achtundsechziger, und, Herr Dr. Domann-Käse,
die Alt-Achtundsechziger möchte ich hier nicht wie-
derbelebt wissen, sie sind für den Ruf der Universi-
tät verantwortlich!

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei der
SPD und beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schade, dass nicht die Zeichen der Zeit erkannt
wurden, aber insofern war es unsere konstruktive
Rolle, diesem Leiden zwischen Wissenschaftssena-
tor,  Hochschulleitung,  Akademischem  Senat  und
SPD-Fraktion nicht mehr länger zuzusehen, und des-
halb erklären wir uns mit dem hier vorliegenden
Modell einverstanden.

Das jetzige Bremische Hochschulgesetz ist damit
zwar kein Wunschkind, aber etwas, was, wenn es
konstruktiv begleitet wird, sich durchaus noch präch-
tig entwickeln kann. Die CDU wird ihren Anteil da-
ran weiter wahrnehmen. Ein Studienkontenmodell
in sich ist weder gut noch schlecht, auf die Ausge-
staltung kommt es an, und darauf müssen wir in der
nächsten Legislaturperiode in der Tat noch Wert le-
gen. Da gibt es die unterschiedlichsten Interpreta-
tionen. Herr Dr. Kuhn hat ja heute dankenswerter-
weise seine Position zum Studienkontenmodell schon
einmal per E-Mail herumgeschickt, mir ist zwar bald
das Brötchen im Hals stecken geblieben, aber so ist
das halt.

Wir hoffen, dass wir als CDU weiterhin als Erzie-
hungsberechtigte dieses Bremischen Hochschulge-
setzes beauftragt werden und auch in der nächsten
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Legislaturperiode Verantwortung tragen, das ist mei-
ne Hoffnung!

(Beifall bei der CDU)

Insofern wollen wir das mit Leben erfüllen. Die Aus-
gestaltung des Studienkontenmodells kann man na-
türlich nicht so laissez faire machen, sondern dort
muss der Verwaltungsaufwand gering gehalten wer-
den, die Ausgestaltung muss mit stringenten und
transparenten Regelungen versehen werden, aber
darüber werden wir dann in der nächsten Debatte
bei der nächsten Lesung auch noch einmal ausführ-
licher reden.

Deshalb nur in aller Kürze: Die CDU hat sich hier
konstruktiv eingebracht. Die Anerkennung der Va-
terschaft ist manchmal etwas schwierig, wenn man
die Entstehungsgeschichte kennt. Wir werden trotz-
dem deutlich machen, dass es zahlreiche Punkte gibt,
insbesondere Stärkung der Hochschulleitung, eine
Position, die von der CDU ganz klar vertreten wird,
Verkürzung der Studienzeit, und vor allem die Ver-
besserung der Studienberatung, die wir ganz deut-
lich mitmachen und unterstreichen.

Eines sage ich aber auch, denn es gibt so eine Po-
sition, so eine Ja-aber-Haltung, die auch von Herrn
Dr. Kuhn kommt, mangelnde Orientierung, gerin-
gere Leistungserwartung und an der langen Leine
führen, das ist allerdings auch nicht immer ange-
sagt bei aller Autonomie der Hochschulen. Eine klare
Orientierung für Professoren und für Studierende
muss durchaus sein. Diese Diskussion werden wir
weiter fortführen, und da sage ich nur, wehe den
Achtundsechzigern, die hier eben schon in der De-
batte herbeigeredet wurden! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Herr Kollege Jä-
ger, das finde ich nicht in Ordnung, dass ich Ihnen
das Erstrederecht abtrete, und dann wollen Sie mich
hier zum Abtreten bringen als Alt-Achtundsechzi-
ger, so war das nicht gemeint!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben uns überhaupt eben gefragt bei Ihrer Re-
de, Herr Kollege Jäger: Wo ist die Mutter? Da war
so viel von Schwangerschaft und Vaterschaft die Re-
de und die schwere Geburt, irgendetwas muss da
im Schwange sein. Wir sind gespannt!

Meine Damen und Herren, wir debattieren heute
die Novelle in erster Lesung. Wir haben deswegen
keine Änderungsanträge eingebracht. Ich will auch

nicht auf die vielen nach meiner Ansicht noch nicht
ganz klaren Detailfragen eingehen, sondern mich
auf die großen Linien beschränken. Wir haben ver-
einbart, dass wir zwischen erster und zweiter Le-
sung noch eine fachliche Beratung machen, und zur
zweiten Lesung werden wir dann, wenn etwas übrig
bleibt, wovon ich ausgehe, Änderungsanträge vor-
legen.

Zum positiven Teil! Es hat mir natürlich gefallen,
dass der Kollege Domann-Käse gesagt hat, dass ich
jetzt kurz vor Ende meiner Laufbahn die Ernte des-
sen einfahren kann, was wir 1968 begonnen haben.

Es ist vielleicht nicht so ganz richtig. Wir haben
noch ein bisschen mehr gewollt als die Abschaffung
der Habilitation, aber immerhin ist ja etwas gesche-
hen. Zum Teil ist es die Umsetzung der neuen Bun-
deshochschulgesetzgebung  mit  den  Kernpunkten
der Veränderung in der Personalstruktur, Einführung
der Juniorprofessur und so weiter. Da haben wir üb-
rigens auch auf Antrag unserer Fraktion, Herr Jä-
ger, die notwendigen Korrekturen und Anpassungen
in Bremen hier noch diskutiert und beschlossen. Das
findet jetzt alles Eingang, das ist ein sehr guter und
positiver Teil.

Das gilt auch für die Frage der Besoldung, das wird
noch ganz schwierig werden. Da wünsche ich der
Universität viel Glück und auch Stehvermögen, das
umzusetzen. Das ist aber ein guter Weg. Ich sage
noch einmal, das ist ein guter Weg, den Rot und Grün
gemeinsam gegangen sind, und zwar gegen den hin-
haltenden Widerstand von Ihrer Seite, Herr Jäger.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der zweite Punkt ist die Änderung, die gestuften
Studienangebote Bachelor und Master vom Experi-
mentierstadium in das Regelangebot aufzunehmen.
Sie wissen, ich habe immer dafür gekämpft, dass wir
da ein bisschen größere Schritte machen, ich glau-
be, dass jetzt mit den Vorschlägen zur Lehrerausbil-
dung, die der Senat von uns übernommen hat, dort
ein Durchbruch gelungen ist. Es gibt dabei allerdings
ein Problem, auf das ich zurückkommen werde.

Ich sehe noch weitere positive Punkte: Übertra-
gung von Entscheidungsbefugnissen an die Hoch-
schulen, guter Punkt! Die Einführung von Dekana-
ten, das stand schon 1998 in unserem Entwurf, den
wir hier zu dem Hochschulgesetz eingebracht ha-
ben. Sie haben dann nur fünf Jahre gebraucht, um
uns zu folgen. Das ist für Sie eine gute Bilanz. Die
Studienkommissionen müssten allerdings nach un-
serer Auffassung gestärkt werden.

Sie haben auch die Forderung übernommen, die
Studienberatung als verpflichtenden Bestandteil des
Studienangebots und der Studienverpflichtung dort
hineinzuschreiben, und zwar für beide Seiten. Das
ist ja richtig, dies sowohl für die Studierenden als
auch für die Lehrkörper als Verpflichtung, als Nor-
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malbestandteil des Studiums anzusehen. Auch das
hatten wir schon 1998 darin. Ich finde es aber gut,
dass es jetzt da hineinkommt, denn unsere Anhörung
zum Studienabbruch hat noch einmal deutlich ge-
zeigt, dass gerade im ersten Studienjahr eine durch-
geführte Studienberatung erheblich dazu beitragen
kann, Fehlentscheidungen in der Laufbahn und bei
der Studienentscheidung zu korrigieren. Soweit die
positiven Punkte!

Zur Geschichte, zu der von Ihnen so häufig be-
rührten Geburt, Herr Kollege Jäger! Wir sind in der
Tat heilfroh, und die Hochschulen sind jetzt heilfroh,
dass dieses Monstrum einer Studienzwangsberatung
und Exmatrikulationsdrohung, was in Ihrem ersten
Entwurf noch enthalten war, doch noch verschwun-
den ist.

Ich will Ihnen etwas sagen: Was haben Sie mich
in dieser unglückseligen Sitzung im November in der
Deputation dafür abgebürstet, dass ich dies kritisiert
habe! Auch die Hochschulen haben damals bereits
Einspruch erhoben und haben gesagt: Was soll das,
wie sollen wir das machen, die Universität allein pro
Semester 3000 Leute, denn es ist doch fast jeder, der
die Regelstudienzeit überschreitet, 3000 Leute in ei-
nem individuellen Studiengespräch, einen individu-
ellen Vertrag schließen, der dann überprüft wird? Das
ist ein monströses Vorhaben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das haben wir Ihnen da schon gesagt, und Sie ha-
ben mich wirklich in dieser Sitzung ziemlich grob
abgebürstet, das werde ich Ihnen auch so bald nicht
vergessen!

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Na, wer wird
denn so nachtragend sein?)

Es gibt bestimmte Dinge, die waren wirklich nicht
schön, und diese Sitzung gehörte dazu!

Das war eine ziemlich pervers bürokratische Flucht
aus der Verantwortung, was Sie da vorgeschlagen
haben. Jetzt wollen Sie die Studienkonten machen.
Ich darf aus der Begründung zitieren: „Durch die Ein-
führung eines Studienkontenmodells für Studiengut-
haben wird zugleich ein Anreiz für die Studieren-
den geschaffen, ihr Studium zielgerecht, effizient und
schnell zu absolvieren.“

Das Problem ist, glaube ich, Sie zäumen immer
noch,  so  habe  ich  den  Eindruck,  das  Pferd  vom
Schwanz her auf. Wenn wir über die Schwierigkei-
ten der Studierenden reden, und der Kollege Roh-
meyer kann uns da vielleicht etwas vortragen, das
Studium  überhaupt  erfolgreich  zu  beenden,  wenn
wir über die Schwierigkeiten reden, das Studium
erfolgreich und in vernünftiger Zeit zu beenden, dann
müssen wir zuerst darüber reden, wie es den Stu-

dierenden möglich gemacht wird. Das ist, finde ich,
nach wie vor die erste Diskussion.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann müssen wir darüber reden, wie die Lehr-
pläne entrümpelt werden, dass Lehrangebot und Prü-
fung zueinander passen, dass die Lehrmittel da sind,
dass wir moderne, vielfältige Studienangebote schaf-
fen, deren Bezug auf berufliche Praxis auch deutli-
cher wird. Auch das ist doch eine riesige Aufgabe.
Wir müssen sehen, dass durch eine flächendecken-
de Einführung von Bachelor und Master die Studi-
enangebote klarer strukturiert und flexibler werden,
und wir dürfen darüber auch nicht die soziale Lage
der Studierenden vergessen.

In diesem Kontext, wenn wir das bedenken, wenn
wir im Übrigen unsere Hausaufgaben gemacht ha-
ben, kann es dann auch durchaus sinnvoll sein, die
Frage nach der Studienmotivation und den Anrei-
zen unter Einbettung im kulturellen Umfeld zu stel-
len. In dem Zusammenhang kann man dann auch
über Studienkonten reden, was Sie im Grundsatz in
Ihr Gesetz schreiben wollen.

Wir werden uns dieser sachlichen Debatte über
Modelle von Studienkonten mit Sicherheit nicht ver-
weigern, wenn sie in diesem Kontext geführt wird,
aber nicht als Ersatz für all das, was ich eben ge-
nannt habe, nicht als Versuch, den Studierenden die
Verantwortung wieder zuzuschieben und sie an eine
mehr oder weniger lange Geldleine zu legen. Unse-
re Priorität, das können Sie in unseren Anträgen
nachlesen, lag in den letzten Jahren in der inhaltli-
chen Studienreform, und da muss diese Priorität auch
liegen bleiben. Bei der Studienreform können die
Studienkonten nur eine Begleitmaßnahme sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Zu-
ruf  des  Abg. D r .  D o m a n n - K ä s e

[SPD])

Ich denke, dass das die Position der Grünen in
Nordrhein-Westfalen ist, die ja in einer schwierigen
politischen Lage verhindert haben, dass die Sozial-
demokraten Studiengebühren einführen. Die Grü-
nen  haben  daraus  das  Modell  der  Studienkonten
gemacht. Meine erste Wahl war das nie, aber wenn
die Diskussion nun so läuft, dann sage ich Ihnen,
ich verweigere mich da nicht, aber sie muss vernünf-
tig eingebettet sein. Dann muss man aber auch klar
machen, wenn Sie das so führen wollen, dass Sie
einzelne Studienangebote und nicht ganze Seme-
ster abbuchen wollen, dann muss die Modularisie-
rung abgeschlossen sein. Bevor man damit beginnt,
muss das abgeschlossen sein.

Es genügt deswegen, finden wir, zu dem Zeitpunkt
dann, wenn es ansteht, ein eigenes Gesetz zu ver-
abschieden, dass jetzt eine Ermächtigung aufgenom-
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men wird, das finden wir eine eher nur symbolische
Politik.

Ich möchte kurz auf einen zweiten Punkt einge-
hen, das ist die Frage des Zugangs zu den Master-
studiengängen nach dem Bachelor! Da gibt es so eine
kleine Formulierung: Aus dem Satz, die Hochschu-
len „können“ besondere Anforderungen für das Mas-
terstudium machen, soll der Satz werden, die Hoch-
schulen „sollen“ besondere Anforderungen für das
Masterstudium machen. Es ist jetzt nicht die Frage
von juristischen Spitzfindigkeiten. Wir wehren uns
nur gegen die Philosophie, die es zum Teil gibt, dass
grundsätzlich  zwischen  dem  Bachelor  und  Master
ein Aussieben, ein Aussuchen, ein Hürdenschaffen
eingeführt werden soll, so dass es etwa heißt, nur
mit einem guten Bachelor kann man später einen
Master machen. Das kann nicht sein.

Wir  wollen  mit  dem  Bachelorstudium  nicht  das
Studium von 14 Semestern auf sechs verkürzen, son-
dern wir wollen ein klar strukturiertes, flexibles Stu-
dienangebot machen. Wenn wir es schaffen, von 14
auf zehn Semester zu kommen mit Bachelor und
Master, dann ist das gut. Wenn dann einige noch
mit  dem  Bachelor  abgehen,  die  zunächst  einmal
nicht mehr wollen, dann ist es auch gut. Aber eine
Barriere, eine Grenze zwischen beiden einzubau-
en, damit tun wir der ganzen Philosophie und dem
Projekt keinen Gefallen.

Deswegen waren wir sehr dagegen, hier eine Dis-
kussion künstlich aufzubauen, indem Sie den Ein-
druck vermitteln, dass nur die besonders Guten nach
dem Bachelor auch den Master machen können. Es
muss in jedem Fall der Student die Möglichkeit ha-
ben, in einem Masterstudiengang darauffolgend zu
studieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir müssen einfach bei der weiteren Einführung
von Bachelor und Master, die wir gemeinsam, den-
ke ich, wollen, es kommt nur immer auf das Tempo
und die Bedingungen an, darauf achten, dass dort
keine Fehlentwicklungen passieren, weil wir dann
den Protest gegen uns organisieren. Das wollen wir
alle nicht. Soweit heute zu ein, zwei strittigen Fra-
gen! Ich hoffe sehr, dass wir die Gelegenheit haben,
in einer kleinen Runde noch einmal sachlich zu dis-
kutieren, und wir werden dann im April in der zwei-
ten Lesung unsere Änderungsanträge dazu vorle-
gen. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Herr Se-
nator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben Ihnen ein Ge-
setz vorgelegt zur Änderung des Bremischen Hoch-

schulgesetzes und anderer Gesetze. Ich habe eine
hohe Übereinstimmung im Rahmen dieser Debat-
tenbeiträge erfahren. Ich sage ganz deutlich, dass
ich mich bekenne zur Vaterschaft, eindeutig, ohne
Frage, und ich stelle fest, dass auch die Mutterschaft
eigentlich klar ist, denn eine große Koalition besteht
aus zwei Partnern.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Du bist die Mutter?)

Nein, nein! Ich denke, dass Ihre Rolle dabei höchs-
tens die Rolle des Nebenbuhlers sein kann, Herr Dr.
Kuhn. Das nehmen wir auch in diesen Tagen mit
großem Interesse zur Kenntnis.

Meine Damen und Herren, ich habe mich nicht
im Regen stehen gelassen gefühlt. Wir haben einen
Entwurf vorgelegt und haben diesen Entwurf sehr
sachlich, sehr sachbezogen mit den Hochschulen be-
sprochen. Wir haben mit den Studentenvertretern
darüber gesprochen und haben an dieser Stelle eine,
wie ich meine, fundierte Kritik erfahren, und diese
Kritik haben wir aufgenommen. Ich finde nicht, dass
es falsch war, hierüber noch einmal ausdrücklich
nachzudenken und noch einmal umzuschalten.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde, das ist ein demokratischer, legitimer Pro-
zess, und ich habe mich an dieser Stelle überhaupt
nicht beschädigt gesehen.

Es ist im Prinzip zu allen relevanten Punkten be-
reits ausführlich Stellung bezogen worden. Ich will
es deshalb im Folgenden nur noch einmal ganz kurz
sagen: Für mich ist es wichtig, dass wir die leistungs-
bezogene Bezahlung beim Lehrkörper jetzt deutlich
vorantreiben, was ich richtig finde. Es wird nicht
mehr nach Alter bezahlt, sondern wir bezahlen nach
Leistung. Die Hochschullehrer, die jetzt zu uns kom-
men, und auch diejenigen, die bei uns sind und das
wünschen, können sich bei abgesenkten Grundge-
hältern leistungsorientiert bezahlen lassen.

Ich wünschte mir, dass das auch in anderen Be-
reichen des öffentlichen Dienstes möglich wäre, so
zu verfahren. Ich glaube, wir würden deutlich effi-
zienter auch in anderen Bereichen außerhalb der
Universität und der Hochschulen so arbeiten kön-
nen. Wir würden deutlich besser sein.

(Abg. D r .  D o m a n n - K ä s e  [SPD]:
Aber  nicht  hier!  –  Abg. D r .  K u h n
[Bündnis 90/Die Grünen]: Nur nicht hier!)

Im Parlament? Herzlich gern! Auch im Senat hätte
ich übrigens keine Probleme damit. Ich bin 18 Jahre
lang leistungsbezogen bezahlt worden, und das fand
ich immer sehr, sehr positiv!

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das können wir
uns nicht leisten! – Heiterkeit)
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Meine Damen und Herren, ein anderer wichtiger
Bereich ist auch zur Sprache gekommen, nämlich der
Bereich der Juniorprofessur. Ich glaube, dass wir ei-
nen sehr, sehr wichtigen Schritt dahin machen, mit
hoch qualifiziertem Personal so umzugehen, dass sie
attraktive Qualifikationswege hier in unserem Land
finden und nicht getrieben werden, durch bessere
Chancen zum Beispiel nach Amerika zu gehen. In
dem Bereich sind die Amerikaner Weltklasse, uns
die hoch qualifizierten Wissenschaftler ganz früh-
zeitig abzuwerben.

Ich habe jetzt erfahren, schon in den ersten Mo-
naten, nachdem wir Juniorprofessorinnen und -pro-
fessoren hier eingeführt haben, dass wir exzellente
Wissenschaftler, übrigens nicht nur aus Deutschland,
sondern aus allen Teilen der Welt, auch aus Ameri-
ka, hier nach Bremen an unsere Universität bekom-
men haben. Ich finde, da sind wir ausdrücklich be-
stärkt, dass das eine gute Umsetzung des Hochschul-
rahmengesetzes des Bundes ist, dass wir hier hoch
qualifizierte Wissenschaftler aus aller Welt an die
Universität Bremen bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt unabhängig von dem Hochschulrahmenge-
setz, das wir umgesetzt haben, zu den Bremensien!
Wir  haben  exzellente  Leistungen,  das  haben  wir
auch gerade gestern wieder gehört, im Bereich der
Forschung. Wo wir nach wie vor Probleme haben,
ist im Bereich der Lehre. Dort müssen wir deutlich
besser sein. Ich kann mich auf das, was meine drei
Vorredner vorgetragen haben, nun ausdrücklich be-
ziehen. Wir müssen im Bereich der Beratung der Stu-
denten deutlich besser werden. Sie müssen ähnlich,
wie ich es zum Beispiel mit großer Freude an der IUB
sehe, aber wie es jetzt auch verstärkt an der Univer-
sität praktiziert wird, sehen, dass wir die Studenten
besser auf das vorbereiten, auch mit Studienmodel-
len, was auf sie zukommt.

Wir müssen, das hat Herr Dr. Kuhn auch eben deut-
lich erwähnt, bei den Prüfungen und bei der Hin-
führung zu den Prüfungen deutlicher darauf achten,
dass nicht Wartesemester, Schleifen entstehen, und
zwar dadurch, dass jetzt ganz bestimmte prüfungs-
relevante Veranstaltungen nur jedes Jahr und nicht
jedes Semester stattfinden. Dadurch entstehen Or-
ganisationsstrukturen an der Universität, die so aus
unserer Sicht der Gesellschaft, der Politik nicht ak-
zeptabel sind.

Diese Form der Hochschulgesetzgebung wird da-
zu führen, ich hoffe das jedenfalls von Herzen, dass
die Organisation, der Ablauf vom ersten Tag des Stu-
diums bis zur Prüfung einschließlich des Prüfungs-
verfahrens verbessert wird. Auch da erfahre ich im-
mer wieder Beschwerden, dass die Prüfungstermi-
ne nicht so zeitnah gemacht werden, sogar bei der
Bewertung von Prüfungsarbeiten monatelange Ver-
zögerungen entstehen, weil die Prüfer nicht zusam-

menfinden können, um sich noch über Dissense zu
einigen. Hier müssen wir unbedingt besser werden,
um in der Qualität unseres Studiums insgesamt noch
deutlich besser zu werden.

Sie haben sehr ausführlich über die Studienkon-
ten geredet. Ich finde, wir sind hier auf einem richti-
gen Weg, aber wir werden das sehr detailliert noch
diskutieren, bevor über das entsprechende Gesetz
vom Parlament abgestimmt werden wird.

Meine Damen und Herren, ein weiterer wichtiger
Teil ist die gesamte Hochschulautonomie, die wir
weiter stärken wollen auch durch diese Gesetzes-
änderung, dadurch, dass wir viele Genehmigungs-
pflichten vorsehen und dass wir eine weitere Ent-
bürokratisierung an den Hochschulen vorantreiben.
Ich glaube, dass wir gerade in dem Verfahren der
Kontrakte die Hochschulen – das haben wir ja erst
begonnen, da sind wir am Anfang einer Phase – und
die Universitäten davon überzeugen, dass wir ver-
lässliche Partner in der Politik an ihrer Seite sind,
die ihnen weitestgehende Freiräume überlassen. Wir
wollen die Ziele setzen, gar keine Frage, die wir auch
immer wieder kontrollieren, aber wie sie zum Ziel
kommen, da bin ich der Meinung, dass wir mit die-
ser neuen Gesetzgebung sie weiter in ihrer Autono-
mie stärken!

Ich glaube, dass die Hochschulen das mit einer
hohen Verantwortung bereits bis jetzt sehr, sehr gut
umgesetzt haben. Wir geben ihnen jetzt mehr Auto-
nomie, allerdings mit einigen Hürden, indem wir ver-
langen, was sie auf dem Weg zur Verkürzung zum
Beispiel von Studien und zu einer Erhöhung von Stu-
dienabschlüssen, von Absolventen zu tun haben in
Form von Kontrakten. Damit sind wir auf einem rich-
tigen Weg.

Ich fasse zusammen: Es geht um mehr Leistungs-
orientierung, mehr Leistungsanreize bei den Studen-
ten, bei den Hochschullehrern. Es geht um kürzere
Qualifizierungszeiten und frühere Selbständigkeit
der Lehrenden. Wir wollen kürzere Studienzeiten er-
reichen und eine Senkung der Studienabbruchquo-
ten. Wir wollen effizientere Strukturen und mehr
Autonomie der Hochschulen.

Meine Damen und Herren, der Stifterverband der
deutschen Wirtschaft hat im vergangenen Jahr, dar-
an werden sich die hochschulpolitisch Interessier-
ten erinnern, die Hochschulgesetze der Länder auf
den Prüfstand gestellt und ein Ranking gemacht. Das
Bremische  Hochschulgesetz  in  seiner  bisherigen
Form schnitt dabei schon überdurchschnittlich gut
ab. Wir lagen bei verschiedenen Prüfkriterien sehr
häufig in der Spitzengruppe. Mit dieser Novelle, und
da bin ich sicher, werden wir noch deutlich besser
werden. Wir werden ein noch moderneres Gesetz
bekommen, das den Ansprüchen unserer Studen-
ten, und auf die zielt es insbesondere ab, noch ge-
rechter wird. Ich bitte Sie im weiteren Verlauf der
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Lesungen um Zustimmung zu diesen Gesetzesände-
rungen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Hochschulgesetzes und anderer Gesetze, Drucksa-
che 15/1363, in erster Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

4.  Änderung  des  Landschaftsprogramms  Bremen
1991 im Zusammenhang mit der 95. Änderung des
Flächennutzungsplanes Bremen 1983 (Wohnbebau-

ung Brokhuchting)

Mitteilung des Senats vom 4. Februar 2003
(Drucksache 15/1365)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Wischer.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Land-
schaftsprogramm soll nun heute zum wiederholten
Male geändert werden. Anlass ist diesmal die Wohn-
bebauung in dem Überschwemmungsgebiet Brok-
huchting.  Das  lehnen  wir  Grünen  bekanntlich  ab,
ich werde mich jetzt aber speziell auf die Problema-
tik insbesondere mit dem Landschaftsprogramm be-
ziehen.

1991 hatte die Bürgerschaft, das heißt dieses Haus,
das Parlament, das Landschaftsprogramm als Pla-
nungsinstrument verabschiedet. Ich zitiere aus die-
sem Landschaftsprogramm mit Erlaubnis des Präsi-

denten:  „Mit  dem  Landschaftsprogramm  ist  eine
praktikable, auf dem derzeitigen Datenstand aufbau-
ende  Planungsgrundlage  entwickelt  worden,  die
gleichzeitig einen Beitrag zur Umweltverträglichkeits-
prüfung liefert. Auf dieser Basis sind die Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege als Teile
einer umfassenden Umweltvorsorge bei allen raum-
bedeutsamen Planungen in Zukunft hinreichend zu
berücksichtigen im Interesse eines langfristig funk-
tionsfähigen Naturhaushaltes und einer lebenswer-
ten Umwelt für Mensch, Tier und Pflanze.“ Soweit
das Zitat!

Meine Damen und Herren, das war einmal! Seit
der Zeit der großen Koalition kann man das Land-
schaftsprogramm in der Tat in den Papierkorb wer-
fen. Es hat keinerlei planerische Relevanz mehr. Seit
dieser Zeit, seit diesem Landschaftsprogramm sind
nahezu 3000 Hektar, die dort als naturraumtypische
freie Landschaft als erhaltenswert galten, entweder
bereits bebaut oder mit entsprechenden Planungen
belegt. Es sind nahezu 3000 Hektar, die entgegen
der Datengrundlage und dem, was als Planung im
Landschaftsprogramm beabsichtigt war, bis heute
anderen Nutzungen zugeführt wurden.

Hinsichtlich der Frage der Zustimmung zu der
Änderung des Landschaftsprogramms ist auch an-
zumerken, dass dies der Beirat Huchting mehrheit-
lich abgelehnt hat, es hat der Naturschutzbeirat ab-
gelehnt, es hat die Bezirksregierung Weser-Ems ab-
gelehnt, die Stadt Delmenhorst, die Architektenkam-
mer und der Gesamtverband für Natur- und Umwelt-
schutz. Nichtsdestotrotz soll es heute wieder gemacht
werden.  Es  ist  auch  nichts  Ungewöhnliches,  dass
Empfehlungen und Vorschläge der Träger öffentli-
cher Belange hier nicht mit einfließen bei dem, was
entschieden wird.

Es fließt genauso wenig ein wie das Gemeinwohl-
interesse des Naturschutzes. Hier möchte ich aus der
heute zur Debatte stehenden Mitteilung zitieren. Sie
kommt nämlich im Ergebnis – ich zitiere mit Erlaub-
nis des Präsidenten – zu der Feststellung:

„Zusammenfassend ist festzustellen, dass es sich
bei dem Gebiet Brokhuchting um ein für den Natur-
haushalt und das Landschaftsbild hochwertiges und
damit  an  sich  erhaltens-  und  entwicklungsfähiges
Gebiet handelt. Andererseits soll, wie bereits dar-
gestellt, mit der Ausweisung der Wohnbauflächen
für überwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser ent-
sprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen ein
Angebot für bestimmte Bevölkerungsgruppen ge-
macht werden. Damit soll verhindert werden, dass
weitere Einwohner, insbesondere Familien, in das Um-
land abwandern. Die Schaffung des neuen Wohn-
baugebietes würde durch das erhöhte Steueraufkom-
men gleichzeitig zu einer Stärkung der Finanzkraft
Bremens führen.

Die Gemeinwohlinteressen des Naturschutzes, wie
hier speziell in der Landschaftsplanung dargelegt,
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einerseits  und  der  Wohnraumbedarf  andererseits
stehen sich somit in einem Zielkonflikt gegenüber.
Im Rahmen einer Gesamtabwägung der verschie-
denen Belange und einer zusammenfassenden Wür-
digung der vorgetragenen Einwendungen und den
dazu  getroffenen  Feststellungen  haben  in  diesem
Falle die Belange von Naturschutz und Landschafts-
pflege im Ergebnis zurückzutreten. Den vorgetra-
genen Anregungen und Bedenken konnte demzu-
folge im Wesentlichen nicht gefolgt werden.“ Soweit
das Zitat!

Bei  der  Frage  der  Aufhebung  des  Landschafts-
schutzes und der dann damit verbundenen Ände-
rung des Landschaftsprogramms geht es natürlich
immer um die Abwägung von Zielkonflikten. Es ist
hier festzustellen, dass jede Abwägung in Bremen
so ausfällt, dass quasi der Natur-, der Landschafts-
schutz, der Umweltschutz weggewogen werden, und
zwar ohne Substanz. Ich finde, hier wirkt die Ge-
genüberstellung mit der Zeit schon irgendwie ka-
barettreif. Mit der Bevölkerungsentwicklung, mit der
Entwicklung auf dem Immobilienmarkt wird die Be-
gründung wirklich zur Farce, mit der der Senat die
Naturzerstörung wegwägt. Es gibt keine zwingen-
den Gründe, die eine solche Inanspruchnahme von
Natur unumgänglich machen.

Wir Grünen lehnen das ab. Wir sagen noch ein-
mal ganz eindeutig und ganz klar, dass die Abwä-
gung zwischen den Zielkonflikten Naturschutz und
Landschaftspflege einerseits und Wohnraumbedarf
andererseits fehlerhaft ist. Das heißt, die Vorausset-
zungen  zur  Änderung  des  Landschaftsprogramms
sind hier eindeutig nicht gegeben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Natürlich, und das hatten wir auch in der Debatte
in der Stadtbürgerschaft, ist es unverantwortlich, in
der heutigen Zeit mit der Klimaveränderung, mit der
Problematik zunehmender Niederschläge ein Über-
schwemmungsgebiet zu bebauen. Frau Wischer, es
ist da in der Tat nicht bedeutsam, wie viel Prozent des
Gesamtüberschwemmungsbereichs  der  Ochtum  in
Anspruch genommen werden. Nach den Erfahrun-
gen bei der Hochwasserkatastrophe an der Elbe ist
es so, dass dort entlang der Elbe Rückbau betrieben
wird.  Das  heißt,  da  werden  Siedlungen  in  Über-
schwemmungsgebieten zurückgebaut, die Menschen
werden umgesiedelt. Da handelt es sich auch im-
mer nur um geringe Prozentzahlen der jeweiligen
Überschwemmungsgebiete, die besiedelt sind, aber
in Bremen ticken die Uhren anders. In der Summe
können wir einem solchen Unsinn nicht zustimmen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte die Debatte, die wir
vorgestern in der Stadtbürgerschaft geführt haben,
nicht wiederholen. Deswegen werde ich mich auch
ganz kurz fassen.

Voraussetzung für ein In-Kraft-Treten des Vorha-
ben- und Erschließungsplans, den wir ja beschlos-
sen haben, ist, dass dieses Landschaftsprogramm ge-
ändert wird. Es ist nicht die hundertste Änderung,
es ist die vierte Änderung, Frau Dr. Mathes!

(Zuruf der Abg. Frau D r .  M a t h e s
[Bündnis 90/Die Grünen])

Ja, es ist die vierte Änderung! Durch das dauernde
Wiederholen falscher Tatsachen wird das natürlich
nicht alles besser, deswegen werde ich mir das auch
sparen! Ich will nur noch einmal etwas zu dem Über-
schwemmungsgebiet,  das  Sie  eben  wieder  ange-
sprochen haben, sagen.

Sie haben überhaupt nichts dazugelernt. Sie ha-
ben nicht gemerkt, was passiert ist, Sie haben nicht
gemerkt, dass es Sperrwerke gibt, Sie haben nicht
gemerkt,  welche  Maßnahmen  alle  unternommen
worden sind aufgrund von Gutachten des Franzius-
instituts und anderen. Sie haben das alles einfach
gar nicht zur Kenntnis genommen! Unter heutigen
Gesichtspunkten würde das nie als Überschwem-
mungsgebiet ausgewiesen werden müssen und wäre
wahrscheinlich auch nicht ausgewiesen, wenn man
das alles berücksichtigt hätte, was in den letzten
Jahren gemacht worden ist.

Jetzt haben Sie gelesen, was alles unternommen
worden ist, dass es praktisch ausgeschlossen ist, dass
es überflutet werden kann. Es gibt eben manchmal
auch Dinge, insbesondere dann, wenn es um den
Wohnungsbau geht und um die Möglichkeiten, den
Menschen auch Wohnraum anzubieten, die es er-
fordern, auch einmal ein Landschaftsprogramm zu
ändern. Das wird dadurch nicht zerstört oder völlig
zerfleddert!

Wir haben in gleicher Weise riesige Gebiete un-
ter Naturschutz gestellt und ausgewiesen im Zusam-
menhang mit dem Beschluss zur Wohnbebauung.
Das, finde ich, ist ein sehr fairer Kompromiss gewe-
sen, dass wir hier eine ganz kleine Fläche von nicht
einmal 40 Hektar für den Wohnungsbau benutzen
und  Hunderte  von  Hektar  gleichzeitig  als  Natur-
schutzgebiet  ausgewiesen  haben.  Das  sollte  man
meines  Erachtens  auch  einmal  anerkennen!  Ich
möchte Sie bitten, jetzt dann auch diesen Beschluss
hier zu fassen, damit der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan auch in Kraft treten kann. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Engelmann.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Abg. Engelmann (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Focke hat sich schon sehr
kurz gehalten, ich will es auch versuchen. Ob ich es
noch kürzer hinbekommen werde, weiß ich nicht.
Ich wundere mich sowieso, dass wir das heute noch
einmal  debattieren  müssen,  nachdem  wir  darüber
schon am Dienstag sehr ausführlich gesprochen ha-
ben, unsere konträren Meinungen da zum Besten ge-
geben haben. Die Zeit der Kandidatenaufstellung ist
ja eigentlich in allen Parteien vorbei. Gut, wie dem
auch sei, ich werde es versuchen!

Im  Bereich  Niedervieland/Brokhuchting  stehen
zirka 700 Hektar Überschwemmungsräume für die
Ochtum zur Verfügung. Das geplante Wohnbauge-
biet reduziert diese Fläche um zwölf Hektar. Die Aus-
wirkungen im Hinblick auf Wasserstandserhöhun-
gen sind nach Aussagen des Fachinstituts nicht dar-
stellbar. Die Grundsatzentscheidungen, das haben
wir am Dienstag debattiert, für das Wohnbaugebiet
Brokhuchting sind bereits in der letzten Legislatur-
periode gefallen. Es gibt auch heute noch viele gute
Gründe für dieses Wohnungsangebot. Wir haben be-
reits Dienstag ausführlich darüber gesprochen. Es
ist die Verlässlichkeit gegenüber privaten Investoren,
ein  weiterer  Grund  ist  das  von  der  Gewos-Studie
belegte notwendige Angebot an Einfamilienhäusern.
Ein dritter Grund ist der Aspekt der Einwohnerge-
winnung beziehungsweise der Einwohnerbindung.

Es wäre sicherlich übertrieben, Fragen nach dem
Bedarf am Hochwasserschutz und Retentionsräumen
an dem Baugebiet Brokhuchting festzumachen. Not-
wendig ist die politische Willensbildung über den
Umgang  mit  Freiflächen,  insbesondere  mit  Über-
schwemmungsflächen. Hochwasserschutz in Bremen
darf nicht auf die leichte Schulter genommen wer-
den, da geben wir Ihnen sicherlich Recht, wie der
Hochwasserschutzbericht für das Land Bremen auch
zeigt, aber, und das ist für unsere Entscheidung letzt-
endlich wichtig, das Überschwemmungsgebiet der
Ochtum ist für hohe Wasserstände groß genug.

Dagegen sieht es mit den Retentionsräumen für die
Weser viel bedenklicher aus. Hier hat es nicht nur
erhebliche Eingriffe gegeben, sondern es sind wei-
tere geplant. Diese Diskussion, denke ich, muss drin-
gend geführt werden. Wir dürfen jedoch nicht den
Fehler machen, die Probleme der Weser auf die Och-
tum und auf Brokhuchting zu übertragen. Von da-
her bitte ich um Zustimmung. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Dr. Mathes, Sie
werden wahrscheinlich vermuten, dass ich, wenn
man es unter naturschutzfachlichen Gesichtspunk-
ten betrachtet und nur diese im Blick hat, sehr wohl

Ihrer Meinung bin, dass wir hier über ein sehr hoch-
wertiges Gebiet reden. Es ist überhaupt nicht zu be-
streiten, dass dieser Bereich von hohem Wert ist und
damit auch im Landschaftsprogramm enthalten ge-
wesen ist.

Aber Sie haben es ja selbst angesprochen: Das ei-
ne sind Zielvorstellungen aus naturschutzfachlicher
Sicht, die wir im Landschaftsprogramm niedergelegt
haben, das andere sind in einem Gemeinwesen kon-
kurrierende Interessen, die man im Konflikt mitein-
ander austragen muss. In diesem Fall muss man eben
sagen, dass die Abwägung, die stattgefunden hat,
dazu geführt hat, dass die vielen Einsprüche, Be-
denken und Sorgen in diesem Zusammenhang so mit
aufgenommen  wurden,  dass  man  am  Ende  sagen
kann, so, wie das Gebiet jetzt gestaltet ist, so, wie
die Vorsorge getroffen ist, dass wenigstens weitge-
hend keine schädlichen Einflüsse auf das umgeben-
de Naturschutzgebiet stattfinden können, kann man
es verantworten. Die Fragen der Entwässerung, alle
diese Dinge sind ja in den Setzungen bei dem Vor-
haben- und Erschließungsplan niedergelegt worden.
Insofern sind alle Einwirkungen – und eine Einwir-
kung ist ja immer mit einem solchen Schritt verbun-
den – so weit minimiert worden, dass man am Ende
sagen kann, man kann es verantworten.

Wenn Sie auf das Landschaftsschutzprogramm ins-
gesamt und auch auf die Fälle, in denen wir uns in
ähnlicher Weise im Konflikt befunden haben, abhe-
ben, dann dürfen Sie hier nicht den Eindruck erwe-
cken, als sei Bremen inzwischen eine einzige Beton-
wüste. Ich glaube, wir können selbstbewusst sagen,
dass das, was an Naturschutzgebieten vorhanden ist,
das, was an Landschaftsschutzgebieten vorhanden
ist, das, was wir als Vogelschutzgebiete haben, se-
henswert ist und – andere Kommunen haben es in
diesem Umfang möglicherweise nicht wie Bremen –
dass wir hier durchaus etwas vorzuweisen haben.

Dass es für einen Naturschützer immer schmerz-
haft  ist,  das  kann  ich  auch  selbst  nachvollziehen,
wenn ein Gebiet angegangen worden ist, auf der
anderen  Seite  gilt  es,  gesellschaftliche  Kompro-
misse zu machen, und das ist in diesem Fall gesche-
hen.

Die Frage des Hochwasserschutzes ist ja auch schon
angesprochen worden. In diesem Fall, Herr Focke,
braucht  man  das  Überschwemmungsgebiet  sehr
wohl, weil es nicht um die Sturmfluten geht, für die
die Sperrwerke stehen, sondern es geht hier um das
Oberwasser, dass da hineindringt. Insofern brauchen
wir diesen Retentionsraum selbstverständlich, aber
ich glaube, dass es hier durchaus vertretbar ist, weil
wir noch genügend Flächen für dieses Oberwasser
haben.

Wir kommen ja noch im Zusammenhang mit dem
Hochwasserschutzbericht  auf  das  Thema  Über-
schwemmungsgebiete generell. Ich habe am Diens-
tag schon gesagt, in diesem konkreten Fall, denke
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ich, ist es verantwortbar, dass man diese Fläche, über
die wir hier reden, herausgenommen hat. In allen
anderen Fällen sind wir auch der Auffassung, dass
wir, was Retentionsräume anbelangt, hier auch im
Interesse einer zukünftigen Vorsorge uns weiterhin
sehr wohl Gedanken machen müssen. Das ist ja dann
auch im Hochwasserschutzbericht angelegt.

Noch einmal zu diesem Gebiet! Ich glaube, unter
der Abwägung, die Sie hier ausführlich aus der Vor-
lage zitiert haben, ist das, was am Ende herausge-
kommen ist, auch unter dem Gesichtspunkt des üb-
rigen Gebietes, so weit zurückgefahren, dass man
es verantworten kann. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  der  Vierten  Änderung  des  Landschaftspro-
gramms Bremen 1991 im Zusammenhang mit der 95.
Änderung des Flächennutzungsplanes Bremen 1983
(Wohnbebauung  Brokhuchting)  mit  der  Drucksa-
chen-Nummer  15/1365  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Vierten Änderung des Landschaftsprogramms
Bremen 1991 im Zusammenhang mit der 95. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes Bremen 1983 zu.

Bremisches Architektengesetz (BremArchG)
Bremisches Ingenieurgesetz (BremIngG)

Mitteilung des Senats vom 17. Dezember 2002
(Drucksache 15/1330)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat das Bremische Ar-
chitektengesetz und das Bremische Ingenieurgesetz
in ihrer 72. Sitzung am 22. Januar 2003 in erster Le-
sung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Bremische  Architektengesetz  und  das
Bremische Ingenieurgesetz, Drucksache 15/1330, in
zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt die Gesetze in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen Krankenhaus-
datenschutzgesetzes und zur Änderung des Geset-
zes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-

schen Krankheiten

Mitteilung des Senats vom 7. Januar 2003
(Drucksache 15/1341)

2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, der CDU
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 18. Februar 2003

(Drucksache 15/1384)

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
in ihrer 72. Sitzung am 22. Januar 2003 in erster Le-
sung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
der Fraktionen der SPD, der CDU und Bündnis 90/
Die Grünen, Drucksache 15/1384, abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der SPD,
der CDU und Bündnis 90/Die Grünen mit der Druck-
sachen-Nummer  15/1384  zustimmen  möchte,  den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

(Einstimmig)

Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Bremischen  Krankenhausdatenschutzgesetzes  und
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zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten, Druck-
sache 15/1341, in zweiter Lesung abstimmen.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Krankenhausdatenschutzgesetzes und zur Änderung
des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei
psychischen Krankheiten, Drucksache 15/1341, un-
ter Berücksichtigung der soeben vorgenommenen
Änderung in zweiter Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 55
vom 28. Januar 2003

(Drucksache 15/1353)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 56
vom 11. Februar 2003

(Drucksache 15/1371)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag über den Zusammen-
schluss der Berliner Wertpapierbörse und der Bre-
mer Wertpapierbörse zu einer gemeinsamen Wert-
papierbörse Berlin–Bremen und die Zusammenar-
beit der Börsenaufsichtsbehörden des Landes Berlin

und der Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 28. Januar 2003
(Drucksache 15/1358)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über den
Zusammenschluss der Berliner Wertpapierbörse und
der Bremer Wertpapierbörse zu einer gemeinsamen
Wertpapierbörse Berlin–Bremen und die Zusammen-
arbeit der Börsenaufsichtsbehörden des Landes Ber-
lin und der Freien Hansestadt Bremen, Drucksache
15/1358, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und Beschlussfassung in erster und zwei-
ter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der SPD
und der CDU dies als Antrag übernommen haben,
lasse ich darüber abstimmen, ob wir jetzt in die zwei-
te Lesung eintreten wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über den
Zusammenschluss der Berliner Wertpapierbörse und
der Bremer Wertpapierbörse zu einer gemeinsamen
Wertpapierbörse Berlin–Bremen und die Zusammen-
arbeit der Börsenaufsichtsbehörden des Landes Ber-
lin und der Freien Hansestadt Bremen, Drucksache
15/1358, in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)
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Meine Damen und Herren, damit treten wir in die
Mittagspause ein. Wir treffen uns wieder um 14.30
Uhr.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag).

(Unterbrechung der Sitzung 12.55 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.30 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Föderalismus-Konvent der Präsidentinnen und
Präsidenten und der Fraktionsvorsitzenden der
deutschen Landesparlamente am 31. März 2003

in Lübeck

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen
Bürgerschaft

vom 13. Februar 2003
(Drucksache 15/1379)

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich freue mich
und bedanke mich bei den großen Fraktionen, dass
wir hier heute noch einmal die Gelegenheit haben,
über  den  Föderalismuskonvent  der  Präsidentinnen
und Präsidenten und der Fraktionsvorsitzenden der
deutschen Landesparlamente am 31. März 2003 in
Lübeck, so heißt die Veranstaltung, zu sprechen und
ihn vielleicht auch ein wenig gemeinsam vorzube-
reiten.

Wir haben im September des vergangenen Jah-
res auf Antrag unserer Fraktion einen ersten Durch-
gang  auf  der  Grundlage  des  ursprünglichen  Ent-
wurfs für eine Entschließung in Lübeck gemacht. Die
Mehrheit des Hauses, also die große Koalition, hat
damals unseren Antrag abgelehnt und eine eher all-
gemein gehaltene Erklärung verabschiedet, verbun-
den mit dem Auftrag an den Senat, über die Arbei-
ten der Landesregierung zum Thema Modernisierung
der bundesstaatlichen Ordnung bis zum Dezember
2002 zu berichten. Auf diesen Berichtsantrag und
dessen Erfüllung komme ich am Ende noch zurück.

Ich weiß gar nicht, wer vom Senat mir darauf die
Antwort geben wird.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Herr Lemke
macht das! Der kann zu allem reden!)

Weil wir bei dem Verhältnis der Landesparlamente
zu den Landesregierungen sind und bei der Stär-
kung der Position der Landesparlamente!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Darum ist die
Landesregierung ja auch nicht da!)

So ist es! Dann ist sie vorsichtshalber nicht da, ja,
das ist auch in Ordnung!

In der Zwischenzeit hat der Ausschuss für Bun-
des- und Europaangelegenheiten sich zweimal über
den weiteren Fortgang berichten lassen und darüber
beraten. Dabei wurde der Tenor der Wortmeldungen,
ich erinnere vor allen Dingen an die Diskussion, die
vom Kollegen Isola geführt wurde, eigentlich zuneh-
mend kritischer gegenüber den bisherigen Vorlagen.
Es liegt nun ein zweiter Entwurf für ein solches Lü-
becker Manifest vor, auf den die Diskussion zuläuft.
Bis zum 28. Februar 2003 können dort auf beiden
Schienen  Änderungsanträge  vorgetragen  werden,
sowohl auf der Schiene der Landtage als auch auf
der Parteischiene.

Wir haben Ihnen heute für die Diskussion keinen
ausformulierten Antrag vorgelegt. Wir schlagen Ih-
nen vielmehr vor, jetzt eher die Argumente über die-
ses Manifest auszutauschen und vielleicht dann ge-
meinsam dem Präsidenten der Bremischen Bürger-
schaft für die nächste Beratung einige Kernpunkte
aus unserer gemeinsamen Bremer Sicht mitzugeben.

Wenn man sich umsieht, auch die anderen Land-
tage diskutieren darüber. Wer beide Diskussionsli-
nien verfolgt, die der Parteien und die der Landtage,
sieht schnell, die alte Erfahrung bestätigt sich, dass
die Trennlinien eher zwischen den Ländern verlau-
fen als zwischen den Parteien. Ich habe mir zum
Beispiel die gemeinsame interfraktionelle Entschlie-
ßung aus dem Land Baden-Württemberg angesehen.
Daraus können Sie schnell erkennen, dass es den
Kolleginnen und Kollegen in Stuttgart, und zwar par-
teiübergreifend von der FDP über die CDU bis zu
den Grünen, darum geht, die Landesparlamente mit
diesem Konvent in einen richtig heftigen Kampf für
harten Wettbewerbsföderalismus zu führen. Sie fol-
gen damit den Landesregierungen der eher südlich
gelegenen Länder.

Ich halte es demgegenüber für notwendig, dass wir
in Bremen gemeinsam feststellen, dass ein solcher
Wettbewerbsföderalismus  für  uns,  für  Bremen,  so
lange nicht in Frage kommt, wie nicht alle Länder
wirklich faire Ausgangsbedingungen haben, und das
gilt natürlich vor allen Dingen, was die Finanzver-
fassung angeht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Bremer Grünen, muss ich in diesem Fall sagen,
sind der Auffassung, dass Überprüfungen und Kor-
rekturen der föderalen Ordnung sinnvoll sind. Nicht
sinnvoll wäre aus unserer Sicht der Versuch, die aus
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vielerlei  Gründen  gewachsene  Verflechtung  ver-
schiedener Politikebenen im deutschen Föderalis-
mus sozusagen wieder auf Null zurückführen zu wol-
len. Das ist nicht realistisch und auch nicht vernünf-
tig.

Von dieser Grundposition aus möchten wir Ihnen
drei, vier Änderungsvorschläge vortragen, die sich
auf den vorliegenden Entwurf beziehen.

Erstens sind wir der Auffassung, dass die Resolu-
tion  keine  Aufzählung  von  Gesetzgebungsgegen-
ständen enthalten sollte, die aus der konkurrieren-
den Gesetzgebung herausfallen und in die Rahmen-
gesetzgebung hineinkommen sollen. Man kann all-
gemeine Grundsätze von Korrekturen anfügen, aber
diesen langen Katalog halten wir nicht für sinnvoll,
denn ich glaube nicht, dass man sich darüber jetzt
schon einig werden wird.

Wie  ist  das  mit  der  Beamtenbesoldung?  Da
schreibt man hinein, man will die in die Rahmenge-
setzgebung zurückführen. Wenn ich mir die Presse
der letzten Wochen ansehe, habe ich nicht erken-
nen können, dass die Länder sich im wirklichen Le-
ben haben verständigen können auch nur auf eine
Öffnungsklausel dafür. Was macht es also für einen
Sinn, dies heute in einen solchen Katalog hineinzu-
schreiben? Oder die allgemeinen Grundsätze des
Hochschulwesens! Wir sind der Auffassung, dass
Grundsätze der Zulassung zu einer Hochschule, der
Studienstruktur natürlich gemeinsam festgelegt wer-
den müssen, wenn es nicht zu einem Auseinander-
driften in Deutschland führen soll. Also unser Vor-
schlag, einen offenen Prüfauftrag, aber keinen Ka-
talog in diese Entschließung!

Zweiter Punkt, die Mischfinanzierung, die so ge-
nannten Gemeinschaftsaufgaben! Dort gibt es eine
starke Tendenz in anderen Ländern zu sagen, nicht
nur Überprüfung, sondern klare Tendenz, das muss
verschwinden. Wir sollten diesen Ländern klar sa-
gen, dass dies nicht von Bremen gewollt ist, das dies
nicht in unserem Interesse ist. Ich habe bereits in
der letzten Debatte auf die Hochschulbaufinanzie-
rung hingewiesen. Von der haben wir in der jetzi-
gen Form enorm profitiert, und zwar zu Recht profi-
tiert, weil es tatsächlich immer noch darauf ankommt,
die Kapazitäten im Hochschulbau bundesweit ge-
recht und vernünftig zu verteilen. Ich glaube, wir
müssen ganz genau darauf achten, dass dies als of-
fene Prüfung formuliert wird, aber hier nicht schon
eine Tendenz hineingeschrieben wird.

Der dritte Punkt, da kann ich mich kurz fassen,
das  haben,  wie  ich  gelesen  habe,  auch  die  CDU-
Fraktionsvorsitzenden bereits aufgegriffen. Es macht
für uns keinen Sinn die Forderung, den deutschen
Staatsaufbau  noch  schwerfälliger  und  undurch-
schaubarer zu machen. Dass das Bundesratsprinzip
durchlöchert wird und dass man sagt, überall da, wo
Grundsatzentscheidungen,  Kompetenzfragen  ent-
schieden werden, muss nicht nur der Bundesrat mit

Zweidrittelmehrheit zustimmen, sondern auch noch
die Mehrheit der deutschen Landtage das jeweils
mit Zweidrittelmehrheit ratifizieren. Ich meine, dann
macht man das Ganze noch viel schwerfälliger. Ich
finde, dass die CDU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz
da auch eine richtige Position hat, dieser Punkt sollte
gestrichen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der vierte Punkt betrifft die europäische Ebene.
Da wird gefordert, eine politische Kompetenzkam-
mer aus europäischen, nationalen und regionalen Par-
lamentariern als Kontrollgremium für die Frage der
Kompetenzabgrenzung einzurichten. Meine Damen
und Herren, diese Forderung macht einfach keinen
Sinn, wenn man sich die Beratungen des europäi-
schen Verfassungskonvents ansieht. Das ist dort vor-
getragen worden, und gegenüber anderen Alterna-
tiven hat diese Forderung vielleicht eine Mehrheit
von Befürwortern von zwei, drei Prozent bekommen.
97 Prozent haben es abgelehnt. Dieser Zug ist ein-
fach abgefahren. Es macht keinen Sinn, wenn wir
Ende März als deutsche Landesparlamente das noch
einmal so vertreten. Es ist ohne jede Aussicht.

Soweit, meine Damen und Herren, unsere Vor-
schläge aus Bremen, den Text zu verändern! Ich ha-
be mich da bewusst von allen Formulierungen fern-
gehalten, die man schön oder weniger schön ma-
chen  kann,  sondern  nur  die  Kernpunkte  genannt.
Ich möchte am Ende auf einen positiven Aspekt zu
sprechen kommen und den verstärken.

Das ist nämlich in der Tat die Stärkung der Posi-
tion der Landesparlamente gegenüber den Landes-
regierungen. Wenn man nicht der Meinung ist, dass
man, und das finde ich unrealistisch, diesen Verflech-
tungsföderalismus wieder komplett auf einen Trenn-
und Wettbewerbsföderalismus zurückführen kann,
dann ist doch hier das Verhältnis zwischen Landes-
parlament und Landesregierung der entscheidende
alltägliche Schauplatz. Deshalb halten wir die An-
regung in dem Papier auch für gut, dass die Lan-
desregierungen verpflichtet werden müssen, die Par-
lamente zu unterrichten, das haben wir bereits in
der  Landesverfassung,  ihnen  die  Gelegenheit  zur
Stellungnahme zu geben und diese Stellungnahme
dann auch berücksichtigen zu müssen, so wie das in
Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes heute schon
für den Bundestag geregelt ist.

Ich sage das jetzt einmal freihändig, ich kann na-
türlich nicht darüber bestimmen, aber ich würde den
Grünen vorschlagen, in der nächsten Legislaturpe-
riode einen entsprechenden Antrag auf Ergänzung
der Landesverfassung in Artikel 79 zu machen, da-
mit wir hier auch in der Landesverfassung die Rechte
des Parlaments gegenüber dem Senat stärken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Dann könnte hoffentlich auch mit einem grundle-
genden Missverständnis des Senats aufgeräumt wer-
den. Da finde ich es nun wirklich bedauerlich, dass
Herr Staatsrat Hoffmann hier nicht bei der Debatte
anwesend ist. Ehrlich gesagt, verstehe ich es auch
nicht.

Der Senat ist ja durch den Beschluss der Koaliti-
onsfraktionen aufgefordert worden, und so eine Auf-
forderung halte ich eigentlich für bindend, bis De-
zember 2002 zu berichten, was die Landesregierun-
gen in dieser Sache eigentlich unternehmen. Die ma-
chen das ja parallel, und es macht natürlich Sinn,
die Diskussion zusammen zu führen. So haben Sie
auch zu Recht argumentiert und haben gesagt, wir
wollen uns berichten lassen. Der Senat hat sich nicht
gerührt. Wir haben ihn dann gemahnt. Dann hat er
einen freundlichen Brief geschickt. Dieser Brief ent-
hält eine ausführliche Inhaltsangabe dessen, was die
Landesregierungen so bereden.

Aber entschuldigen Sie, auf der Basis einer Inhalts-
angabe  kann  ich  mir  als  Landesparlament  keine
Meinung bilden, wenn ich die Position des Senats
nicht kenne! Dann sagt der Senat dazu, dem Parla-
ment berichten, trotz des Auftrags, kann er erst dann,
nachdem  die  Ministerpräsidentenkonferenz  Ende
März beschlossen hat, also nachdem sie mit einer
16-zu-null-Entscheidung Fakten geschaffen hat, von
denen ich erst einmal sehen will, dass ein Landes-
parlament die wieder umstößt.

Ich habe nicht verstanden, dass dies der Sinn der
Befassung und der Mitentscheidung des Parlaments
ist, so lange auf einen Bericht des Senats warten zu
müssen,  und  das  ist  nicht  das  erste  Mal,  auch  in
anderen Fragen, ob das Strukturfondsförderung oder
sonst  etwas  war,  immer  wird  argumentiert,  wir
berichten  euch  dann  erst  verbindlich  und  richtig,
wenn wir selbst entschieden haben. Das kann nicht
der Sinn dieser Regelung sein, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Da müssen wir, glaube ich, tatsächlich zu einer
Änderung kommen. Wir glauben, der Konvent am
31. März 2003 in Lübeck kann eine Diskussion über
die Stärkung des Föderalismus und der Landespar-
lamente befördern, wenn er nicht versucht, Ergeb-
nisse schon einseitig und in eine bestimmte Rich-
tung vorwegzunehmen. Im Übrigen wird über die
Frage der Bedeutung der Landesparlamente, glaube
ich, hier entschieden, von uns und von denjenigen,
die nach uns hier ihre Aufgabe und ihr Mandat wahr-
nehmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Böhrnsen.

Abg.  Böhrnsen  (SPD) *):  Herr  Präsident,  meine
Damen und Herren! Herr Kollege Dr. Kuhn hat die
Kritik an Einzelpunkten dieses Resolutionsentwurfs
in den Vordergrund gestellt. Ich teile sie weitgehend
und komme darauf noch zurück, aber ich würde gern
am Anfang doch den positiven Aspekt dieses Reso-
lutionsentwurfs und insgesamt dieses Prozesses noch
einmal ansprechen.

Ich habe bereits in unserer Debatte im September
gesagt, dass ich es für einen guten Ansatz der Land-
tagspräsidenten gehalten habe, dass sie die Reform
des Föderalismus eben auch zu einer Angelegenheit
der Landesparlamente gemacht haben und mit die-
sem Konvent am 31. März 2003 eben dafür sorgen
wollen, dass die Landesparlamente in dieser wichti-
gen Reformdebatte zu Wort kommen und möglichst
dann auch mit einer Stimme sprechen sollen.

Ich glaube, man muss sagen, und da deckt sich si-
cherlich unsere Einschätzung, Herr Dr. Kuhn, dass
der Weg zu einer solchen Reform erstens noch ein
ganz weiter und zweitens noch ein ganz schwieri-
ger ist, denn die Landesparlamente sind eben nur
eine Stimme in diesem Diskussionsprozess. Die Mi-
nisterpräsidenten,  auch  davon  haben  Sie  gespro-
chen, müssen und werden ihre Position festlegen.
Die Bundesregierung und der Bundestag sind wei-
tere maßgebliche Akteure in diesem Prozess, und
das Ganze muss schließlich in die europäische Inte-
gration und in die europäische Verfassungsdiskus-
sion eingebunden sein.

Der Föderalismuskonvent in Lübeck am 31. März
2003 wird durch eine Resolution, und das ist, glau-
be ich, schon ein Wert an sich, unterstreichen, dass
sich die Landesparlamente an dieser Debatte auch
weiterhin beteiligen werden. Diese Resolution wird
die Richtung aufzeigen müssen, in die diese Debat-
te geht, aber sicherlich noch nicht in allen Einzel-
heiten diese Richtung beschreiben können.

Das Verfahren, in dem diese Resolution erarbei-
tet wird, ist durchaus ein kompliziertes. Wir reden
hier im Landtag darüber, wie in allen anderen Land-
tagen darüber debattiert wird, die Präsidenten ha-
ben eine Runde, die Frage, wie wir zu Veränderun-
gen kommen, wird sicherlich in den Fraktionsvor-
sitzendenkonferenzen von CDU, Grünen und SPD
noch weiter bewegt werden. Ich kann Ihnen nur aus
der letzten SPD-Fraktionsvorsitzendenkonferenz
berichten, ohne die Vertraulichkeit aufzuheben, dass
dort überwiegend nicht die Farbe des Parteibuches
die Richtung bestimmt, sondern ähnlich, wie Sie es
beschrieben haben, die einzelnen, die deutlich wahr-
genommenen Interessen der Länder.

Das ist eine Diskussion aus Länderinteresse. Das
ist aber auch nicht schlimm, denn wir nehmen hier
ja auch bremische Interessen war. Unter dieser Über-
schrift, den Prozess im Grundsatz zu begrüßen, und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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richtig, aber wir nehmen auch bremische Interessen
wahr, mache ich mich an diesen Resolutionsentwurf
und frage, was da richtig beschrieben und was zu
verändern ist. Ich halte zunächst einmal für richtig,
dass der Resolutionsentwurf ein deutliches Bekennt-
nis zum Föderalismus abgibt und diese Reformnot-
wendigkeit, die er beschreibt, verknüpft mit der For-
derung nach einer Stärkung der Landesparlamente,
denn dabei geht es, ich habe es in der letzten De-
batte schon gesagt, nicht um die Sicherung von Ar-
beitsplätzen der Abgeordneten, sondern dabei geht
es um ein Grundprinzip des Parlamentarismus, und
das ist die bürgernahe Aufgabenerledigung, und die
ist insbesondere bei der Gesetzgebung gefragt.

Wenn man das teilt und unterstützt, dann folgt da-
raus  natürlich  eine  Stärkung  der  Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder. Ich habe Zweifel, ob das, was
hier vorgeschlagen ist, also eine Vorranggesetzge-
bung der Länder, eine umgekehrte konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz  der  Weisheit  letzter
Schluss ist. Darüber kann man sicherlich streiten.

Notwendig ist bestimmt, dass die Gesetzgebungs-
kompetenzen des Bundes in einem gewissen Um-
fang aus der konkurrierenden und aus der Rahmen-
kompetenz überführt werden in Landeszuständig-
keit. Ich teile aber, und da komme ich zu Ihrem er-
sten Kritikpunkt, Herr Dr. Kuhn, ganz ausdrücklich
Ihre Auffassung, dass es falsch wäre, in erster Linie
aus Kritik an den Inhalten jetzt schon einen Kompe-
tenzkatalog zu beschreiben und zu übernehmen, wie
er hier in diesem Resolutionsentwurf vorgesehen ist.

Meine  Damen  und  Herren,  wenn  man  sich  an-
schaut, was da vorgeschlagen wird, dann darf man
an der Sinnhaftigkeit schon sehr zweifeln. Dass das
Versammlungsrecht  nicht  mehr  bundeseinheitlich
geregelt werden soll, sondern in die Länderkompe-
tenz überführt werden soll, erschließt sich mir nicht
als sinnvoll. Ich habe auch große Zweifel, nein, ei-
gentlich keine Zweifel, eine ablehnende Haltung,
dass wir eine Besoldungs- und Versorgungsregelung
im Grundgesetz haben, die die Frage, wie im öffent-
lichen Dienst bezahlt werden soll, in die Kompetenz
der Länder gelegt wird. Ich halte es im Übrigen auch
für falsch, eine solche Öffnungsklausel für die Län-
der herbeizuführen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich darf aber einmal hier zur Beruhigung aller da-
rauf hinweisen, dass gewisse Diskussionen auch von
der Realität eingeholt oder überholt werden. Die Mi-
nisterpräsidenten hatten Ende letzten Jahres einen
heftigen Aufschlag in diese Richtung gemacht, aber
damals war ja schon absehbar, dass das nicht lange
halten würde. Mittlerweile ist das, glaube ich, von
der politischen Tagesordnung verschwunden, und
ich füge hinzu, das ist auch richtig so.

Der zweite Punkt, Herr Dr. Kuhn, den Sie ange-
sprochen haben, die Rückführung von Gemeinschafts-
aufgaben von Bund und Ländern: Da empfiehlt sich
in der Tat, das sehe ich genauso, eine sorgfältige
Prüfung, was das eigentlich für uns bedeutet. Hoch-
schulbau, Wirtschaftsstruktur, Küstenschutz, das sind
die wichtigen Bereiche, von denen Bremen profitiert
hat. Solche Regelungen dürfen sicherlich nicht dazu
führen, dass wir dort Einbußen hinzunehmen haben.

Der dritte Punkt, Sie sprachen dieses neue und
etwas veränderte System der Bundesratsbeteiligung
an: Ich teile auch dort Ihre Auffassung, überflüssig!
Der vierte Punkt, die Kompetenzkammer auf euro-
päischer Ebene: Das ist sicherlich eine bürokratische
Fehlgeburt, das sehe ich ähnlich, die sollten wir nicht
unterstützen.

Die Frage, die man stellen muss, Herr Dr. Kuhn, ist,
wie dieser Prozess weitergeht. Ist mit dem 31. März,
wenn in Lübeck kraftvoll eine Resolution beschlos-
sen worden ist, der Prozess der Beteiligung der Län-
derparlamente beendet, oder wird er fortgesetzt?

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Haben die Länderparlamente einmal die Fahne hoch-
gehoben und beteiligen sich dann nicht mehr da-
ran? Darüber, glaube ich, muss man im Einzelnen
noch reden.

Ich würde im Übrigen vorschlagen, auch dem Kol-
legen Eckhoff vorschlagen, dass wir bis zum 28. Fe-
bruar, wenn wir also die entsprechenden Änderungs-
vorschläge hier abgeben sollen, im Kreis der Frak-
tionsvorsitzenden oder Fraktionsbeauftragten noch
einmal darüber reden, mit welchen Bitten wir den
Präsidenten der Bürgerschaft in die nächste Abstim-
mungsrunde schicken, damit wir am Ende mit einer
möglichst einheitlichen bremischen Position, die die
bremischen Interessen nachdrücklich vertritt, dann
auch auftreten können. Das ist, glaube ich, unsere
Aufgabe in diesem ganzen Verfahren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Zunächst einmal stel-
le ich fest, dass die Initiative, die ja aus dem Kreise
der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz kam
und dann in die Tagung der Präsidenten der jewei-
ligen Landesparlamente hineingetragen wurde, am
31. März zu einem ersten konkreten Ergebnis führt,
dass sich nämlich in einer bis jetzt einzigartigen Form
Landesparlamente  zusammensetzen,  um  über  ein
Grundproblem zu sprechen, was uns in den letzten
Jahren immer stärker beschäftigt hat.
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Die Grünen haben im Vorfeld, Herr Dr. Kuhn, ich
weiß nicht, ob das generell so war, hinterfragt, ob so
ein Konvent tatsächlich das richtige Mittel ist und
es eine Notwendigkeit gab. Ich weiß, dass Sie hier
immer wieder eingefordert haben, dass die Rechte
der Landesparlamentarier auch mehr berücksichtigt
werden müssen. Deshalb überrascht es mich, dass
zumindest  in  unterschiedlichen  Landesverbänden
der Grünen dies durchaus auch kritisch diskutiert
wurde, ob ein solcher Konvent dazu geeignet ist.

Ich will das sagen, ich glaube, er ist geeignet, und
ich glaube, er setzt das notwendige Startzeichen da-
für, dass es im Endeffekt Verbindungen, Versamm-
lungen geben muss, wo sich die Landesparlamente
zusammenschließen, um gemeinsam dagegen vor-
zugehen, dass in den letzten Jahren, Jahrzehnten
ihnen im Endeffekt immer mehr Kompetenzen ge-
nommen wurden. Das ist das wichtige Signal, was
am 31. März von Lübeck ausgehen muss. Ich glau-
be, dass es natürlich schwierig ist und es die unter-
schiedlichsten Strategien gibt, mit denen man in die-
se Debatten am 31. März auch geht, aber eines ist
klar: Es gibt besondere bremische Interessen, die da-
bei  berücksichtigt  werden  müssen.  Häufig  stehen
diese bremischen Interessen natürlich ganz einfach
im Zusammenhang mit Finanzfragen, das muss man
an dieser Stelle doch auch sagen. Ich glaube, man
kann mit uns über sehr viele Strukturveränderun-
gen sprechen, aber immer unter der Prämisse, dass
die finanziellen Ausgangsvoraussetzungen, die wir
als Bundesland haben, auch gleichberechtigt sind
mit denen in anderen Landesparlamenten. Dies müs-
sen wir gemeinschaftlich deutlich machen! Wenn wir
das erreichen, Herr Dr. Kuhn, dann, sage ich zumin-
dest, gibt es für mich kaum Tabus, über die ich nicht
auch sprechen kann.

Ich glaube sogar, dass wir als kleines Bundesland
eine Chance haben, im Endeffekt Modelle eher zu
entwickeln, schneller umzusetzen, und es für uns
eine Riesenchance ist, wenn wir tatsächlich wieder
dazu kommen, dass wir zwischen den Kompeten-
zen auf Europa-, Bundes- und Länderebene auch
klare Grenzen aufzeigen und wir im Endeffekt über
das beschließen können, was uns auch angeht. Die
finanziellen Startbedingungen für dieses Vorhaben
müssen aber stimmen und müssen natürlich dann
auch in einem solchen Konvent beziehungsweise in
den Arbeiten, die darüber hinausgehen werden, ent-
sprechend berücksichtigt werden.

Ich sage das auch so deutlich und bin dafür – die
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz hat sich
zuletzt Mitte Januar damit beschäftigt –, dass wir
natürlich auch zu einem Punkt kommen, an dem wir
sagen, wie in einer solchen Resolution ein solcher
Konvent fortgeführt werden soll und in welchem zeit-
lichen Rahmen auch konkrete Ergebnisse diskutiert
werden sollen. Nach unserer Einschätzung muss es
möglich  sein,  dass  im  Endeffekt  in  den  nächsten
zwölf Monaten die Arbeiten, die von einem solchen

Konvent ausgehen, auch tatsächlich abgeschlossen
sein müssen, damit die Ergebnisse in die laufende 15.
Wahlperiode des Deutschen Bundestages eingebracht,
ausreichend beraten und die notwendigen Änderun-
gen noch in dieser Wahlperiode des Deutschen Bun-
destages  beschlossen  werden  können.  Das  ist  die
Zielsetzung  der  CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden-
konferenz – heute stimmt das mit der CSU, weil wir
gemeinsam tagen –, und das wird sicherlich auch
das sein, worauf wir im März drängen werden.

Ich möchte gar nicht auf jedes einzelne Thema
eingehen, weil ich das sehr richtig und sehr gut fin-
de, was der Kollege Böhrnsen gesagt hat, dass wir
uns noch einmal hinsetzen sollen, gemeinschaftlich
auch überlegen, welche Möglichkeiten es zwischen
den Fraktionen gibt, aber wenn ich nur einmal an
ein Thema herangehen darf: Ich glaube, ich habe es
gerade angesprochen, dass in der aktuellen Diskus-
sion zum Beispiel auch große Chancen liegen, wenn
Bundeszuständigkeit auf die Länder übertragen
wird. Ein Beispiel dafür ist für mich der Ladenschluss.
Ich hoffe nur, und da blicke ich in Richtung SPD-
Fraktion, dass wir dann auch in der Lage sein wer-
den, gemeinschaftlich in der großen Koalition aus
diesen Chancen, die sich aus einem solchen Thema
ergeben, tatsächlich auch die richtigen Schlüsse zu
ziehen, liebe Kollegen von der SPD-Fraktion!

(Beifall bei der CDU)

Wir haben es darüber hinaus natürlich, und das
ist umso entscheidender, damit zu tun, wie sich die
Bundesländer – natürlich auch insbesondere ein klei-
nes  Bundesland  wie  Bremen  –  aufstellen  im  Rah-
men der Europäischen Union. Da begrüße ich es au-
ßerordentlich, dass sich auch der Präsident des Se-
nats in den letzten Tagen noch einmal verstärkt in
die Debatte eingemischt hat. Ich glaube allerdings
auch, das sage ich, dass wir alle gemeinschaftlich
doch dieses Thema noch viel intensiver entdecken
müssen.

Wir waren mit einer Delegation im Dezember, da
haben wir die Grünen auch getroffen, in Brüssel, und
auch die Sozialdemokraten, das konnte man ja nach-
lesen, waren vor kurzem dort. Ich sage das einmal
ganz deutlich: Ich finde, es wäre schon ein Signal,
wenn wir zu Beginn der nächsten Legislaturperiode
es auch schaffen sollten, vielleicht wirklich als Lan-
desparlament  eine  Landtagssitzung  gemeinsam  in
Brüssel durchzuführen. Dies wäre ein Signal, was
noch kein anderes Bundesland ausgesandt hat. Dies
darf  allerdings  nicht  nur  ein  Signal  sein,  sondern
daraus müssen sozusagen Arbeitsstrukturen und ent-
sprechende Folgerungen gezogen werden.

Wir müssen uns als Bundesland auf die Dimen-
sion Europa vor allen Dingen mit der Erweiterung
auf 25 Länder einstellen, wir müssen die notwendi-
gen  Strategien  beschließen,  und  wir  müssen  uns
dann sicherlich in Europa noch besser aufstellen, als
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wir es in den vergangenen Jahren gemacht haben!
Dies gilt für uns alle, und da fasse ich mir auch an
die eigene Nase, sehr geehrte Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Wenn man sich das anschaut, so glaube ich, ha-
ben wir das eine oder andere, auf das wir tatsäch-
lich in diesen Debatten verweisen können, aber, das
ist auch meine feste Überzeugung, dieser Konvent
am 31. März ist nur ein Startschuss. Auch in den Be-
ratungen unserer jeweiligen Fraktionen müssen wir
dieses Thema in den nächsten Monaten und vor al-
len Dingen nach der Bürgerschaftswahl noch ver-
stärkt in den Mittelpunkt stellen, weil mit diesen
grundsätzlichen Fragen ganz entscheidend die Zu-
kunftsfähigkeit und die Überlebensfähigkeit unse-
res Bundeslandes verbunden ist. Diese Dimension
muss für uns in dieser Debatte immer deutlich wer-
den. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats – –.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nicht des Senats!)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft,
Drucksache 15/1379, Kenntnis.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stunde
ist von den Abgeordneten Focke, Eckhoff und Frak-
tion der CDU folgendes Thema beantragt worden:

Rotgrünes Regierungschaos in Berlin behindert
Konjunkturaufschwung im Land Bremen!

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf und Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine sehr
verehrten  Damen  und  Herren!  Ich  möchte  diese
Aktuelle Stunde beginnen mit einem Zitat, das aus
dem „Weser-Kurier“ stammt anlässlich der Doku-
mentierung der Handelskammer-Umfrage vom Ja-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nuar:  „Statt  des  prognostizierten  Lichtschimmers
herrscht nur noch Düsternis. Hatten die bremischen
Unternehmen auf bessere Geschäfte im Jahr 2003
gehofft, so befürchten sie jetzt, dass sich die Abwärts-
entwicklung in den nächsten Monaten weiter fort-
setzen wird. Eine Trendwende für 2003 kann nicht
mehr erwartet werden.“

Meine Damen und Herren, woran liegt es? Wer
ist dafür verantwortlich? Diejenigen, die gefragt wor-
den sind, und diejenigen, die diese Unternehmen
vertreten, das sind die Unternehmen, die Handels-
kammern, die Industrie- und Handelskammern stel-
len eindeutig fest, es liegt an der Bundesregierung,
an dem Chaos, das dort produziert worden ist.

(Beifall bei der CDU)

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich, be-
vor ich jetzt noch einmal ein bisschen in Einzelhei-
ten gehe, warum das eigentlich so chaotisch ist, mich
an unseren Koalitionspartner wenden.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Ein bisschen einschmeicheln!)

Ja,  nicht  einschmeicheln!  Wir  sind  bisher  in  einer
besseren Lage gewesen, meine Damen und Herren!
Das hat daran gelegen, dass die CDU und die SPD
sehr gut in Fragen der Wirtschaftspolitik zusammen-
gearbeitet haben, wir in den letzten Jahren eine her-
vorragende Politik alle zusammen gemacht haben,
wir dadurch mehr Wachstum als im Bundesdurch-
schnitt gehabt haben, auch im letzten Jahr noch wie-
der mit hohen Investitionen viele Arbeitsplätze ge-
sichert und geschaffen haben, besser dastanden. Mei-
ne Damen und Herren, das wollen wir gern behal-
ten!

(Beifall bei der CDU)

Ausdrücklich möchte ich jetzt auch die SPD in Bre-
men von den Dingen ausnehmen, die ich gleich über
das rotgrüne Bündnis in Berlin sagen werde.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Vielen von Ihnen werde ich wahrscheinlich aus dem
Herzen sprechen, Sie dürfen es nur nicht laut sagen,
aber ich!

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Nun regen Sie sich doch nicht auf! Das ist doch gar
nicht auf der Tagesordnung, und das können Sie ja
nachher noch einmal erzählen! Sie hätten ja etwas
beantragen können.

Ich habe eben schon ausgeführt, durch hohe In-
vestitionsquoten in den letzten Jahren, in Bremen
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bis 16 Prozent im letzten Jahr, durch die Gewerbe-
ansiedlung, Förderung von Existenzgründungen ha-
ben wir in den letzten Jahren immer mehr Wachs-
tum gehabt, im letzten Jahr noch 0,9 Prozent gegen-
über dem Bund mit 0,2 Prozent. Das ist eine sehr
gute Zahl, obwohl sie natürlich nicht hoch genug ist.
Leider hat es sich schon im letzten Jahr gezeigt, dass
wir keine zusätzlichen Arbeitsplätze mit diesen 0,9
Prozent mehr schaffen konnten, sondern dass wir so-
gar ungefähr 1000 sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze weniger haben, was wir in den letzten
zwei oder drei Jahren doch sehr gut wieder aufge-
holt hatten. Das ist sehr bedauerlich, aber hat seine
Gründe natürlich nicht in Bremen, denn die Rah-
menbedingungen können wir nicht schaffen. Wir kön-
nen zwar viel dazu beitragen, damit das hier besser
wird, wir auch mehr ansiedeln, und wir können auch
mehr fördern. Das können wir alles machen, wir kön-
nen aber leider die Rahmenbedingungen, die in Ber-
lin gemacht werden, hier nicht für uns separat ma-
chen.

Als Dr. Schrörs im Dezember anlässlich des Nach-
tragshaushaltes ein paar Zitate aus der Presse hier
vorgelesen hat, ich will die jetzt nicht wiederholen,
aber die waren schon ganz schön deftig, da haben
wir alle gedacht, jetzt kommt die Weihnachtszeit,
dann beruhigen sie sich alle wieder, dann wird das
auch endlich in richtige Bahnen gelenkt. Leider, wir
haben jetzt Ende Februar, ist nichts passiert. Es ist
nur schlimmer geworden, meine Damen und Her-
ren. Das ist sehr betrüblich, weil wir immer noch Aus-
sicht auf etwas Erfolg und Wachstum bis zum Jah-
resende gehabt haben. Das ist jetzt allerdings An-
fang des Jahres alles völlig zusammengebrochen. Das
ist eine ganz schlechte Perspektive.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man sich die Zeitungen anschaut, ich habe
nur  die  Ausgaben  der  letzten  beiden  Tage  mitge-
bracht: „Eigenheimbau bricht drastisch zusammen“,
„Bausparkassen: Regierungspläne zur Kürzung der
Eigenheimzulage  unverantwortlich“,  „Verwirrung
um Stichtagsregelung“! Dadurch, dass Sie das nach-
träglich zum 1. Januar einführen wollten, hat es prak-
tisch kein einziges Grundstück mehr gegeben, das
verkauft worden ist, und keiner hat mehr angefan-
gen, ein Haus zu bauen, weil niemand wusste, was
Sache ist.

Jetzt, nach acht Wochen, wird gesagt, das bekom-
men wir so schnell vielleicht doch nicht hin, wir wis-
sen auch gar nicht, was im Vermittlungsausschuss
passiert, dann soll das jetzt erst in Kraft treten, wenn
wir das auch wirklich beschlossen haben. Das ist na-
türlich toll, aber das hätte man natürlich auch vor
acht Wochen schon einmal sagen können, dann wäre
da wenigstens Klarheit gewesen.

Dann kommt das nächste Problem: Sparerfreibe-
trag! Das ist wieder als Neues entdeckt worden, der

Sparerfreibetrag soll eingeschränkt werden, Abgel-
tungssteuer oder Einkommenssteuer, da soll der Bür-
ger sich jetzt entscheiden. Es wird wieder kompli-
zierter und nicht einfacher. Dann will man an das
Bankgeheimnis heran. Die Leute sind total verunsi-
chert, keiner weiß mehr Bescheid. Wir haben einen
enormen  Rückgang  bei  der  Bestellung  von  Autos.
Das hängt wohl mit der Dienstwagensteuer zusam-
men, bei der man sich auch noch nicht wieder einig
geworden ist, was denn nun endlich werden soll.
Einer sagt ja, einer sagt nein, der eine ein Prozent,
der andere anderthalb Prozent, es ist nicht klar! Die-
ses Steuervergünstigungsabbaugesetz, mit dem die-
se  Sachen  alle  geklärt  werden  sollen,  das  ist  das
grausigste Wort, das ich in meinem Leben gehört
habe, meine Damen und Herren!

Dann geht das weiter mit dem Kündigungsschutz-
gerede: Einer ja, einer nein, einer sechs, einer zehn,
einer  20  Arbeitsplätze  sollen  gelockert  werden!
Man weiß also nicht Bescheid, keiner weiß Bescheid,
keiner kann planen. Das, was die Wirtschaft braucht,
ist Planungssicherheit. Das, was die Wirtschaft braucht,
sind feste Rahmenbedingungen, bei denen sie ge-
nau weiß, wo sie sich bewegen kann. Wenn sie das
nicht bekommt, meine Damen und Herren, dann
wird nichts gemacht, dann wird nicht investiert, dann
reduzieren wir nicht die Arbeitslosenzahlen, sondern
dann steigen sie, dann bricht unser Rentenkassen-
system – –.

(Zuruf von der SPD: Das ihr geplündert
habt!)

Gerade haben Sie das neu konzipiert, mit einem
neuen Beitrag versehen, der ist jetzt schon wieder
Makulatur, weil wir ganz genau wissen, dass die Ar-
beitslosenzahlen, die die Bundesregierung errech-
net hat, nicht eintreffen werden. Wir werden viel
mehr Arbeitslose haben, was bedeutet, dass die So-
zialversicherungskassen weniger Geld haben, das
bedeutet, dass wir die Rentenbeiträge wieder an-
passen dürfen. Das bedeutet auch Gesundheitsre-
formen, darüber mag ich gar nicht reden, was da
alles in den letzten Wochen gesagt worden ist. Da
weiß auch keiner mehr, was am Tag vorher gesagt
worden ist, darauf kann sich auch keiner verlassen.
Das sind ganz schwierige Dinge.

Deswegen müssen wir sagen, wir müssen die Bun-
desregierung auffordern, dass sie für Klarheit sorgt,
damit wir in Bremen bei klaren Rahmenbedingun-
gen unsere Politik weiter erfolgreich führen können.
Wenn die Rahmenbedingungen in Berlin nicht stim-
men,  dann  werden  wir  hier  auf  Dauer  auch  kein
übermäßiges Wachstum mehr erreichen, dann wer-
den wir gar kein Wachstum mehr erreichen, weil wir
uns nicht abgeschottet von der Welt oder der ganzen
Bundesrepublik sehen können, sondern wir liegen
mitten darin und haben nur mit Einzelmaßnahmen
die Möglichkeiten, etwas zu verbessern. Wir haben
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aber nicht die Möglichkeiten, die Bundesgesetze und
die Sozialgesetze, den Kündigungsschutz oder das
alles zu verändern. Oder das Ladenschlussgesetz, da-
rüber ist jetzt gerade gesprochen worden! Jetzt ist
das wieder verzögert worden.

(Abg.  Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Von wem denn?)

Jetzt wird das erst wieder im Juni – –. Das sind
doch Dinge, das ist doch einfach, es ist nicht, weil
das alles nicht klar ist! Es wird immer nur halb an-
gepackt, und dann kommt nicht das Richtige dabei
heraus, und dann wird es wieder neu verhandelt. Das
sind Dinge, die der Bürger einfach nicht versteht.
Wir verstehen das auch nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Der Senat wird das wahrscheinlich auch nicht ver-
stehen! Wer versteht das schon? Wir wissen aus den
Umfragen, dass kaum einer sich da noch zurecht-
findet. Die Bürger müssen Vertrauen gewinnen. Wenn
die Bürger kein Vertrauen haben, dann kann es auch
nicht aufwärts gehen. Deswegen hoffen wir sehr, dass
unser Koalitionspartner und auch der Senat in Ber-
lin insistiert, dass die Leute jetzt einmal wieder zu
sich finden und klare Politik machen, damit wir hier
dann auch klare Antworten finden können. – Dan-
ke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD) *): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Herr
Kollege Focke, wahrscheinlich ist Ihnen ein bisschen
der Mut während der Mittagspause abhanden gekom-
men.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Die Überschrift oder das Thema für die Einbringung
dieser Aktuellen Stunde heißt doch, und darauf habe
ich mich vorbereitet, nun bin ich flexibel, aber den-
noch: „Rotgrünes Regierungschaos in Berlin behin-
dert Konjunkturaufschwung im Land Bremen!“ Das
haben Sie so eingebracht, das haben wir uns nicht
ausgedacht!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Das hat er schlüs-
sig nachgewiesen!)

Ich möchte meine Rede auch mit ein paar Zitaten
beginnen mit Genehmigung des Präsidenten: „Es ist
der Freien Hansestadt Bremen gelungen, Anschluss
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

an die wirtschaftlich führenden Bundesländer zu fin-
den. Die Beschäftigtenzahlen entwickelten sich wei-
ter erfreulich,“ und so weiter, „In Bremen ist im Jahr
2002 mit 0,9 Prozent Wirtschaftswachstum wieder ein
achtbares Ergebnis erzielt worden,“ und weiter „Bre-
men liegt im Bundesvergleich auf dem dritten Platz.
Die Lebensqualität an der Weser nimmt spürbar zu,
das ist für jeden sichtbar, Bremen ist eine attraktive
Stadt.“

(Beifall bei der SPD und bei der CDU – Abg.
E c k h o f f  [CDU]: Den Teil bestreiten wir

auch nicht!)

Vielen Dank, dem können sich alle anschließen!
Ich habe nur den Eindruck, dass Sie auf dieser Seite
vergessen haben, dass das alles Aussagen von CDU-
Senatoren waren, die ich hier zitiert habe!

(Beifall bei der SPD)

Insofern ist es kaum zu verstehen, warum Sie jetzt
dieses Thema in die Aktuelle Stunde einbringen. Ich
bemühe mich dennoch.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Weil das aktuell
alles zusammensackt!)

Herr Kollege Focke und Herr Kollege Teiser, jetzt
ganz besonders für Sie! Wir müssen unsere Erfolge
auch in das Land hinaustragen, und wir haben viele
Erfolge. Bremen ist ein guter Wirtschaftsstandort ge-
worden, und es lohnt sich, darüber zu reden. Des-
halb dürfen und werden wir es nicht zulassen, dass
Sie die Standorte Bremen und Bremerhaven schlecht-
reden und Investoren abschrecken!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

So wörtlich Sie, Herr Kollege Focke, vor gar nicht
langer Zeit! Schön, dass Sie sich selbst beklatschen!
Ich kann mich dem nur anschließen. Ich habe nur
die Frage hinzuzufügen, weshalb Sie jetzt dieses Fo-
rum nutzen hier öffentlich in der Bürgerschaft, um
das umzukehren, was Sie damals selbst gesagt ha-
ben!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Damals! – Abg.
F o c k e  [CDU]: Ich bin in Sorge! – Zurufe
vom Bündnis 90/Die Grünen: Wir auch!)

Ja, wir auch, Ihretwegen! Soweit die Bremer CDU
zur großen Koalition! So könnte ich es mir einfach
machen. Der „Weser-Kurier“ von heute, ich zitiere:
„Bremer  Institute  können  aufatmen,  Berlin:  Die
Raumfahrt-,  Meeres-  und  Polarforscher  in  Bremen
und Bremerhaven können aufatmen, denn gestern
hat der Haushaltsausschuss des Bundestages end-
gültig die Kürzungspläne des Bulmahn-Ministeriums
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beim nationalen Raumfahrtprogramm fast und bei der
Polarforschung vollständig abgewendet.“

(Beifall bei der SPD – Abg. E c k h o f f
[CDU]: Bravo!)

Berlin tut etwas für uns, besonders unsere Leute!
Wer ist wohl der Haushaltsexperte im Bundestag?
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Volker Kröning,
jedem gut bekannt!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]:  Wir wollten die
Aktuelle  Stunde  nicht  nennen  „Kröning

stoppt das aktuelle Chaos“!)

Sehr geehrter Herr Kollege, obwohl die Überschrift
der Aktuellen Stunde denkbar polemisch, und ich
finde auch, landespolitisch fragwürdig gewählt ist,
erlaube ich mir ein paar grundsätzliche Anmerkun-
gen zu dem Thema!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Da müs-
sen  Sie  ja  selbst  grinsen!  –  Heiterkeit  bei

der CDU)

Ich bin immer freundlich!

Der Standort Land Bremen ist Teil der Bundesre-
publik und entwickelt sich darum im Kontext der ge-
samtdeutschen Wirtschaftsstruktur und Konjunktur.
Auch das Bundesgebiet ist natürlich nicht autonom.
Die deutsche Wirtschaftslage wird vom europäischen
Umfeld mitbestimmt, und Europa wiederum kann sich
den Einflüssen der globalen Wirtschaftsentwicklung
nicht entziehen. Grundkurs Volkswirtschaftslehre!

(Unruhe bei der CDU)

Kurz gesagt: Globale Strömungen wirken bis nach
Bremen und Bremerhaven. Weltweit entwickeln sich
die Volkswirtschaften seit längerer Zeit eher verhal-
ten. Krisen gehören seit längerem zur Begleitmusik.
Die Attentate des 11. September 2001 und der dro-
hende Irak-Krieg sind die zurzeit wohl düstersten
Wolken, die weltweit das Konjunkturklima belasten.

(Heiterkeit bei der CDU)

Sie lachen!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Sehen Sie sich
doch die anderen Länder in der EU an!)

Ich denke, Herr Senator Hattig, Herr Kollege Eck-
hoff, kann Ihnen bei der Erklärung dessen, was ich
eben vorgetragen habe, behilflich sein. Das traue ich
ihm durchaus zu!

(Beifall  bei  der  SPD  –  Abg. E c k h o f f
[CDU]: Ich glaube, der wird Ihnen einiges

erklären!)

Tatsächlich, meine Damen und Herren, hat die
Bundesregierung doch einiges getan, um die Wirt-
schaft anzukurbeln. Die Unternehmenssteuern wur-
den teils drastisch gesenkt, Umschichtungen in der
Finanzierung der Sozialkassen haben die Personal-
ausgaben begrenzt. Befristungsmöglichkeiten und
Leiharbeit haben den Personaleinsatz flexibilisiert.
Die neuen Regeln für Minijobs schaffen die vor al-
lem vom Mittelstand gewünschte zusätzliche Flexi-
bilität.

Ein weiteres Beispiel, da haben Sie mir geradezu
eine Steilvorlage gegeben, Herr Kollege Focke, näm-
lich zu den Ladenöffnungszeiten: Da taten Sie im-
mer so, als ob Sie damit nichts zu tun hätten. Nun
will die Bundesregierung die Ladenöffnungszeiten
weiter liberalisieren. Das haben Sie immer gefordert.
Am Sonnabend bis 20 Uhr geöffnete Läden sollen
dem  Handel  neue  Impulse  geben.  Leider  können
diese Pläne nicht, wie von Rotgrün im Bund geplant,
zum 1. April dieses Jahres umgesetzt werden. Wa-
rum nicht? Die CDU blockiert und verhindert die von
ihr  selbst  geforderte  Bewegung.  Das  ist  doch  un-
glaublich!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe von der CDU – Abg.
E c k h o f f  [CDU]: Wir wollen das dras-
tisch  einschränken!  –  Heiterkeit  bei  der

CDU)

Wie schön, dass Sie so lustig sind! Ich merke schon,
ich treffe den richtigen Ton.

Selbst der Einzelhandelsverband und die Arbeits-
gemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe haben den
Senat und alle anderen aufgefordert, für dieses Ge-
setzgebungsverfahren weitere Verzögerungen nicht
zuzulassen und auch nicht durch das Aufstellen wei-
tergehender Forderungen Verzögerungen zuzulas-
sen,  sondern  darauf  zu  verzichten.  Ich  finde,  hier
sollte sich die Bremer CDU angesprochen fühlen und
auf ihre Kolleginnen und Kollegen in Bundesrat und
Bundestag einwirken. Das wäre eine vernünftige und
gute Aufgabe, die Sie wahrnehmen sollten!

(Beifall bei der SPD)

Neue Chancen bestehen im Übrigen auch darin,
dass unser Bürgermeister Herr Dr. Scherf künftig Vor-
sitzender des Vermittlungsausschusses sein wird. Ich
finde, das ist eine Aufgabe und Rolle, die Henning
Scherf sozusagen auf den Leib geschneidert ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich begrüße das ausdrücklich, und es eröffnet, wie
ich denke, neue Perspektiven für uns auch in Bremen.
Bleibt nur zu hoffen, dass Sie sich weiterhin ihrer
Verantwortung für die notwendigen Veränderungen
stellen und nicht weitere Reformansätze torpedieren
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oder gar verhindern, und dass wir in Bremen weiter
dafür sorgen, dass das Klima so bleibt, wie es ist. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD – Abg. T e i s e r
[CDU]: Um Gottes willen!)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Das war ein
doppelter Rittberger mit Bauchlandung! Erst Erge-
benheitsadressen an die große Koalition in Bremen,
damit sich hier bloß nichts ändert, auch nicht in der
Stärke untereinander! Wenn Sie keinen Wahlkampf
machen wollen, dann lassen Sie es einfach! Die Grü-
nen werden einen machen, das auf der einen Seite,
aber dann muss man das noch irgendwie hinbekom-
men, vielleicht weil es ein paar Tage ernst war hier
im Parlament, hier noch so eine Show aufzuführen
und auf der SPD-geführten Bundesregierung herum-
zutrümmern. Ehrlich gesagt, wenn das etwas mit Be-
rechenbarkeit oder Verlässlichkeit zu tun hat oder
die Stimmung draußen heben soll, uns überzeugt das
nicht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich persönlich habe auch schon an niveauvolleren
Stammtischen teilgenommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich habe nichts gehört in dieser Aktuellen Stunde,
wo  es  Ihnen  eigentlich  wirklich  ernst  war,  Herr
Focke, nichts von dem, wo Sie einen anderen Vor-
schlag  gemacht  haben,  wo  Sie  darauf  verweisen
können, dass 16 Jahre Kohl-Regierung einen ande-
ren Kurs gefahren hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sie wissen, dass diese Regierung einen Reformstau
hinterlassen hat. Ich sage nicht, dass die rotgrüne
Bundesregierung sich jahrelang dahinter verstecken
kann. Sich aber hier jetzt so aufzuplustern und an kei-
nem einzigen Punkt zu sagen, wie man es anders
machen will, das ist nicht ernst, sondern da ging es
nur um die Inszenierung!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die rotgrüne Bundesregierung muss in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten – in Deutschland ist es be-
sonders schwierig, aber weltweit ist es schwierig, und

in Europa ist es schwierig – an ihrem Reformkurs fest-
halten. Dass in der letzten Zeit durch widersprüchli-
che Meldungen, durch Blockadepolitik von allen mög-
lichen Seiten auch weit hinein in die Gesellschaft
nicht alles so ist, wie man sich das wünschen könn-
te, wird hier in diesem Haus niemand ernsthaft be-
streiten, nur, wie Sie damit umgehen, wird sich be-
stimmt nichts ändern.

Ziel muss weiterhin die Senkung der Lohnneben-
kosten sein und ein Umbau des Sozialwesens, das
seinen Namen verdient hat und nicht nur zu Lasten
der Schwächeren geht, die Vorschläge der CDU sind
mir an dem Punkt nicht bekannt. Die Senkung der
Lohnnebenkosten, indem man die Ökosteuer einführt,
das allerdings ist hier mit großem Schenkelklopfen,
auch in diesem Haus immer ordentlich bekämpft wor-
den von Seiten der CDU.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: War ja auch sehr
erfolgreich!)

Ja, den Weg muss man weitergehen, Herr Teiser,
weil es dazu gar keine Alternative gibt, den Ressour-
cenverbrauch zu besteuern, wenn man die lebendige
Arbeit und die Belastung auf die lebendige Arbeit
entlasten will.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die  europäischen  Länder,  die  uns  etwas  voraus
haben – schauen Sie sich zum Beispiel einmal das
soziale Sicherungssystem in der Schweiz an! – ha-
ben das Problem nicht, dass die lebendige Arbeit die
gesamte soziale Sicherung erwirtschaften muss oder
fast die gesamte soziale Sicherung, und das muss man
ändern.

(Zuruf von der CDU: Selbst die Bundesre-
gierung will doch keine weitere Ökosteu-
ererhöhung! Sie sind doch die letzte Ver-

treterin dieser Bewegung!)

Ich  bin  doch  nicht  die  letzte  Vertreterin  dieser
These. Das ist weiterhin der Kurs der rotgrünen Bun-
desregierung, und das ist auch richtig so.

Oder die Reform des Gesundheitswesens! In der
letzten Legislaturperiode: Einführung von Fallpau-
schalen, von der CDU bekämpft! Ich sage nicht, dass
das der große Wurf in einem Schritt ist, aber das wa-
ren die Reformschritte, die schon gemacht worden
sind. Oder die Einführung privater Zusatzversiche-
rung in der Rente! Hat die CDU das mitgemacht? Ich
wüsste nicht!

Oder die Steuerreform! Nach 16 Jahren Kohl-Re-
gierung betrugen der Eingangssteuersatz 25,9 Pro-
zent und der Spitzensteuersatz 53 Prozent, die Kör-
perschaftssteuer inklusive Gewerbesteuer 56 Prozent.
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Zum 1. Januar 2004 wird der Eingangssteuersatz 19,9
Prozent betragen, der Spitzensteuersatz 48,5 Prozent
und die Körperschaftssteuer 38,6 Prozent. Das ist der
Reformstau der rotgrünen Bundesregierung? Hören
Sie einmal zu! Sie sind diejenigen! Ja, Herr Eckhoff,
das sind Fakten, die müssen Sie zur Kenntnis neh-
men!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Aber sprechen
Sie doch einmal über die direkten Steuern!)

Dass die Zeiten nicht einfach sind, das kann man
nun wirklich nicht einfach nur und ausschließlich der
rotgrünen Bundesregierung in die Schuhe schieben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Oder Zuwanderung als Faktor einer wirtschaftli-
chen Entwicklung, als Faktor, sich als modernes Ge-
meinwesen aufzustellen! Wer ist das denn gewesen,
der dieses Gesetz nicht wollte? Das ist doch die CDU
gewesen. Wenn, dann reden wir auch einmal richtig
über Blockade! Oder das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz, das in Bremen im Zusammenhang mit der Wind-
kraft 1000 Arbeitsplätze geschaffen hat, Tat der rot-
grünen Bundesregierung für Bremen! Waren Sie ei-
gentlich dafür? Nein, waren Sie nicht! Die CDU war
natürlich dagegen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Diese Regierung wird weitere Reformschritte an-
gehen, und das muss sie auch. Ich hoffe, dass es ge-
lingt, nach außen einen Kurs zu zeigen, der trans-
parent ist, der sich verständlich machen lässt und
nachvollziehbar ist. Es gelingt, die Reformschritte in
den einzelnen Politikbereichen, als da sind Renten-
versicherung, Krankenversicherung oder auch das
Hartz-Konzept weiter anzugehen. Das alles passiert
aber vor dem Hintergrund einer hohen Staatsver-
schuldung, die auch aus Zeiten der Bundesregierung,
die von Kohl geführt wurde, resultiert.

Die schlechte Lage hängt vor allen Dingen mit der
Binnennachfrage zusammen. Da wollen wir uns doch
einmal anschauen, warum es auch so schwer ist, jetzt
einen Kurs zu fahren, der auf der einen Seite dem
Interesse, die Binnennachfrage anzukurbeln, und auf
der anderen Seite dem Interesse nachkommt, Lohn-
nebenkosten einzusparen und auch in den Bereichen
von unteren Einkommen zu Senkungen zu kommen,
wie die Arbeitnehmerverbände das fordern. Das ist
doch der reale Konflikt, in dem sich Deutschland be-
findet. Will man wirklich in den unteren Einkommen
zu weiteren Einkommensverschlechterungen kom-
men, so wie es die Konzepte der CDU letztendlich
nach sich ziehen?

(Abg. F o c k e  [CDU]: Was?)

Das ist doch genau der Faktor, der die Binnennach-
frage weiter beschädigen wird. Menschen mit nied-
rigen und mittleren Einkommen geben ihr Geld aus.

(Zurufe von der CDU)

Sie geben ihr Geld aus, und dass sie es ausgeben,
ist ein wichtiger Faktor für die Binnennachfrage.

Vielleicht verschwenden Sie auch noch einen ein-
zigen Gedanken auf den drohenden Irak-Krieg! Ich
habe gelesen, dass behauptet wird, dass das keiner-
lei  Auswirkungen  auf  die  Konjunkturerwartungen
hat, von der Industrie- und Handelskammer. Die Um-
fragen, die ich kenne, sind anders. Natürlich ist es
so,  dass,  wenn  es  zu  einem  Irak-Krieg  kommt,  die
Weltwirtschaft  darunter  leiden  wird  und  dass  die
Menschen bedrückt von diesen Aussichten eher ihr
Geld nicht ausgeben, sondern auf die hohe Kante
legen, das ist auch klar, und das ist natürlich für die
Wirtschaft keine gute Voraussetzung.

Was man aber, Herr Focke, auf gar keinen Fall
machen kann, ist zu sagen, wenn es hier in Bremen
irgendwelche Erfolge gibt, wenn man Wirtschafts-
daten hat, die sich unterscheiden, dann sind die Er-
folge bremisch! Was hier gut läuft, das haben wir
selbst gemacht, das war die große Koalition, und die
Misserfolge können wir dann immer der Bundesre-
gierung in die Schuhe schieben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Übrigens, haben Sie gesehen, das höchste Wirt-
schaftswachstum  hat  das  Saarland,  dessen  Sanie-
rungskurs hier ja von der großen Koalition nicht so
geteilt wird, aber das nur am Rande! Die guten Ent-
wicklungszahlen der bremischen Wirtschaft im letz-
ten Jahr, diese 0,9 Prozent Steigerungsrate, hängen
damit zusammen, dass die bremische Wirtschaft be-
sonders exportorientiert ist. Das ist gut so, das hat
uns ein besseres Jahr beschert als den meisten an-
deren Bundesländern. Das nun als Leistung der gro-
ßen Koalition, die gerade noch davor retten kann,
dass  die  Bundesregierung  hier  alles  in  Staub  und
Asche legt, darzustellen, das nimmt Ihnen außen so-
wieso keiner ab.

Ich muss Ihnen auch eine Zahl noch wenigstens
sagen, die dann ein bisschen Wasser in den Wein gibt.
Man muss sich irgendwann entscheiden: Sind es die
eigenen Leistungen, oder sind es eher Faktoren, die
Politik ein bisschen, aber nicht so extrem, wie Sie das
behaupten, beeinflussen können? Da würde ich im-
mer sagen, die Grünen haben da einen realistische-
ren Ansatz. Man kann eine Menge machen, aber hier
jede einzelne Erfolgszahl auf die Mühlen der gro-
ßen Koalition zu leiten, ist ein bisschen arg dick auf-
getragen.  Was  in  Bremen  zum  Beispiel  im  letzten
Jahr sehr schlecht war, wo wir uns negativ vom Bun-
desdurchschnitt unterschieden haben, ist die hohe
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Zahl der Unternehmensinsolvenzen. Da haben wir
eine Steigerungsrate von 45 Prozent in Bremen, und
das ist schon auch ein Punkt, der Anlass zur Besorg-
nis gibt.

Ich sage Ihnen eines: Kehren Sie vor Ihrer eige-
nen Tür! Wenn Sie darüber reden, was hier alles die
Stimmung vermiest und was man braucht an besse-
rer Stimmung, damit Menschen ihr Geld ausgeben,
damit sie Zutrauen haben, damit sie Häuser bauen,
dann schauen Sie sich an, was Sie mit dem Space-
Park machen! Vielleicht schaffen Sie es ja, dieses De-
bakel bis nach der Wahl vor der Bevölkerung ge-
heim zu halten. Wir glauben das nicht. Dass das die
Stimmung der anderen Kaufleute vermiest, was Sie
da machen, darauf bestehen wir, dafür haben wir
auch Hinweise. Oder schauen Sie sich Ihre Flächen-
debatten und Ihre Verkehrsdebatten an! Gute Stim-
mung macht weder die Debatte um den Concordia-
Tunnel noch um die Horner Spange und auch nicht
um das Neubaugebiet in der Osterholzer Feldmark.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Was ist mit
dem Hemelinger Tunnel?)

Kehren Sie vor Ihrer eigenen Tür!

Wenn Sie sagen, Sie wollen keine Blockadepoli-
tik der Bundesregierung, dann werden wir ja sehen,
wie Sie sich bei den zukünftigen Vorhaben im Bun-
desrat verhalten. Da wird es auf das Stimmverhal-
ten Bremens nicht unwesentlich ankommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Noch ein paar Anmerkungen, und,
Frau Lemke-Schulte, ich verstehe auch gar nicht, dass
Sie jetzt so eine besondere Schärfe in die Debatte
hineingebracht haben!

(Heiterkeit bei der SPD und beim Bünd-
nis 90/Die Grünen)

Ich hatte das eigentlich so gar nicht gesehen, und
ich habe ganz deutlich gemacht, welche Erfolge wir
haben. Das alles, was Sie vorgelesen haben, habe
ich gesagt, was Bremen an Erfolgen hat und dass
ich darauf stolz bin. Wir sind aber in Sorge, dass wir
diese Ergebnisse nicht mehr erreichen können, wenn
nicht die Rahmenbedingungen der Politik geändert
werden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Das ist der Grund, warum wir diese Aktuelle Stun-
de hier eingebracht haben. Wenn da einer von Show
gesprochen hat, dann darf ich Ihnen nur den Leitar-
tikel vom „Focus“ von diesem Montag zeigen, da
steht nämlich „Ende der Show“, und da ist der Kanz-
ler abgebildet. Mehr Abgaben, keine Ideen, da kön-
nen Sie Zitatensammlung betreiben hier aus diesem
Artikel! Das ist eine Katastrophe! Wenn die Leute das
alles so aufnehmen und alle so glauben, dann ist die
Stimmung eben mies.

Zu ein paar Punkten noch einmal etwas! Laden-
schlusszeiten: Da sind Sie mit einem riesigen Schritt
mindestens einen Zentimeter weiter nach vorn ge-
kommen, indem Sie jetzt ein bisschen mehr öffnen
wollen, aber das hilft insgesamt nicht. Sie müssen
schon einen großen Schritt gehen! Die Leute müs-
sen einkaufen können, wann sie wollen, meine Da-
men und Herren. Das ist der Punkt!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen)

Sonst können Sie keine neue Nachfrage erreichen!
Sonntags ist davon ausgeschlossen, davon hat nie
jemand gesprochen, aber ansonsten müssen die Zei-
ten offen sein.

Dann haben Sie gesagt, die 400-Euro-Jobs: Das
ist nun das klassische Beispiel dafür, wie wir Ihnen
in die Puschen geholfen haben, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU)

Den Kompromiss haben Sie doch mit uns ausgehan-
delt.

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen: Wel-
chen?)

Dadurch ist es möglich geworden, das vorab zu ver-
abschieden, und deswegen haben wir jetzt die 400-
Euro-Jobs. Darauf sind wir auch stolz, das ist gut.
Das haben alle gut geschafft, aber das ist nicht Ihre
Initiative, das haben wir Ihnen ermöglicht, weil Sie
auf uns zugegangen sind.

(Beifall bei der CDU)

Das Wort Reformstau ist da gefallen. Frau Linnert,
ich kann mich ganz genau an die letzten vier Jahre
der Regierung Kohl erinnern, wer dort eine fast Zwei-
drittelmehrheit im Bundesrat gehabt hat und mehr-
fach die größten Reformen blockiert hat. Wir hätten
längst eine Steuerreform gehabt, wenn sie damals
nicht blockiert worden wäre.

(Beifall bei der CDU)

Dann kamen Sie neu an die Regierung, haben wie-
der von vorn angefangen und haben es bis heute
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nicht richtig hinbekommen, eine wirkliche Steuer-
reform zu machen, denn das, was Sie als Entlastung
gemacht haben, haben Sie bei den großen Unter-
nehmen gemacht. Die kleinen haben davon nichts ab-
bekommen, und deswegen geht es ihnen jetzt auch
nicht gut.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben Erfolge und Misserfolge, das ist eben
auch noch einmal gesagt worden. Man kann ganz
genau sehen, wovon die Erfolge hier in Bremen ab-
hängen. Wir haben seit drei Jahren überproportio-
nales Wachstum, das immer über dem der Bundes-
republik liegt und immer in der Spitzengruppe der
Bundesländer, an zweiter, dritter oder vierter Stelle.
Das sagt mir, wir machen eine bessere Politik als die
anderen. Das ist doch ganz klar!

(Beifall bei der CDU)

Das freut mich auch, und darüber können wir auch
alle froh sein, dass wir das machen. Das ist doch
besser, als Letzter zu sein wie in Europa, wo wir an
letzter Stelle herumgammeln.

Dann haben wir natürlich Insolvenzen. Es ist eine
schlimme  Zahl,  da  die  Insolvenzen  Arbeitsplätze
kosten. Das hat natürlich auch etwas mit Rahmen-
bedingungen zu tun. Aber ich bin jetzt wiederum
stolz, dass wir eine gute Existenzgründungsinitiative
haben, bei der wir unter dem Strich 300 Unterneh-
men mehr haben als im letzten Jahr. Das zeigt, dass
wir versuchen, auch gegenzusteuern, so schlimm die
Sache mit den Insolvenzen ist. Man wünscht es kei-
nem  Unternehmen,  niemandem,  dass  es  insolvent
wird, dass dort Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen.

Man kann da auch regional etwas tun, indem man
eine besondere Förderung macht und so versucht, ei-
nen Ausgleich zu schaffen. Das ändert jedoch nichts
daran, dass die Rahmenbedingungen insgesamt stim-
men müssen. Deswegen, finde ich, ist es eine ganz
richtige Entscheidung gewesen, diese Aktuelle Stun-
de zu dem jetzigen Zeitpunkt hier einzubringen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bremen ist nicht Berlin,
aber Berlin wirkt auf Bremen ein.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Und ohne Berlin wird das nichts!)

Das Thema ist nach Ursache und Wirkung sehr um-
fangreich. Ich bemühe mich um eine konzentrierte
und analytische Gedankenführung und widerstehe

auch der Möglichkeit, politische Bewertungen vor-
zunehmen, soweit nicht unvermeidbar, da die politi-
sche Bewertung, zumal in Wahlkampfzeiten, nicht un-
bedingt eine Zwillingsschwester der Erkenntnis ist.

(Beifall bei der SPD)

Herr Präsident, ich erlaube mir, mit Ihrer Geneh-
migung zu zitieren: „Seit über zwei Jahren befindet
sich die deutsche Wirtschaft in einer Quasi-Stagna-
tion. Mehr und mehr treten hausgemachte Ursachen
in den Vordergrund.“ So die Bundesbank in ihrem
letzten Monatsbericht, die sachliche Feststellung ei-
ner sachlichen Behörde!

Zu der heutigen Situation: Wir befinden uns in ei-
nem weltweiten Wettbewerb und haben uns ange-
wöhnt, dies Globalisierung zu nennen. Was heißt
Globalisierung eigentlich? Alle Informationen sind
jederzeit an jedem Ort verfügbar, weltweite Kapital-
ströme innerhalb weniger Minuten verändert. Logis-
tisch ist nahezu jeder Platz der Welt heute in über-
schaubarer Zeit erreichbar. Wir haben eine zuneh-
mende europäische Integration, und das heißt vor al-
len Dingen Osterweiterung. Das verändert den Wett-
bewerb. Das sind Chancen und Risiken, Chancen,
wenn wir in der Lage sind, die Risiken zu beherr-
schen.

Noch ein Hinweis: Das Jammern hilft nicht weiter.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die  Grünen  –  Abg.  Frau H a m m e r -

s t r ö m  [SPD]: Genau!)

Das Jammern ist keine unternehmerische Klagemau-
er, um den Blickwinkel einzuengen, aber wer das
Röntgenbild betrachtet, jammert nicht, sondern prak-
tiziert eine unabdingbare Voraussetzung zur Gesun-
dung.

Der Blick nach innen gewandt! Fakten: Deutsch-
land hat seit längerem ein geringeres Wirtschafts-
wachstum als der Durchschnitt der europäischen Län-
der. Die Staatsverschuldung nimmt zu, die Stabili-
tätskriterien  des  Maastricht-Vertrags  können  nicht
eingehalten werden. Deutschland hat eine steigende
Arbeitslosigkeit, gegenwärtig gut 4,6 Millionen. Für
den Februar wird eine steigende Tendenz prognos-
tiziert. Wissenschaftler berechnen die reale Arbeits-
losigkeit höher. Gering Qualifizierte ohne Abschluss
machen über 40 Prozent der Arbeitslosen in Deutsch-
land aus. An der Gesamtzahl der Beschäftigten be-
trägt diese Zahl nur 15 Prozent. Das Thema der Aus-
bildung ist impliziert.

Die Systeme der sozialen Sicherung, vor allen Din-
gen Gesundheit und Rente, sind in diesem Umfang
nicht mehr zu finanzieren. Die Staatsquote hat fast
50 Prozent erreicht. Der Anteil Deutschlands am Welt-
handel ist innerhalb nur eines Jahrzehnts von über
zehn Prozent auf acht Prozent gesunken. Das sind
die Fakten, ihre Sprache ist unmissverständlich.
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Reformen sind das Gebot der Stunde. Nahezu aus-
nahmslos stellen Gutachter wie etwa der Sachver-
ständigenrat dies fest. Die heutigen wirtschaftlichen
Probleme  in  Deutschland  sind  struktureller  Natur,
sie sind hausgemacht. So wünschenswert ein kon-
junktureller Aufschwung wäre und so wünschens-
wert er ist, er löst nicht die Probleme. Nach jedem
Konjunkturaufschwung, das können Sie nachlesen,
hat sich der Arbeitslosensockel nach oben bewegt.

Wir kennen unseren Zustand, aber wir handeln
nicht. Wir sehen das Röntgenbild, aber wir schließen
die Augen. Stattdessen, ich vereinfache, warten wir
auf einen Konjunkturaufschwung, möglichst aus den
USA, mit denen wir uns ja sonst, jedenfalls im Au-
genblick, schwer tun. Einen Großteil der Probleme
verschieben wir nach hinten, auf die Jüngeren. Wir
erhöhen zum Beispiel die Beitragsbemessungsgren-
zen  bei  Renten-  und  Krankenversicherungen  und
gleichzeitig ihre Beitragssätze und verringern die Leis-
tungen. Ein Dreißigjähriger, der heute für die späte-
re Rente zahlt, erreicht allenfalls 60 Prozent des heu-
tigen  Leistungsniveaus,  verglichen  mit  einem heu-
tigen Rentner, wenn er dies überhaupt erreicht. „Die
Rente ist sicher“ tabuisiert das Nachdenken, wie so
manche andere Begrifflichkeit in diesen Tagen.

Wenn man unsere Probleme auf einen einfachen
Nenner bringt, ist das die Antwort: Die Ausgaben
übersteigen die Einnahmen. Es wird eine Leistungs-
fähigkeit simuliert, die wir nicht haben, die das bis-
herige System nicht mehr hergibt. Wirtschaft und Ge-
sellschaft einschließlich der demographischen Ent-
wicklung haben sich verändert. Die Systeme sind
aber nicht verändert worden, nicht angepasst oder
wenn, nur unzureichend. Was also kann man tun?
Auch hier eine konzentrierte Antwort: entweder die
Einnahmen steigern oder die Ausgaben senken!

Betrachten wir die Einnahmenseite des Staates!
Die Abgabenquote in Deutschland hat heute euro-
paweit Alleinstellungscharakter. Die Abgabenquote
aus Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen stieg
im Schnitt auf fast 50 Prozent, für viele wesentlich
höher. Ein Fünftel, beginnend mit einem Einkom-
men von 48 573 Euro, zahlt mehr als zwei Drittel der
Steuern. Noch einmal, weil dieser Satz wichtig ist:
20 Prozent zahlen 67 Prozent der Steuern! Die Quelle
dafür ist das Bundesfinanzministerium. Die Schat-
tenwirtschaft macht heute etwa 16,5 Prozent des Brut-
toinlandprodukts aus, jedermann weiß, warum das so
ist.

Man könnte an dieser Stelle eine Menge kommen-
tieren,  ich  unterlasse  das.  Die  Konsequenz  heißt:
keine Steuererhöhungen. Das ist ein Gebot der wirt-
schaftlichen Vernunft. Im Übrigen, Steuererhöhun-
gen sind die Schulden und damit die Probleme von
morgen, und was noch wichtiger ist, sie verhindern
die Einsicht und damit die Reformen.

Zur Ausgabenseite des Staates! Die aktuellen Pro-
bleme und die damit verbundenen Kosten existie-

ren nicht erst seit heute. Alle Parteien haben seit den
sechziger Jahren daran mitgewirkt, wenngleich die
letzten Jahre die Bedingungen dramatisch verschlech-
tert und sich die Konsequenzen eminent verdeutlicht
haben.

Bei einem Staatshaushalt von 247 Milliarden ist der
größte Posten mit 90 Milliarden die Sozialausgabe.
Das sind 37 Prozent des Gesamthaushalts. Seit Ende
der sechziger Jahre hat eine große Koalition aller Par-
teien den Staatseinfluss immer weiter ausgedehnt,
die Staatsquote von damals 37 Prozent ist mittler-
weile bei fast 50 Prozent gelandet. Die Abgaben-
quote aus Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen
stieg im Schnitt ebenfalls auf fast 50 Prozent. Der
Staatshaushalt ist enorm angestiegen. Die Staatsver-
schuldung erreicht heute einen Betrag von 1,2 Bil-
lionen, das sind 1200 Milliarden, das sind vierein-
halb Jahreshaushalte!

Es wurde und wird umverteilt auch und vor allem
zu Lasten der Eigeninitiative. Diese hohen Kosten
der Sozialsysteme wiederum stehen in einem direk-
ten Bezug zu den Lohnnebenkosten, zu der Einnah-
menseite. Woher kommen die hohen Nebenkosten?
Sie kommen aus der Anbindung der Kosten für die
Sozialsysteme an die Löhne. Löhne sind Kosten, im-
mer höhere Löhne verstärken den Zwang zur Pro-
duktivität und damit ohne entsprechendes Wachs-
tum zu einer Reduzierung von Arbeitsplätzen. Die
Konsequenz sind eine weiter steigende Arbeitslo-
sigkeit, Fehlbeträge in den Sozialkassen und damit
wiederum weiter steigende Ausgaben, meine Damen
und Herren, ein Teufelskreis!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Ein Seminar!)

Es besteht immer wieder Anlass, an einige Grund-
sätze der Wirtschafts- und Arbeitspolitik zu erinnern.
Wie entstehen Arbeitsplätze? Durch Investitionen!
Wer investiert? Der Unternehmer! Wann tut er das?
Wenn die Investition sich rechnen lässt und der Un-
ternehmer  dem  Standort  und  den  politischen  und
wirtschaftlichen Bedingungen, Rahmenbedingun-
gen vertraut! Vertrauen heißt nichts anderes, als be-
rechenbar zu sein.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das ist eine Aktuelle Stunde! Das wird ja

immer schlimmer!)

Stimmen die Rahmenbedingungen in Deutschland
mit diesen Vorgaben überein? Die Antwort ergibt
sich aus der Konsequenz der Fakten. Die Antwort
ist ein klares Nein! Was ist notwendig, was muss
getan werden? Wiederum generell: Die staatlich ver-
ursachten Kosten sind zu senken! Reform vor allem
der Sozialbeiträge, sie wirken wie eine Steuer auf
den Faktor Arbeit, sie hemmen die Beschäftigungs-
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entwicklung und das wirtschaftliche Wachstum. Sie
müssen reduziert werden.

Reform im Gesundheitssystem, Reform in der Ar-
beitslosenversicherung! Der Wissenschaftler Herr Zinn
hat neulich hier einen Vortrag gehalten und einen,
wie ich finde, interessanten Hinweis gegeben: Die
Höhe  der  Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe  ist  der  An-
spruchslohn in der niedrigen Tarifgruppe. Das heißt,
je enger die zusammen sind, umso weniger werden
wir Arbeitsplätze für einfache Arbeiten finden. Not-
wendig sind weitere Reformen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung.

Ein weiterer Punkt ist der Arbeitsmarkt: Er ist kein
Markt! Dieser Begriff ist bereits ein Euphemismus. Das
kann er in einem umfänglichen Sinn auch nicht sein.
Flexibilisierungen sind notwendig, hier sind die Ta-
rifvertragsparteien und der Gesetzgeber gleicherma-
ßen aufgefordert. Öffnungsklauseln und das Güns-
tigkeitsprinzip, Möglichkeiten befristeter Arbeitsver-
träge, der Kündigungsschutz sind in der Diskussion.

Die CDU hat mit Friedrich Merz klare Position be-
zogen. Ich stimme dem zu.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das ist ja nett! – Abg. Frau B e r k  [SPD]:
Spricht er jetzt für den Senat oder für die

CDU?)

Soll ich in diese Zustimmung auch Herrn Clement
einbeziehen?

In diesem Zusammenhang ein Wort zu den Rah-
menbedingungen! Meine Damen und Herren, da der
Mensch anschaulich veranlagt ist, habe ich Ihnen das
Arbeitsgesetzbuch mitgebracht.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das ist aber schön!)

Auf 802 Seiten stehen hier nur Gesetze und Verord-
nungen. Darf ich Ihnen vorlesen, welche Gesetze das
sind?

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Nun lassen Sie mich doch freundlicherweise ausre-
den!

Die Erkenntnisbereitschaft setzt Informationen vo-
raus. Wir haben eine Fülle von Gesetzen, und diese
Gesetze müssen beachtet werden. Große Unterneh-
men können diese Lasten inhaltlich und kostentech-
nisch vielleicht noch tragen, ein Handwerksmeister
mit zehn Beschäftigten kann das nicht. Er wendet
seine persönliche Freizeit auf, ohnehin knapp bemes-
sen, sonntags und abends. Auf der anderen Seite ei-
ne Bürokratie ohne Existenzsorgen mit einem Hang,
zumindest gelegentlich, sich zu einem Selbstzweck
zu entwickeln!

Zusammengefasst: Wir kennen die Fakten. Wir ha-
ben kein Einnahmenproblem, wir haben ein Ausga-
benproblem. Steuererhöhungen sind aus den darge-
legten Gründen nicht möglich. Die unvermeidliche
Konsequenz: Leistungsansprüche werden zu senken
sein, wie beim Staat so auch bei den Einzelnen. Die
Probleme sind zu komplex, um einfache Antworten
zu geben, sie sind auch kaum möglich. Die Probleme
sind aber so groß, dass wir keine weitere Zeit verlie-
ren dürfen. Die notwendigen Reformen müssen jetzt
angefasst werden.

Was heißt das? Summarisch ausgedrückt, der Staat
muss sich zurücknehmen, wir müssen seine Aufga-
ben neu definieren, das ist möglich und notwendig,
und wir, das sind vor allen Dingen die beiden Volks-
parteien.  Sich  zurückzunehmen  bedeutet  für  den
Staat, es muss gespart werden. Die Leistungen sind
zu überprüfen und neu zu definieren. Einsparungen
sind zu nutzen, um die Abgabenquote zurückzufüh-
ren.  Nur  so  können  nachhaltige  Wachstumskräfte
wieder freigesetzt werden. In diesem Kontext muss
man zwei Sätze sagen: Konjunkturprogramme erhö-
hen, das haben wir alles hinter uns, die Verschul-
dung, sind Strohfeuer, führen zu Mitnahmeeffekten
und kommen so zeitversetzt, dass sie in der unmit-
telbaren Wirkung vergessen werden können.

Bei der Nachfrage und höheren Löhnen erlaube
ich mir doch, darauf hinzuweisen: Wozu haben denn
die Lohnerhöhungen der letzten Jahre geführt? Ganz
sicher nicht zu einer Nachfrage! Es handelt sich um
Scheinlösungen. Ich will auf diesen wissenschaftli-
chen Diskurs hier nicht weiter eingehen.

(Unruhe bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Warum handeln wir nicht? Ich wende diese Be-
trachtung in das allgemein Politische. Die Parteien
taktieren. Ist das Fingerzeigen auf die Politiker da-
mit begründet? Gesellschaft und Politik sind in ei-
nem wechselseitigen Verhältnis. Wenn man es spit-
zer ausdrücken will: Die Gesellschaft hat die Politi-
ker, die zu ihr passen! Die Gesellschaft will es be-
quem, die Politiker handeln entsprechend. Wasche
mir den Pelz, aber mache mich nicht nass, eine ver-
ständliche menschliche Reaktion, aber sie führt uns
nicht weiter.

In diesem Zusammenhang ein wichtiger Hinweis:
Der Sozialstaat wurde geschaffen, um die Fehlfunk-
tion des Arbeitsmarktes zu korrigieren und mehr so-
ziale  Gerechtigkeit  herzustellen,  als  es  der  Markt
vermag. Das war, das ist und bleibt uneingeschränkt
richtig. Der Sozialstaat in der heutigen Verfassung
trägt aber seinerseits zu den sichtbaren Defekten des
Arbeitsmarktes bei. Ich erlaube mir, einen Satz Lud-
wig Erhards zu zitieren: „Zu sozial ist unsozial“.

Entschieden werden muss jetzt. Dabei hat jede Re-
gierung, wer immer auch sie bildet, eine Bringschuld.
Ich habe es in der letzten Sitzung dieses Hauses in
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einem umfassenden Bericht zur Wirtschaftssituation
schon gesagt und darf es wiederholen: Wir brauchen
mehr eckige Tische, um runde, also verträgliche, Lö-
sungen zu erreichen. Die schwierigen, dramatischen
Probleme lassen sich nur durch eine verlässliche und
nachhaltige Wirtschaftspolitik und grundlegende Re-
formen einstellen. Dazu brauchen wir Mut, unbeque-
me Entscheidungen auch gegen Widerstand durch-
zusetzen.

Die „FAZ“ hat gestern in einem Leitartikel, den
ich  Ihnen  empfehlen  möchte,  mit  der  Überschrift
„Missverstandene Demoskopie“ auf eine Gedanken-
führung hingewiesen, die ich für schlüssig halte, näm-
lich: „Eine missverstandene Demoskopie führt zu we-
niger Demokratie. Die Regierung entscheidet, nicht
die Demoskopen.“

Wirtschaft, meine Damen und Herren, Sie wissen
das so gut wie ich, ist auch Stimmung, wir brauchen
zielentschlossenes Handeln, damit auch die Stimmung
besser wird. Rahmenbedingungen und Stimmungen
in Deutschland wirken sich natürlich auch auf das
Land Bremen und seine Wirtschaftspolitik aus. Er-
folgreiches Tun findet hier seine Grenzen in den ob-
jektiven Gegebenheiten der nationalen Rahmenbe-
dingungen.

Mit dieser Vorgabe darf festgehalten werden, dass
Bremen sich in den letzten Jahren in konjunkturell
schwachen Phasen erfolgreich behauptet hat. Bre-
men hat sich aufgrund der besonderen finanziellen
Situation bereits vor acht Jahren den Herausforde-
rungen einer tiefgreifenden Sanierung seiner Haus-
halte stellen müssen und ist dabei ein gutes Stück
vorangekommen. Der Bund gibt zwar die Rahmen-
bedingungen vor, aber Bremen konnte durch effizi-
ente Wirtschaftspolitik auch unter schwierigen Be-
dingungen etwas erreichen. Die wirtschaftliche Ent-
wicklung in Bremen ist im bundesweiten Vergleich
sehr gut. Mit einem Bruttoinlandsprodukt von 0,9
Prozent liegt Bremen auf Platz drei der Bundeslän-
der und weit über dem Bundesdurchschnitt von nur
0,2 Prozent im Jahr 2002. Diese Entwicklung hält
seit einiger Zeit an, sie hat sich verstetigt.

Das zeigt, Bremen ist zwar in die nationale Situa-
tion eingebunden, aber insgesamt konjunkturresis-
tenter geworden. Bremen ist als Hafen- und Logistik-
standort  und  als  Distributionszentrum  noch  stärker
vom Export abhängig als andere Bundesländer, den-
noch hat sich die Exportquote der bremischen Hä-
fen noch einmal um vier Punkte auf 53 Prozent er-
höht und lag damit um die Hälfte über dem bundes-
deutschen Ausfuhranteil von 37 Prozent. Der Bre-
merhavener Hafen hat ja gerade wieder einen Sprung
nach vorn gemacht. Er befindet sich jetzt auf Platz
13 im Weltranking.

Trotz schwacher Weltkonjunktur verzeichnet Bre-
men also insgesamt eine freundliche Entwicklung.
Die Arbeitslosigkeit ist weiter auf einem hohen Ni-
veau, zu hohen Niveau – 13,9 Prozent in Bremen, 12,3

Prozent im Bund –, aber der Abstand zwischen Land
und Bund verringert sich mit aktuell 2,9 Prozent-
punkten spürbar. Die Wirtschaftspolitik ist hier in
Bremen nachhaltig und verlässlich. Dies registriert
die Wirtschaft, und das honoriert sie.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir zu
dieser sehr konzentrierten Gedankenführung eine
abschließende, mehr persönliche Bemerkung!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Auch das noch!)

Hören Sie doch zu, ich bin ja gleich am Ende!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Wir haben eine Aktuelle Stunde!)

Ja, ja!

Schon als Präses der Handelskammer habe ich mir
eine konsistente Regierungsmehrheit für diesen Stadt-
staat gewünscht und mich dafür ausgesprochen. Das
habe ich nicht so sehr nummerisch gemeint, sondern
als stimmige Mehrheit für die äußerst schwierigen
Sachprobleme in diesem von Strukturschwächen und
der  Haushaltsnotlage  gezeichneten  Gemeinwesen.
Gemeinsam haben wir ein gutes Stück des Weges
erfolgreich zurückgelegt, aber wir sind noch längst
nicht  am  Ziel.  Deswegen  ist  für  mich  eine  in  sich
stimmige, also konsistente Mehrheit im erläuterten
Sinne weiterhin eine notwendige Bedingung, ein Ge-
bot der Vernunft für Bremen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
ich wollte Ihnen mitteilen, dass die Redezeit um acht
Minuten überschritten worden ist, das bekommt jede
Fraktion zusätzlich zur Redezeit, auch zur zweiten
Runde.

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Böhrn-
sen.

Abg. Böhrnsen (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Als ich mich eben gemeldet habe,
bin ich von meiner Aggression geleitet worden, die
ich entwickelt habe während der Rede. Jetzt stehe
ich hier vorn und will mich von meiner freundlichen
Seite leiten lassen. Wir hören Herrn Senator Hattig
immer gern zu, und manchmal ist es ja auch sehr
lehrreich, und unterhaltsam ist es im Regelfall, aber
es entspricht nicht einer Aktuellen Stunde, was wir
eben gehört haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Jetzt gibt es zwei Alternativen: Ich nutze die Re-
dezeit aus, die wir wegen des Überziehens durch den
Senat haben, oder aber ich beschränke mich auf die
Bemerkung, ich möchte eigentlich nicht, dass sich
so etwas wiederholt, sondern dass wir von dem Ins-
trument der Aktuellen Stunde so Gebrauch machen,
wie es in der Geschäftsordnung vorgesehen ist und
wie es sinnvoll ist, und dabei will ich es belassen. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Bürgermeis-
ter Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich will natürlich jetzt nicht den
Rat übersehen, den der Kollege Böhrnsen gerade ge-
geben hat, aber eines möchte ich sagen: Wir müssen
endlich aufhören, ständig Wahlkampf machen zu wol-
len und dabei Lösungen zu erzielen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist das Problem auf allen Ebenen. Wenn mit die-
ser Aktuellen Stunde Wahlkampf eingeleitet wer-
den sollte, dann darf ich all denen raten, die das wol-
len, sich bitte auf die Sache zu konzentrieren! Wir
brauchen nicht Wahlkämpfer, die pausenlos die Leu-
te quälen, sondern wir brauchen Verständigung. Ver-
ständigung bekommt man hin, wenn man sich auf
die Sache konzentriert.

Meine neue Rolle als Vermittlungsausschussvor-
sitzender  ist  absolut  chancenlos,  wenn  dort  Wahl-
kampfveranstaltungsfortsetzungen stattfinden, dann
bekomme ich das nicht zusammen. Wir müssen, und
ich glaube, dazu haben wir alle Anlass, uns auf das
konzentrieren, was wir zusammen in der Lage sind
zu bewegen. Dann müssen wir wenigstens das an-
packen und nicht immer uns damit erschöpfen, dass
wir dem jeweilig anderen vorwerfen, dass er der
Grund dafür ist, dass nichts passiert ist. Das ist meine
Bitte, das gilt nicht nur für Berlin, lieber Herr Focke,
sondern das gilt auch für uns, und darum müssen
wir auch in den nächsten Monaten – –.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Kein Wahlkampf!)

Kein Wahlkampf? Da habe ich Sie missverstanden.
Das  gilt  auch  für  die  nächsten  Monate.  Ich  spüre
überall, egal, ob ich mit Unternehmern rede oder mit
Arbeitnehmern – ich muss gleich wieder zu einer Be-
triebsversammlung zu den Stahlwerken –, alle ha-
ben den Wahlkampf satt. Sie können Wahlkampf-
sprüche nicht mehr ertragen.

(Beifall bei der SPD)

Sie wollen wissen, woran sie sind, und zwar ganz
real, da, wo sie ihr Leben organisieren, und da, wo sie
ihre Risiken organisieren, und da, wo sie mit ihren
privaten und mit ihren übrigen Familienrisiken sind,
da wollen sie wissen, woran sie sind.

Ich kann mir nicht vorstellen, und da bin ich dann
wieder ganz eng mit meinen Senatskollegen zusam-
men, dass in der Bundesrepublik plötzlich die Lust
notleidend wird, dass wir uns auf Konsense konzen-
trieren und dass wir plötzlich nur noch Spaß haben,
uns gegenseitig die Schuld zuzuweisen. Ich setze
darauf, auch in Berlin, dass wir bitte endlich zusam-
menkommen und das, was wir regeln können, re-
geln, und endlich herauskommen aus dieser Schuld-
zuweisungsveranstaltung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Linnert. Bis zu 13 Minuten haben Sie.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Senator
Hattig, ich habe gedacht, Mensch, wie schade, jetzt
hält er seine politische Abschiedsrede. Ehrlich ge-
sagt, da hätte ich mir ein würdevolleres Ambiente
und auch einen besseren Tagesordnungspunkt für
Sie gewünscht, schon deshalb, weil wir uns über kon-
krete Sachverhalte immer gern mit Ihnen gestritten
haben.

Ein solcher Rundumschlag, so wie das hier heute
in der Aktuellen Stunde war, aber auch von Ihnen
gekommen ist, hilft wirklich nicht weiter, weil er sich
einfach der Tatsache verstellt, dass die Probleme des-
halb vielleicht nicht immer so einfach zu lösen sind,
weil ihnen Konflikte zugrunde liegen und unterschied-
liche Interessen und weil man nicht so tun kann, als
gäbe es sie nicht, und als hätte die bloße Tatsache,
dass man Löhne ausschließlich als Kosten sieht, als
hätte man damit die gesamte gesellschaftliche Rea-
lität erfasst. Das ist nicht so, und das wissen Sie ei-
gentlich auch.

Das, was für die einen Kosten sind, nämlich die
Löhne, sind für die anderen das lebensnotwendige
Einkommen, mit dem sie am Leben in der Gemein-
schaft teilnehmen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

ihre Kinder ernähren, Häuser bauen, konsumieren
und die Binnennachfrage ankurbeln. Dieses kom-
plizierte wirtschaftspolitische Geflecht, nämlich von
Kosten auf der einen Seite und Einnahmen und Le-
bensunterhalt auf der anderen Seite, was ja der Mo-
tor der Wirtschaft ist, dieses Zusammenspiel muss
funktionieren. Das ist doch ein Konflikt von Interes-
sen von der einen und von der anderen Seite, und
da tun Sie so, als könnte man da einfach eben ein-
mal auf der einen Seite an der Schraube drehen, oh-
ne dass es Konsequenzen auf der anderen Seite hat.
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Dann sage ich noch einmal, das ist hier ja heute
auch häufiger angeklungen, hier kamen Zwischen-
rufe von neoliberal oder so: Das amerikanische Wirt-
schaftsmodell, wo untere Einkommen so weit abge-
senkt sind, dass man nicht mehr in Würde davon le-
ben kann, das ist für die Grünen kein Vorbild, es ero-
diert eine Gesellschaft.

Deshalb ärgere ich mich auch darüber, wenn hier
so  einfach  darüber  geredet  wird,  dass  die  hohen
Transferleistungen,  also  Arbeitslosengeld  und  Ar-
beitslosenhilfe, aber auch die Sozialhilfe, im Grunde
ein wirtschaftsschädigender Faktor sind. Ich möch-
te das nicht, dass man in dieser Gesellschaft gezwun-
genermaßen für 500 Euro im Monat eine Vollzeit-
stelle annehmen muss, weil es nämlich kein soziales
Sicherungssystem mehr gibt, das Menschen hilft zu
sagen: Nein, ich nehme nicht jede Arbeit für jeden
noch so miesen Lohn an. Deshalb muss man gerade
in solchen Zeiten das soziale Sicherungssystem, was
umgebaut und verändert werden muss, verteidigen
von seiner Qualität her für den Zusammenhalt der
Gesellschaft, und das ist das, was bei Ihnen einfach
vollkommen unterbelichtet ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ein letzter Satz noch zur hohen Staatsquote: Es
wird niemand bestreiten, dass das ein Problem ist,
aber so allgemein, wie Sie damit umgehen, hilft uns
das auch nicht weiter. Moderne und komplizierte
Gesellschaften ziehen das nach sich, und daran sind
wir in der Tat allesamt beteiligt, dass der Staat sich
für das eine und andere, vielleicht auch Überflüssi-
ge zuständig fühlt, aber dass auch gesellschaftliche
Gruppen das von ihm verlangen. Dass man ein mo-
dernes Bildungswesen nicht machen kann, wenn es
nicht einen Staat gibt, der ausreichend über Einkünf-
te verfügt, dass Wirtschaftsförderung, Logistik und
eine moderne Infrastruktur nur dann funktionieren,
wenn es einen Staat gibt, der dafür auch das Geld
hat, das wissen Sie.

Also, die Wirtschaft selbst muss ein Interesse da-
ran haben, dass es einen Staat gibt, der diesen Auf-
gaben auch nachkommen kann. Auch diesen Kon-
flikt, Herr Senator Hattig, verschweigen Sie, indem
Sie hier so global auf die hohe Staatsquote schimp-
fen, aber auch nicht sagen, an welchen Punkten sich
der Staat denn eigentlich konkret zurückziehen soll.
Mir  sind  die  großen  Initiativen  aus  der  Wirtschaft,
wenn es darum geht, aus Staatsmitteln ihre eigenen
Bedingungen zu verbessern, nicht bekannt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeitszeitauftei-
lungsgesetzes und des Bremischen Beamtengesetzes

Mitteilung des Senats vom 4. Februar 2003
(Drucksache 15/1364)

1. Lesung
2. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Hövelmann.

Abg.  Frau  Hövelmann  (SPD) *):  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! Es ist bundesweit nicht
mehr zu übersehen, das Pflichtstundenmodell aus dem
neunzehnten Jahrhundert ist nicht geeignet, den Rah-
men für zukunftsfähige Schulen zu bieten. In Deutsch-
land wird die Arbeitszeit der Lehrkräfte seit eh und
je über die Festlegung der erteilten Unterrichtsstun-
den von jeweils 45 Minuten bestimmt. Hierbei wer-
den andere, ebenfalls notwendige Arbeiten der Lehr-
kräfte ausgeblendet.

(Vizepräsident D r .  K u h n  übernimmt
den Vorsitz.)

Vor- und Nachbereitung des Unterrichts, Fortbil-
dung, Schul- und Unterrichtsentwicklung, der Kon-
takt zu Schülern, Eltern und außerschulischen Ko-
operationspartnern werden zuweilen als zusätzliche
Belastung empfunden. Das tradierte Pflichtstunden-
modell lässt es kaum zu, zwischen einzelnen Schul-
stufen zu unterscheiden, von den unterschiedlichen
Anforderungen verschiedener Fächer ganz zu schwei-
gen. Ich bin fest davon überzeugt, meine Damen und
Herren, dass die, ich nenne das einmal so, 45-Minu-
ten-Währung mit dafür verantwortlich ist, dass sich
die Schul- und Unterrichtsentwicklung in Teamstruk-
turen nur zögerlich vollzieht. Das Lehrerbild heute
ist oft noch von dem des einsamen Einzelkämpfers
im Unterricht geprägt.

Meine Damen und Herren, der runde Tisch Bildung
hat in seinen einstimmig verabschiedeten Empfeh-
lungen dem Thema Neuregelung der Lehrerarbeits-
zeit einen ganz besonderen Stellenwert gegeben. Er
regt an, ich zitiere mit Genehmigung des Präsiden-
ten, „Schaffung der räumlichen, organisatorischen
und rechtlichen Voraussetzung für eine neue Arbeits-
zeitregelung für Lehrer.“ In Klammern: „Schulen,
in denen die Lehrer ihre Arbeit in Teams organisie-
ren und dafür ihren Hauptarbeitsplatz in der Schule
haben, besitzen wesentlich günstigere Entwicklungs-
chancen.“ Wohl gesprochen, deshalb haben auch
alle zugestimmt beim runden Tisch!

Deshalb wird die Bremische Bürgerschaft heute
die Rechtsgrundlagen für die Umsetzung der Emp-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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fehlungen des runden Tisches Bildung schaffen. Die
SPD-Fraktion geht dabei davon aus, dass das im Di-
alog mit den Schulen und Verbänden unter Berück-
sichtigung eben dieser zitierten Empfehlung schritt-
weise geschieht und dass auch schrittweise neue Ar-
beitszeitmodelle entwickelt werden.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Arbeitsplätze auch!)

Arbeitsplätze sowieso, das wissen wir, danke schön,
Herr Kollege Schramm, das wird sowieso passieren.
Hierzu gehören auch Arbeitsplätze für Lehrer, die im
Rahmen der zahlreichen Bau- und Sanierungsmaß-
nahmen mitgedacht werden sollen. Wir wissen aber
von unseren Schulbesuchen, dass dies auch an eini-
gen Standorten passiert, und ich bin ganz sicher, dass
das auch weitergehen wird.

Ich komme zu einem anderen Punkt, den wir heute
behandeln werden. Vor drei Jahren waren etwa 5400
Lehrkräfte, also Personen, an Bremens Schulen tä-
tig. 40 Prozent davon waren angestellt. Angestellte
Lehrer zahlen im Gegensatz zu ihren verbeamteten
Kollegen in die Renten-, Arbeitslosen- und Unfall-
versicherungskassen ein. Ergebnis: weniger Netto
in der Kasse und in der Tasche. Das ist in der Tat
eine komplizierte Situation. Wir erinnern uns alle an
die Aktionen, die die Gewerkschaften im Interesse
der angestellten Kolleginnen und Kollegen organi-
siert haben. Die GEW und der Senat haben verhan-
delt, um diese Ungerechtigkeit auszugleichen. Un-
ser Altbürgermeister Hans Koschnick verdient Dank
und Anerkennung dafür, dass er als Schlichter die-
sen komplizierten Prozess erfolgreich zu einem Er-
gebnis geführt hat.

(Beifall bei der SPD)

Die von ihm vorgeschlagene Lösung vollzieht die
Bremische Bürgerschaft heute rechtlich nach. Ich ha-
be übrigens Verständnis dafür, dass die GEW als In-
teressenvertreterin der Lehrkräfte hierbei in einer
Art Zwickmühle war und ist, kann man sagen. Sie
will natürlich gern die 9000 Euro für die angestell-
ten  Lehrkräfte  als  Zulage.  Die  Gegenfinanzierung
jedoch lehnt die Gewerkschaft ab. Das Parlament
kann es sich jedoch nicht so leicht machen. Deshalb
werden wir der von Hans Koschnick vorgeschlage-
nen Schlichtung in ganzer Breite entsprechen. Dazu
gehören eben auch neben der Erhöhung für die an-
gestellten Lehrkräfte, finanzpolitisch notwendig, auf
zwei Jahre befristete Unterrichtserhöhungen um eine
Stunde für Lehrkräfte unter 50 Jahren ebenso übri-
gens wie die Änderung des Bremischen Beamten-
gesetzes. Wir werden heute beschließen, dass Lehr-
kräfte bis 45 und im Einzelfall bis zum fünfzigsten
Lebensjahr verbeamtet werden können.

Also, ich wiederhole, meine Damen und Herren,
wir folgen dem Schlichtungsspruch von Hans Kosch-

nick. Damit lösen wir ein Problem, das, das gestat-
ten Sie mir sicher, bei näherer Betrachtung eher ein
Problem zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist.
Nun hoffe ich, dass im Interesse der Schülerinnen
und Schüler von allen Verantwortlichen weiter in-
tensiv an der Verbesserung der Qualität unserer Schu-
len gearbeitet wird. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich bin dafür,
dass wir uns mit dem befassen, was uns hier heute
zur  Beschlussfassung  vorliegt,  und  nicht  mit  den
schönen Worten, die Sie gesprochen haben, Frau Hö-
velmann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir sollen hier heute über eine Änderung des Leh-
rerarbeitszeitaufteilungsgesetzes und über eine Än-
derung des Bremischen Beamtengesetzes sprechen.
Lehrerarbeitszeitaufteilungsgesetz,  das  ist  erstens
ein schrecklicher Begriff, zweitens sagt er uns aber,
dass die Arbeitszeit der Lehrer in offensichtlich un-
terschiedliche Teile zerfällt, meine Damen und Her-
ren. Frau Hövelmann hat eingangs darauf hingewie-
sen.

Diese Erkenntnis ist nicht neu, sondern ziemlich
alt, deshalb hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen schon in der letzten Legislaturperiode beantragt,
diese Lehrerarbeitszeit insgesamt zu berücksichti-
gen und nicht nur auf die Unterrichtsstunden Wert
zu legen. Das ist in der letzten Legislaturperiode ab-
gelehnt worden. Informelle Bemühungen der dama-
ligen Bildungssenatorin, in dieser Frage mit der Ge-
werkschaft übereinzukommen, sind gescheitert, ich
muss ehrlich sagen, weil damals die Lehrer auch
noch so simpel gestrickt waren und gesagt haben,
lieber eine oder zwei Stunden Unterrichtsverpflich-
tung mehr, als insgesamt über die Arbeitszeit zu re-
den. Das war dumm!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Die
Zeit war noch nicht reif!)

Das war dumm, fand ich! Bündnis 90/Die Grünen
hat noch vor den Beratungen des runden Tisches
Bildung im Mai letzten Jahres erneut einen Antrag
gestellt, und dieser Antrag läuft darauf hinaus, er-
stens die Arbeitszeit insgesamt neu zu regeln, und
tatsächlich war das Interesse dahinter, das auch Frau
Hövelmann benannt hat, nämlich alle Tätigkeiten
zu erfassen und unter Umständen auch zu differen-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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zieren nach Fächern, Schulstufen und einzelnen Tä-
tigkeiten in der Schule.

Zweitens haben wir aber gesagt, dieser Prozess
muss von unten beginnen, er muss mit den Beschäf-
tigten gemeinsam ausgehandelt werden, denn sonst
trägt es nicht, und gesetzliche Regelungen, die für
Beamte notwendig sind, stehen am Ende. Aber das
Übrige ist Sache gemeinsamer Verhandlungen. Ich
glaube, die Zeit dafür ist auch reif, weil die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft mindestens – wie
es beim Beamtenbund ist, weiß ich nicht so genau,
er ist da eher zögerlich – in ihrem Bundesvorstand
ausdrücklich festgelegt hat, dass sie für diese Bera-
tungen und Verhandlungen offen ist. Von der Bre-
mer GEW wissen wir es mittlerweile auch, wenn es
vielleicht auch noch nicht jeden Lehrer in der Schu-
le erreicht hat.

Dieser Antrag ist damals einheitlich hier vom Par-
lament unterstützt und zur Konkretisierung und Aus-
führung an die Bildungsdeputation überwiesen wor-
den. Da liegt er. Wie ich jetzt vom Senat gehört habe,
soll er im Mai, also in der letzten Sitzung, noch vor
der Wahl beraten werden und dann vielleicht an die
Bürgerschaft zurückkommen. Ich will jetzt nicht dar-
über rechten, warum das so lange dauert, aber wenn
es so lange dauert, sehe ich überhaupt keinen An-
lass und Grund, und unsere Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen sieht das auch nicht, vorweg heute hier
einzelne Elemente von oben herab ohne Diskussion
mit  den  Betroffenen,  ohne  Diskussion  in  der  Bil-
dungsdeputation, darüber haben wir gar nicht ge-
redet, zu regeln.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist der falsche Weg, um das durchzusetzen, was
wir für die Arbeitszeit für richtig halten, meine Da-
men und Herren.

Jetzt komme ich auf den Kern zurück. Frau Hö-
velmann beklagt, es geht hier nur um Unterrichts-
stunden. In der Tat! In dem Gesetz geht es im We-
sentlichen erst einmal nur um Unterrichtsstunden.
Es geht nämlich darum, dass aufgrund dieser Tarif-
regelung, des Kompromisses, der da verhandelt wor-
den ist, die Arbeitszeit für Lehrerinnen und Lehrer,
und zwar die Unterrichtsverpflichtung, um jeweils
eine Stunde erhöht werden kann.

Zwar steht darin, das kann später in höherem Al-
ter kompensiert werden, dazu sollen Arbeitszeitkon-
ten eingerichtet werden, das ist aber doch absoluter
Quark, meine Damen und Herren, das so zu regeln!
Wenn wir eine neue Arbeitszeitregelung für Lehrer
wollen, dann können wir doch nicht heute im Vor-
griff schon sagen, wir machen Arbeitszeitkonten, so
dass ihr später weniger unterrichten müsst! Ich weiß
doch noch nicht, wie die neue Arbeitszeitregelung
aussieht, Sie wissen es nicht, Herr Rohmeyer weiß
es nicht. Wir treffen aber heute vorab Festlegungen

zu  Lasten  derjenigen,  die  jetzt  und  heute  in  den
Schulen unterrichten und unter 50 Jahren sind.

Was heißt das denn konkret? Das heißt, dass künf-
tig Grundschullehrerinnen zwei Jahre lang 29 Stun-
den unterrichten, und das ist bundesdeutscher Re-
kord, das ist Europarekord, ich will nicht von Welt-
rekord reden, denn in der Dritten Welt ist das an-
ders, und das in einer Zeit, in der wir Lehrerinnen
und Lehrer auf dem Markt suchen! Da werden sich
doch die Lehrerinnen und Lehrer, die aus Bayern,
Nordrhein-Westfalen und Hessen hierher kommen
sollen, sagen, ich bin doch nicht bekloppt, gehe nach
Bremen, und da muss ich noch mehr tun als bei uns
zu Hause, und ob ich das jemals gutgeschrieben be-
komme, weiß ich nicht. Nein, so geht diese Rege-
lung nicht!

Wenn es um die Finanzierung dieses Kompromis-
ses geht, Frau Hövelmann, dann gibt es auch ande-
re Möglichkeiten. Es geht darum, dass das Perso-
nalbudget eingehalten wird. Wir haben in Finnland
gelernt, wie man anders mit Unterrichtsstunden um-
gehen kann, zum Beispiel bei älteren Schülern, und
dabei vielleicht auch etwas am Budget sparen kann.
Wir haben viel im Ausland gelernt über Personalmix
an den Schulen bis in den Unterricht hinein. Darü-
ber kann man auch ernsthaft reden, und das spart
auch Geld.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das kommt

auch!)

Meine Damen und Herren, es geht bei diesem Kom-
promiss nicht darum, mehr Unterrichtsstunden anzu-
setzen, sondern es geht doch darum, das materiell
zu kompensieren. Ich sage Ihnen, es gibt dazu an-
dere Möglichkeiten, die man vernünftig verhandeln
kann. Es gibt keinerlei Zwang, das heute durch die-
ses Gesetz so zu regeln, das uns nur die Zukunft ver-
baut.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt komme ich noch einmal zu der 35-Stunden-
Anwesenheitspflicht-Möglichkeit in der Schule! Wir
sind uns alle einig darüber, dass wir neue Regelun-
gen brauchen. Wir sind uns darüber einig, das ha-
ben Sie auch noch gesagt, dass die von unten getra-
gen werden müssen. Sie sind in den Schulen, die
das heute wollen, auch nach dem jetzigen Gesetz
möglich. Sie haben in der Bildungsdeputation gera-
de vor einer Woche einen Modellversuch für eine
Schule verabschiedet, der 35 Stunden Anwesenheit
in der Schule vorsieht, gemeinsam auf Beschluss der
Schule. Das ist möglich, und dieser Beschluss war
auch möglich ohne diese Gesetzesänderung. Dafür
gibt es keine zwingende Regelung.

Jetzt aber das von oben herab vorzuschreiben, oh-
ne dass es diese Arbeitsplätze in Schulen gibt, ohne
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dass es auch nur einen Entwurf einer Rechtsverord-
nung gibt, die noch kommen soll, in der steht, wie
das im Einzelnen gestaltet werden kann, das ist doch
wirklich das Gegenteil von dem, was wir eigentlich
wollen: die Leute mitnehmen, die Leute dafür ge-
winnen, das möglichst schnell durchzusetzen, statt
jetzt von oben her zu verordnen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der runde Tisch hat gesagt, die rechtlichen, orga-
nisatorischen und materiellen Voraussetzungen für
diese neuen Regelungen zu schaffen, damit ist es nicht
getan, dass wir hier heute sagen, wir ändern das Ge-
setz und erlauben das, wo es gar nicht zwingend
nötig ist, sondern wir sollen das Gesamtpaket an Vor-
aussetzungen schaffen. Sie haben uns dabei an Ih-
rer Seite, weil wir selbst den Antrag hier eingebracht
haben, und wir möchten, dass dieser gesamte An-
trag so abgearbeitet wird, wie wir das im Mai letz-
ten Jahres hier alle einvernehmlich beraten haben,
und nicht irgendwelche Regelungen vorwegneh-
men, mit denen wir uns dann letztlich nur einen Bal-
ken in den Weg legen, über den wir stolpern, ohne
die Gesamtarbeit geschafft zu haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! „Von Dialog kann noch nicht
die Rede sein“ lautete die Überschrift einer gemein-
samen Erklärung von ZEB, GSV und GEW anläss-
lich des Bremer Bildungstages, an dem massiv ge-
gen die heute zu beschließende Präsenzzeiterhöhung
angegangen wurde.

Meine Damen und Herren, dass man sich ausge-
rechnet den Bremer Bildungstag ausgesucht hat, ei-
nen Tag, an dem die Schulen im Mittelpunkt stehen
sollten, ist eine Provokation von Seiten der Organi-
sationen gegen die Politik des Senators und der gro-
ßen Koalition. Sie kommt allerdings, und dazu kom-
me ich noch später, nicht von ungefähr, denn wir
müssen sehen, die Belastungen, die Lehrkräfte im
Land Bremen haben – und sie haben sie, weil wir
hier in einer besonderen Haushaltsnotlage sind, und
sie haben sie schon seit einiger Zeit –, darf man nicht
überstrapazieren. Darum ist es notwendig, dass wir
die Reformen im Bildungsbereich, auch die Reform
der Arbeitszeiten bei den Lehrkräften, mit den Lehr-
kräften gemeinsam angehen, weil wir sie nur be-
schließen können. Sie muss vor Ort auch entspre-
chend umgesetzt werden.

Darum ist es falsch, sage ich ganz deutlich, wenn
man sich ein Projekt wie den Bremer Bildungstag
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

aussucht, um insgesamt die erfolgreiche Bildungs-
politik zu diskreditieren. Andererseits darf man aber
auch nicht nur mit Verordnungen von oben die Lehr-
kräfte angehen, sondern man muss die Lehrkräfte
mitnehmen, und dort, meine Damen und Herren, sa-
ge ich auch ganz deutlich, muss von Seiten des Se-
nats auch noch einiges passieren.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Dann  dürfen  wir  jetzt  nicht  verab-

schieden!)

Wir haben die Präsenzzeit in den Schulen heute
zur Diskussion, nachdem wir vor nicht allzu langer
Zeit in Bremen schon die Präsenztageregelung ein-
geführt haben. Mit dieser Präsenztageregelung wol-
len wir erreichen, dass der Unterrichtsbeginn jeweils
zum Schuljahresbeginn besser organisiert wird. Man
kann trefflich darüber streiten, ob es jetzt klug ist,
dies fortzuführen, gerade vor dem Hintergrund, dass
diese Regelung vom künftigen niedersächsischen
Ministerpräsidenten Christian Wulff kassiert wurde.
Wir haben hier in Bremen eine andere Konstellation.

Herr Senator Lemke ist für diese Präsenztagere-
gelung eingetreten. Als Koalitionspartner werden
wir ihn dabei unterstützen, wobei wir natürlich die
besondere Situation haben vor dem Hintergrund,
dass Niedersachsen mehrere tausend neue Lehre-
rinnen und Lehrer einstellen will. Da müssen wir sehr
genau darauf achten, dass wir unsere bremischen
Lehrerinnen und Lehrer hier nicht überstrapazieren,
ansonsten bekommen wir ein Lehrerproblem, meine
Damen und Herren, wenn die Arbeitsbedingungen
in Niedersachsen deutlich besser sind als hier bei uns
in Bremen und Bremerhaven. Darum ist es notwen-
dig, dass diese Regelungen auch inhaltlich ausge-
staltet werden.

Es ist schon vorhin von meinen Vorrednern ge-
sagt worden, die Präsenzzeitendiskussion ist nichts
Neues. Schon in der letzten Legislaturperiode unter
Senatorin Bringfriede Kahrs kam eine Diskussion zu
Präsenzzeiten, damals sogar noch von den Lehrkräf-
ten selbst, vom Personalrat und der GEW initiiert. Es
gab damals nicht die Präsenzzeitenlösung. Es wurde
eine Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung in Bre-
men durchgeführt.

Wir haben die Diskussion damals gehabt und ha-
ben sie heute wieder unter erhöhten Unterrichtsver-
pflichtungen. Darum müssen wir jetzt auch sehen,
dass diese Präsenzzeiten nicht als zusätzliche Strafe
für die Lehrerinnen und Lehrer aufgefasst werden.
Deshalb ist es notwendig, dass hier die inhaltliche
Ausgestaltung erfolgt, dass auch die Rahmenbedin-
gungen an den Schulen, dass dort Arbeitsmöglich-
keiten geschaffen werden, damit diese Präsenzzei-
ten auch wirklich sinnvoll genutzt werden können.

Hier, Herr Senator, erleben wir es zum wieder-
holten Male, dass wir erst eine Anordnung von oben
oder eine entsprechende behördliche Anregung ha-
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ben, bevor es tatsächlich auch an den Schulen an-
gekommen ist. Wir hatten da auch schon den Streit
innerhalb der Koalition, als es zum Beispiel um die
Einführung der verlässlichen Grundschule ging. Auch
dort hatten wir erst den Begriff, bis dann später die
Modularisierungen, die entsprechenden Umsetzungs-
vorschläge vor Ort kamen. Beim Stichwort Präsenz-
tage hatten wir es wieder. Da ist schon viel Porzel-
lan zerschlagen worden.

Wir bitten Sie herzlich, Herr Senator, wir müssen
dazu kommen, dass dann auch gleichzeitig die Um-
setzungsvorschläge, die Umsetzungspläne mit vor-
gelegt werden. Diese sollen erst im Rahmen des Ver-
fahrens im Mai/Juni vorgelegt werden. Wir müssen
die Lehrkräfte aber heute schon mitnehmen, denn
sie lesen es heute schon in den Zeitungen, es wird
heute in den Lehrerzimmern diskutiert. Die Grund-
schulleiter, Dieter Mützelburg hat das Beispiel der
Grundschullehrerinnen  angesprochen,  wissen  gar
nicht, wie sie ihre Lehrkräfte mit 29 Stunden Unter-
richtsverpflichtung pro Woche einsetzen sollen. Dazu
erwarten wir auch Konzepte der Behörde, Herr Se-
nator! Sie haben uns dies entsprechend vorgetragen,
wir unterstützen dies als Koalitionspartner, aber Sie
müssen dies auch nicht nur hier, sondern auch der
Deputation dann noch vortragen.

Wir müssen auf den runden Tisch eingehen. Es
waren zwar keine einstimmigen Beschlüsse, Frau Hö-
velmann, wie Sie eben wieder versucht haben dar-
zulegen,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ein-
stimmige Empfehlungen!)

sondern es wurde einstimmig verabredet, dass diese
Empfehlungen an den Senat weitergeleitet werden.
Dass es inhaltliche Dissense in allen möglichen Punk-
ten mit ganz unterschiedlichen Gruppen gegeben hat,
meine Damen und Herren der SPD, das versuchen
Sie immer mit dem Begriff „einstimmiger Beschluss“
zu kaschieren. Es hat hier sehr unterschiedliche Nu-
ancierungen gegeben, es war aber völlig einheitlich,
dass man gesagt hat, Präsenzzeiten an den Schulen
sind sinnvoll, das wurde auch beim Bremer Bildungs-
tag – welche Ironie mit der Demonstration vor der
Tür – sehr deutlich von Professor Meier dargestellt.
Dies müssen wir natürlich ernst nehmen. Dazu ge-
hört aber wirklich die inhaltliche Ausgestaltung.

Ich frage noch nach einem weiteren Bereich, Herr
Senator. Sie haben ja auch noch ein großes Inter-
view zu dem Bereich gegeben. Wie sollen die Rah-
menbedingungen an den Schulen aussehen? Dazu
gehört, dass man dort Arbeitsbedingungen schafft. Soll
es so aussehen, Herr Senator, dass man nach ameri-
kanischem Modell Klassenräume in Arbeitsräume
für Lehrer mit umfunktioniert? Wir können keine Bü-
rotrakte an den Schulen anbauen, damit Lehrer dort
entsprechend Arbeitsmöglichkeiten haben.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: In Finn-
land hätten Sie gesehen, wie es geht!)

Frau Hövelmann, in Finnland bekommt man als
Besucher genau die Schulen vorgeführt, die man se-
hen soll, die große Masse der Schulen, wo es nicht
funktioniert, das kann ich Ihnen auch von verschie-
denen anderen Kollegen sagen, bekommt man nicht
vorgeführt. Von daher hören Sie mir bitte mit Finn-
land auf!

Wir haben die Diskussion hier in Bremen zu füh-
ren. Die große Koalition wird die Präsenzzeitenre-
gelung und auch die Änderung des Bremischen Be-
amtengesetzes heute hier beschließen. Wir haben
Klärungsbedarf zu einzelnen Punkten, wie ich sie
eben dargelegt habe, Herr Senator. Wir bitten, dass
diese Darlegungen nicht nur uns in der Deputation
gemacht werden, sondern wirklich auch den Lehre-
rinnen und Lehrern in den Schulen, den Schullei-
tungen, die nicht wissen, wie sie damit umgehen
sollen. Diese Klagen sind uns in den letzten Wochen
massiv vorgetragen worden.

Es gehört auch zu einem guten Arbeitsklima bei
den ganzen Reformen, die wir in Bremen auf den
Weg gebracht haben und auf den Weg bringen wer-
den, dass diejenigen, die diese Reformen vor Ort um-
setzen müssen, wissen, unter welchen Arbeitsbedin-
gungen sie dies machen. Wir haben erhöhte Arbeits-
zeiten im Vergleich zu anderen Bundesländern. Wir
wollen zusätzliche Lehrer, junge Lehrer, nach Bre-
men holen unter schwieriger gewordenen Bedingun-
gen, weil andere Bundesländer massiv Lehrer ein-
stellen werden. Darum ist es notwendig, dass dies
auch entsprechend inhaltlich ausgestaltet wird.

Meine Damen und Herren, es ist schwierig genug
in der heutigen Zeit, hier diese Reformen an den
Schulen so umzusetzen, dass das, was wir uns poli-
tisch als Rahmenbedingung vorstellen, auch irgend-
wann umgesetzt wird. Ich hoffe einfach nur, dass wir
die Reformen in Gang halten können, denn die Mo-
tivation – ich kann es nur noch einmal zum Schluss
sagen, Herr Senator, Motivation ist ein großer Be-
reich, das werden Sie aus Ihrer früheren Tätigkeit
im Fußball noch kennen – muss man bei seiner Mann-
schaft aufrechterhalten, und momentan ist die wirk-
lich sehr stark eingeknickt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Der Kollege
Rohmeyer hat schon bei seinen ersten Worten, und
das hat er durch seinen Beitrag noch verstärkt, ei-
gentlich deutlich gemacht, dass er im Grunde die
gleiche Position vertritt, die ich hier auch vertreten
habe. Es ist selten, dass die CDU bildungspolitisch
das Gleiche vertritt wie die Grünen, aber es ist nicht
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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schlecht, wenn es da Einsicht gibt. Bloß, Herr Kolle-
ge Rohmeyer, unter den Umständen kann ich nicht
gut verstehen, warum Sie jetzt doch sagen, wir sol-
len das Ganze in erster und zweiter Lesung beschlie-
ßen. Ich mache Ihnen einen Vorschlag zur Güte und
schlage Ihnen vor, worauf wir uns vielleicht verstän-
digen könnten.

Erstens: Wir verabschieden heute die Änderung
des Bremischen Beamtengesetzes. Die hat unmittel-
bar etwas mit dem Kompromiss, den Herr Koschnick
ausgehandelt hat, zu tun. Das können wir auch in
erster und zweiter Lesung machen.

Zweitens, ich sage das, auch wenn es die GEW
vielleicht nicht erfreuen wird: Wir beschließen in ers-
ter Lesung das Gesetz über die Lehrerarbeitszeitauf-
teilung, überweisen das an die Deputation für Bil-
dung und kommen damit erst hier zur zweiten Le-
sung zurück, wenn diese Verhandlungen und Ge-
spräche, die Richtlinien und die Abarbeitung des An-
trags der Grünen in der Deputation erfolgt ist. Dann
haben wir eine vernünftige Grundlage, all das ein-
zulösen, was Frau Hövelmann bildungspolitisch ge-
fordert hat und was Herr Rohmeyer gegenüber den
Lehrern, der Öffentlichkeit als „Mitnehmen“ bezeich-
net hat.

Ich glaube, mit diesem Verfahren könnten wir ei-
gentlich das, was wir jetzt alle hier vorgetragen ha-
ben, lösen, weil es keinen Zwang gibt, das heute zu
verabschieden. Die Frage des Budgets und der Kom-
pensation für die angestellten Lehrer, ich glaube, da-
rüber könnten wir dann auch in Ruhe reden, Sie
können auch in Ruhe mit den Gewerkschaften da-
rüber reden. Ich habe angedeutet, dass es andere
Möglichkeiten gibt, vielleicht gibt es noch mehr, als
ich mir habe einfallen lassen, als die einfachste,
dümmste und alle weiteren Schritte eher behindern-
de Lösung, die Sie hier vorschlagen.

Soweit mein Vorschlag, heute nur die erste Le-
sung durchzuführen und zu überweisen und das Be-
amtengesetz hier zu verabschieden!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Senator Lemke, ich
frage einfach einmal: Wollen Sie sprechen?

Senator Lemke: Ja, ich dachte, dieser Vorschlag
würde jetzt aufgebracht. Ich würde gern sprechen!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das kommt am Ende mit
der Abstimmung! Es ist ein Antrag gestellt, den ich
nachher zur Abstimmung stellen werde.

Dann erhält jetzt Senator Lemke das Wort.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist schon klar geäu-
ßert worden, warum wir uns heute hier mit diesem
Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeitszeitauftei-

lungsgesetzes befassen. Es ist kein Thema, das ich
hier mit Nachdruck eingebracht hätte, würden wir
nicht durch die Vorkommnisse im letzten Jahr und
den Schlichtungsspruch von Herrn Koschnick dazu
gezwungen worden sein.

Ich habe niemals einen Zweifel daran gelassen, dass
es nicht angehen kann, die notwendigen Mittel, die
der Steuerzahler aufbringen muss, um die verein-
barten Zusatzzahlungen für die angestellten Kolle-
gen zu leisten, aus Mitteln, die sonst den Schulen zur
Verfügung stünden, zu nehmen. Das war völlig klar,
und ich habe niemals, auch in allen Gesprächen mit
den Gewerkschaften und Personalräten, einen Zwei-
fel daran gelassen.

Hans Koschnick hat dann in dankenswerter Wei-
se diesen Spruch zu Ende geführt. Wir haben uns
geeinigt, wir haben das umgesetzt, wir sind dabei,
jetzt auch die rechtlichen Rahmenbedingungen da-
für klar zu machen. Insbesondere geht es nicht nur
um die Zusatzzahlungen für die angestellten Lehr-
kräfte, sondern es geht heute auch bei den Ände-
rungen des Beamtengesetzes darum, dass wir den
Bremer  Lehrerinnen  und  Lehrern  die  Möglichkeit
zur  Verbeamtung  bis  zum  fünfzigsten  Lebensjahr
eröffnen. Wenn ich richtig informiert bin, sind das
etwa 500 Lehrerinnen und Lehrer, die sich sehr dar-
auf freuen und hoffen, dass das jetzt endlich umge-
setzt wird, denn jeden Monat, habe ich mir sagen
lassen, gibt es den einen oder anderen, der aus die-
ser Altersgrenze herausfällt, also nicht mehr verbe-
amtet wird. Also ist es hohe Zeit, dass wir zumindest
auf jeden Fall natürlich diesen Teil durchziehen.

Aber, Herr Mützelburg, das mag uns ja unterschei-
den: Du kannst nicht nur immer fordern, sondern du
musst dann auch einhalten, das, was du verabredet
hast, auch zu geben. Also, ich kann nicht sagen,
wunderbar, das Geld nehmen wir, die Verbeamtung
machen wir, aber wie der Senator anschließend mit
den restlichen Problemen klarkommt, ist nicht un-
sere Sache. Deswegen haben wir heute beide Teile
zur Abstimmung eingebracht, und ich finde es völ-
lig legitim.

Ich war übrigens genauso echauffiert oder sauer,
enttäuscht, frustriert über die Tatsache, an so einem
Tag, an dem wir einen spürbaren Aufbruch im Rat-
haus, in der oberen Rathaushalle bemerken, als wir
550 am Bildungsprozess beteiligte Bremerinnen und
Bremer  eingeladen  haben  zu  dieser  ganztägigen
Veranstaltung, da draußen eine Demonstration der
GEW und der GSV zu sehen. Das hat mich maßlos
enttäuscht.

Ich finde, als zuständiger Senator kann ich das
kaum noch kommentieren, weil wir mit den Lehrer-
innen und Lehrern einen Berufsstand haben, der zu
den  bestbezahlten  in  unserem  Land  gehört,  ohne
Frage. Nicht nur in unserem Land, sondern weltweit
sind die deutschen Lehrer an der Spitze, was die
Vergütung, was die Besoldung angeht, weit über der
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Besoldung, der Vergütung in Skandinavien, wo mit
Sicherheit keine schlechtere Arbeit geleistet wird.

Die Höhe der Bezahlung ist noch nicht einmal das
Entscheidende, sondern die soziale Absicherung, in
der unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im öf-
fentlichen Dienst, und Lehrerinnen und Lehrer sind
ja Bestandteil des öffentlichen Dienstes, ihren Beruf
ausüben. Da habe ich manchmal das Gefühl, dass
sie sich aufgrund dieser gesellschaftlichen Position
nicht ganz im Klaren sind, was sie dort auch der Ge-
sellschaft für Frustrationen bringen, wenn sie so hart-
näckig  weiterkämpfen,  zum  Beispiel  wie  jetzt  um
die Durchsetzung des Schlichterspruchs.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Macht doch endlich einmal eine
Initiative, dass bundesrechtlich alle Lehrer

nur angestellt werden!)

In der Tat, sehr geehrter Herr Mützelburg, wäre
ich da der Erste, der dabei wäre, wenn wir zu so ei-
ner bundeseinheitlichen Regelung kämen. Von Be-
ginn an habe ich gesagt, dass ich an einer bundes-
einheitlichen Vergütungs- oder Besoldungsregelung
interessiert wäre und mich dafür einsetzen würde,
aber Sie kennen die Mechanismen, die in den letz-
ten dreieinhalb Jahren während der laufenden Le-
gislaturperiode vonstatten gegangen sind, dass im-
mer mehr Länder sich bemühen, den anderen Bun-
desländern ihre Lehrer mit immer besseren Ange-
boten abzuwerben.

Nun ist ja eben angedeutet worden, dass jetzt die
Bremer Lehrer in Scharen nach Niedersachsen lau-
fen würden. Ich glaube nicht daran, ich glaube an
das, was ich sehe, was ich erlebe. Tagtäglich habe
ich mit etlichen Absolventen unserer Hochschulen,
unserer Universität zu tun, die sich darüber bekla-
gen, dass sie keinen Referendariatsplatz in Bremen
bekommen. Es gibt Tausende freie Referendariats-
stellen in Deutschland, aber die Studenten, die ge-
rade ihr Examen gemacht haben, möchten gern in
Bremen bleiben, so dass sie jahrelange Wartezeiten
in Kauf nehmen, die eigentlich für uns als Gesell-
schaft, als Politik völlig inakzeptabel sind, denn wir
wollen ja, dass die Studenten schnell in den Beruf,
für den sie sich haben ausbilden lassen, kommen.

Ich denke, meine Damen und Herren, in Bremen
haben wir Gott sei Dank, weil wir so eine attraktive
Stadt haben, diese Sorgen nicht. Wir bezahlen übri-
gens auch einige unserer Lehrer, Herr Mützelburg
hat eben auch von Grundschullehrern gesprochen,
außerordentlich gut, nämlich nach A 13, und nicht
wie in fast allen anderen Bundesländern – –.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nicht alle Grundschullehrer!)

Alle diejenigen, Herr Mützelburg, die an unserer Uni-
versität ausgebildet worden sind oder an vergleich-

baren Universitäten und eine entsprechende Aus-
bildung gemacht haben, bekommen bei uns, und das
gibt es nur in ganz wenigen Bundesländern, A 13
als Besoldung.

Damit haben sie auch ein Privileg, das sie sich
durch ihre Ausbildung erarbeitet haben, das ich ih-
nen auch nicht wegnehmen will. Ich will nur korri-
gieren, dass wir hier so schlecht in der Ausgangssi-
tuation sind, dass wir uns große Sorgen machen, dass
unsere Bremer Lehrer in Scharen in andere Bundes-
länder weggehen würden.

Allerdings bin ich auch der Meinung, und da wer-
de ich sehr nachdenklich, dass ich natürlich nichts
ohne die Lehrerinnen und Lehrer umsetzen kann.
Natürlich kann ich das nicht! Aber ich kann nicht
laufend und jeden Monat oder alle Vierteljahre mit
neuen Forderungen der Lehrerinnen und Lehrer kon-
frontiert werden und jedes Mal sagen, ich mache das,
ich komme euch entgegen. Das war bei der Zwangs-
teilzeit so. Sie war eines der ersten Dinge, die wir
umgesetzt haben! Die GEW war bei mir, der Perso-
nalrat war bei mir, und wir haben gesagt, ja, es ist
unfair, es ist ungerecht, und wir wollen allen Kolle-
ginnen und Kollegen, die Vollzeit arbeiten möchten,
auch die Gelegenheit dazu geben. Das ist Schritt für
Schritt konsequent umgesetzt worden.

Die Altersermäßigung, Herr Mützelburg, wird von
Land zu Land abgeschafft, das heißt, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen, die über 55 beziehungsweise
über 58 Jahre sind, zunächst eine Stunde, dann zwei
Stunden weniger unterrichten müssen. Das erlau-
ben wir uns als Haushaltsnotlageland nach wie vor,
weil ich der Auffassung bin, dass es richtig ist, dass
wir den älteren Kolleginnen und Kollegen diese Er-
mäßigung geben. Wenn wir Ihnen in einer solchen
Situation dieses Gesetz vorschlagen, für einen be-
schränkten Zeitraum nach der Auseinandersetzung
in der Schlichtung für zwei Jahre jeweils eine Stunde
mehr den Lehrern zu verordnen, verordnen zu kön-
nen für einen befristeten Zeitraum – –.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das steht aber nicht im Gesetz!)

Ja, aber das ist das Wort, das wir dem Personalrat,
den Gewerkschaften innerhalb der Schlichtung ge-
geben haben, dass wir das ausschließlich dafür ma-
chen.

Herr Mützelburg, ich komme zum dritten Bereich:
die Präsenzzeiten! Es gibt überhaupt keine inhalt-
lichen Differenzen zwischen Ihnen, der CDU und un-
serer SPD-Fraktion, übrigens auch nicht der GEW
und, glaube ich, allen anderen Berufsstandesorga-
nisationen der Lehrer, dass es völlig antiquiert ist,
weiterhin im 45-Minuten-Rhythmus zu arbeiten, wei-
terhin in die Schule zum Unterricht zu kommen, um
nach dem Unterricht die Schule zu verlassen.

Nicht in allen Schulen ist das so, aber aufgrund
meiner wirklich vertieften Kenntnisnahmen ist die
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große Mehrheit des praktizierten Unterrichts genau-
so, wie ich es eben beschrieben habe. Es gibt viel zu
wenig Kommunikation, es gibt viel zu wenig Ver-
netzungen innerhalb der Schulen. Es ist wirklich so,
wie es Frau Hövelmann eben hier beschrieben hat,
wir haben viel zu viele Einzelkämpfer, die die Klas-
sentür schließen und sich eben nicht gern in den
Unterricht, in die Karten schauen lassen. Aber das
ist unbedingt notwendig, um von den schrecklichen
Ergebnissen, die wir in der Pisa-Studie erfahren ha-
ben, wegzukommen.

Wir müssen uns öffnen, wir müssen bereit sein,
eine Supervision in die Klassenräume zu bekommen,
um besseren Unterricht zu geben, um nicht den Un-
terricht zu geben, den wir möglicherweise vor 30 Jah-
ren an den Universitäten gelernt haben. Wie ist es
denn mit den Fortbildungsmaßnahmen? Endlich fan-
gen wir jetzt an, das verpflichtend umzusetzen, aber
nicht zentral verordnet, sondern, Herr Mützelburg,
wir geben die Fortbildungsbudgets in die Schulen, wie
Sie wissen! Das haben wir gemeinsam in der Depu-
tation  beschlossen,  damit  die  Schulen  selbst  ent-
scheiden können, wo sie Fortbildungsnotwendigkei-
ten haben. Da sind wir genau auf dem richtigen Weg!
Nur, man kann reden und reden, aber irgendwann
einmal, Herr Mützelburg, muss man auch entschei-
den. Dann muss man auch den Mut und die Konse-
quenz haben, entsprechende Gesetze und Verord-
nungen durchzusetzen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU –
Glocke)

Ich komme zum letzten Satz! Wir möchten durch
diese Maßnahmen die rechtlichen Voraussetzungen
dafür umsetzen, um anschließend durch inhaltliche
Maßnahmen, organisatorische Rahmenbedingungen
und natürlich die baulichen Rahmenbedingungen
dafür zu sorgen, dass die Schulen sich auf den Weg
machen können, den Schulalltag im Interesse der
Schülerinnen und Schüler, aber ich meine, auch im
Interesse der Lehrerinnen und Lehrer selbst zu ver-
bessern,  damit  wir  endlich  zu  verbesserten  Leis-
tungsergebnissen kommen, aber nicht durch Verord-
nung von oben, sondern so, wie ich es dem Perso-
nalrat und den Gewerkschaftsvertretern gesagt ha-
be, das muss aus den Schulen kommen.

Ich kann das nicht gegen, sondern nur mit den
Kollegen machen. Deshalb ist der Weg, wie er jetzt
zum Beispiel an der Borchshöhe gegangen wird, dass
die Schulen selbst zu uns kommen und darum bit-
ten, solche Modelle zu machen, der richtige. Ich bit-
te also recht herzlich um die Zustimmung zu diesen
Gesetzesvorhaben. – Danke sehr!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen Ver-
fahrensantrag gestellt, der sich auf das Verfahren der
zweiten Lesung bezieht. Ich komme also zunächst
einmal zur ersten Lesung, die nicht strittig ist.

Wer das Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeits-
zeitaufteilungsgesetzes und des Bremischen Beam-
tengesetzes, Drucksache 15/1364, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Nun ist beantragt worden, dieses Gesetz unter-
schiedlich weiter zu behandeln. Im Artikel 1 des
Gesetzes zur Änderung des Lehrerarbeitszeitauftei-
lungsgesetzes wird beantragt, diesen Teil des Ge-
setzes zur Beratung und Berichterstattung an die De-
putation für Bildung zu überweisen. Da wir das Pro-
blem  mit  der  Abstimmung  über  diesen  Überwei-
sungsantrag dann erledigen, lasse ich darüber jetzt
zuerst abstimmen.

Wer den Artikel 1, nämlich Änderung des Lehrer-
arbeitszeitaufteilungsgesetzes, an die Deputation für
Bildung  überweisen  möchte,  den  bitte  ich  um  das
Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag auf Überweisung ab.

Dann komme ich jetzt zur Frage, ob wir die zwei-
te Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, dass die zweite Lesung dieses Ge-
setzes nun wieder heute im Ganzen durchgeführt
wird, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Lehrerarbeits-
zeitaufteilungsgesetzes und des Bremischen Beam-
tengesetzes in zweiter Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Bremer Jugendenquete

Antrag (Entschließung) der Fraktionen
der CDU und der SPD
vom 6. Februar 2003

(Drucksache 15/1369)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Röpke.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Pietrzok.

Abg. Pietrzok (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das Zögern ist der Tatsache ge-
schuldet, dass ich der CDU eigentlich die Möglich-
keit lassen wollte, hier den ersten Redner zu stellen.
Das hat jetzt leider nicht geklappt. Gut, dann werde
ich jetzt den Beitrag der SPD zu diesem Tagesord-
nungspunkt deutlich machen.

Die Bremer Jugendenquete steht im Koalitions-
vertrag der Fraktionen der SPD und der CDU als
ein Projekt, bei dem es darum geht, die Beteiligungs-
möglichkeiten von Kindern und Jugendlichen wei-
terzuentwickeln. Beteiligungsmöglichkeiten von Kin-
dern und Jugendlichen sind ein Thema, das wir in
diesem Haus schon öfter diskutiert haben, im Übri-
gen auch in der Stadtbürgerschaft.

Wir haben jetzt hier einen Antrag vorliegen, der
noch einmal die bestehende Beschlusslage bekräf-
tigt mit der Bitte, einen Bericht zu erstatten. Eines
muss aber ganz deutlich werden, eine echte Jugen-
denquete, die diesen Namen verdient, wird es, ob-
wohl wir das beschlossen haben, obwohl es im Ko-
alitionsvertrag steht, in dieser Legislaturperiode nicht
mehr geben. Das muss man sagen, das ist so. Das ist
sicherlich auch für mich persönlich nicht unbedingt
ein Beitrag zur Zufriedenheit, aber wir müssen das
zur Kenntnis nehmen.

Die Enquetekommission für die Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen ist ein sehr hoher An-
spruch. Sie soll überparteilich sein, sie soll wissen-
schaftlich fundiert sein und langfristige perspektivi-
sche Konzeptionen entwickeln, wie man die Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen weiterentwi-
ckeln kann. Wir haben den Anspruch, dass es dabei
eine intensive Beratung gibt, an der alle gesellschaft-
lichen Gruppen beteiligt sind, so dass wir es auch
wirklich mit einem neuen jugendpolitischen Diskurs
zu tun haben.

Das Ganze ist natürlich verbunden mit einem ganz
erheblichen Aufwand. Das muss man deutlich sa-
gen. Man muss die Leute einladen. Das wird alles
nicht umsonst sein. Man muss ausführlich beraten.
Wir müssen dabei auch auf wissenschaftliche Kapa-
zitäten zurückgreifen. All dies ist doch ein ganz er-
heblicher Aufwand, der in dieser Legislaturperiode
nicht bewältigt worden ist. Das hat eine ganze Men-
ge Gründe, die ich hier auch aufführen möchte, al-
lerdings nicht, um das hier als Rechtfertigung dar-
zustellen, sondern nur um zu erläutern, wie diese
ganze Geschichte zu erklären ist.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang noch ein-
mal an das Anpassungskonzept, was wir in der Stadt
Bremen haben, das zu Beginn mit Kürzungsquoten
von erheblichem Ausmaß verbunden war. Das hat
in der Stadt zu ganz erheblichen Diskussionen ge-
führt und stand so stark im Zentrum der jugendpoli-
tischen Diskussion, dass die Glaubwürdigkeit einer
Jugendenquete, die sich mit der Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen beschäftigt, natürlich sehr
in Frage gestellt worden wäre, wenn wir es in die-
ser schwierigen Konfliktlage fortgeführt hätten. Von
daher spielt nach meiner Einschätzung die Ausein-
andersetzung um das Anpassungskonzept dabei ei-
ne erhebliche Rolle.

Eine weitere Problematik, die wir auch in diesem
Zusammenhang erkennen müssen, ist, dass wir für
dieses konkrete Projekt Jugendenquete keine Res-
sourcen im Haushalt zur Verfügung gestellt haben.
Das heißt, dieses Projekt war so angelegt, dass es
aus den im Ressort Jugend bestehenden Mitteln fi-
nanziert  werden  sollte.  Wenn  man  sich  überlegt,
welche Kosten bei einem einigermaßen tragfähigen
Konzept zustande kommen, hätte das bedeutet, dass
wir  diese  Position  aus  anderen  Bereichen  der  Ju-
gendförderung hätten nehmen müssen. Ich glaube,
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dass das keine gute Entwicklung für die Jugenden-
quete gewesen wäre.

Darüber hinaus muss man noch sagen, dass wir
im Hinblick auf die Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen eine ganze Reihe an konkreten Projek-
ten hier im Land auch durchgeführt haben. Ich erin-
nere daran, dass sich eine ganze Reihe von Beiräten
beispielsweise sehr stark engagiert haben. Ich erin-
nere auch daran, dass das Spielraumkonzept relativ
aufwendige Beteiligungsmaßnahmen durchführt. Ich
erinnere auch noch einmal daran, dass wir als Par-
lament uns selbst auch sehr stark bemüht haben, das
Interesse an Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen dadurch zu wecken, dass wir versuchen, sie in
politische Prozesse einzubeziehen, damit sie Anre-
gungen bekommen, sich daran zu beteiligen. Da er-
innere ich an „Jugend im Parlament“, ich erinnere an
den hier beschlossenen Antrag „Kids Voting“, und
ich erinnere daran, dass viele Jugendliche, insbe-
sondere Schüler, eben auch Abgeordnete begleiten.

Insofern passiert eine ganze Menge, und das Kon-
zept ist meiner Meinung nach auch gar nicht so
schlecht. Ich glaube nach wie vor, es besteht ein drin-
gender Bedarf, dass wir uns weiterhin ernsthaft Ge-
danken machen, wie wir Kinder und Jugendliche
stärker beteiligen können. Wir brauchen dazu auch
überregionale Beratungen, aus dem wissenschaftli-
chen Bereich brauchen wir auch dringend Beratung
und einen sehr detaillierten Diskussionsprozess, der
uns da auch entsprechende Konzepte entwickelt, die
wir dann in die Praxis umsetzen können.

Ich bin allerdings der Meinung, dass die Anlage,
mit der wir die Jugendenquete in dieser Legislatur-
periode angestrebt haben, im Prinzip deswegen nicht
richtig war, weil wir sie zu einer Aufgabe der Ju-
gendsenatorin gemacht haben. Ich glaube, das ist
im Prinzip nicht die richtige Denkweise, sondern ich
würde Ihnen vorschlagen – das ist jedenfalls die
Position der SPD dabei –, dass man dieses Projekt
der Jugendenquete weiterhin aufrechterhält, dass
man dieses Ziel weiterverfolgt, sich dann aber für
die Zukunft noch einmal darüber Gedanken macht,
ob es nicht sinnvoller ist, so eine Jugendenquete tat-
sächlich als eine parlamentarische Aktivität zu in-
stallieren, dass man sich dann noch einmal Gedan-
ken darüber macht, wenn man eine solche Initiative
als parlamentarische Aktivität durchführt, dass man
sie dann auch in den entsprechenden Haushaltsbe-
ratungen mit der nötigen Finanzierung ausstattet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Die Redezeit ist vorbei.

Abg. Pietrzok (SPD): Die SPD-Fraktion jedenfalls
hat sich das auch in ihrem Bremen-Plan so vorge-
nommen. Ich hoffe, dass auch die anderen Fraktio-
nen sich daran beteiligen, dass wir dieses Projekt so

weiterverfolgen können, wie ich das gerade skiz-
ziert habe. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Die
große Koalition präsentiert heute einen Entschlie-
ßungsantrag mit dem Ziel, ein bisschen die politische
Untätigkeit der letzten zwei Jahre zu übertünchen.

(Widerspruch bei der CDU)

Ja, das muss ich an dieser Stelle sagen, Herr Opper-
mann! Das müssen Sie mir schon einmal zugeste-
hen. Wir sollen heute etwas fordern, Herr Opper-
mann, das wissen Sie ja ganz genau, was wir vor
zwei Jahren schon einmal beschlossen haben.

Ich greife den Punkt noch einmal auf, den Herr
Pietrzok hier angesprochen hat, der Clou an der gan-
zen Sache ist, dass wir vom Bündnis 90/Die Grünen
an einem 14. Mai, an einem sonnigen Tag, einen
Antrag gestellt haben, den Sie dann als große Ko-
alition übernommen haben, das kennen wir ja schon
von vielen anderen Bereichen. Sie fanden den gut,
der war Ihnen ein bisschen zu straight, weil wir die
Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre gefordert
haben. Sie haben aber den Punkt übernommen. Da
fühle ich mich auch ein bisschen von Herrn Pietrzok
geschmeichelt, ich hatte gefordert, dass es eine par-
lamentarische Jugendenquete geben soll, bei der man
den Gesamtsenat und eben auch die Bürgerschaft
als Gesetzgeber mit in die Pflicht nimmt. Also, spä-
tes Einsehen der SPD, finden wir aber gut!

Wir haben mehr Mitwirkungsrechte und Beteili-
gungsrechte von Kindern und Jugendlichen gefor-
dert. Das ist auch ein Schwerpunkt der grünen Ju-
gendpolitik. Herr Pietrzok hat angesprochen, im Ju-
gendhilfeausschuss  sind  viele  Themen  diskutiert
worden. Wir haben Interesse, dass es eine Bremer
Jugendenquete gibt. Ich habe als Antragstellerin aber
auch ein Interesse daran, dass dieser Antrag zum
Thema „Juniorwahlen“ – der wurde eben auch noch
einmal erwähnt – auch einmal wieder hier in der Bür-
gerschaft landet,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

damit wir endlich beschließen können, dass dieses
Projekt auch an Bremer Schulen durchgeführt wer-
den kann.

Ich verbuche diesen Tagesordnungspunkt unter
der Rubrik „Veralberung des Parlaments“. Ich weiß
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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nicht, wie oft wir das noch machen wollen, dass wir
uns die Sachen, die wir schon einmal vor zwei Jah-
ren beschlossen haben, hier immer wieder gegen-
seitig vorhalten und sagen, wir wollen es doch. Wir
finden es selbstverständlich, dass die Beiräte Kinder
und Jugendliche in die Politik vor Ort einbeziehen.
In Schwachhausen wird darüber nachgedacht, ei-
nen eigenen Jugendbeirat einzurichten, Osterholz
hat auch einen Tag veranstaltet, an dem Jugendliche
die Beiratspolitik diskutiert haben. Ich denke, das
sind Ansätze, die man noch viel mehr und viel stär-
ker vorantreiben soll. Das greift der Entschließungs-
antrag der großen Koalition noch einmal auf.

Ich sage, wir unterstützen das Anliegen in der
Sache. Ich kritisiere Sie scharf dafür, dass Sie das
zwar beschlossen haben, aber in den letzten zwei
Jahren im Jugendhilfeausschuss haben verhungern
lassen. Ich habe mehrfach nachgefragt, warum das
nicht weitergeht. Die letzte Antwort, die ich im Ju-
gendhilfeausschuss bekommen habe, war, es gibt
kein Geld. Das finde ich ein bisschen zu dürftig. Es
geht um das politische Wollen. Ich denke, wenn wir
hier etwas gemeinsam beschließen, dann muss die-
ses Wollen auch Konsequenzen haben, dann muss
das Geld für eine Jugendenquete auch bereitgestellt
werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bündnis 90/Die Grünen wird also diesem Antrag
zustimmen. Wir fragen uns aber heute, wie oft die-
ser Antrag noch kommt. Ich warte jetzt begierig auf
die Wiedervorlage dieses Antrags und hoffe, dass
das alles ein gutes und erfolgreiches Ende nimmt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als nächster Redner er-
hält  das  Wort  der  Abgeordnete  Karl  Uwe  Opper-
mann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Mein Ablaufplan sah ein
bisschen anders aus, deshalb hatte ich mir einmal
erlaubt, eine Tasse Tee zu trinken, die wird jetzt kalt.

(Heiterkeit)

Frau Stahmann, es war am 17. Mai 2001, als wir
hier einen Antrag im Parlament debattiert haben.
Man könnte auch den Eindruck bekommen, jetzt
machen wir hier eine fünfminütige Debatte über Ju-
gendliche, das wird der Sache ja überhaupt nicht
gerecht. Die Debatte, die wir im Mai 2001 geführt
haben, umfasst im Protokoll 27 Seiten, also eine der
größeren Debatten, die hier im Haus geführt wor-
den sind, mit vielen Debattenrednern. Ich habe ges-
tern einmal nachgelesen. Es ging dabei auch um den
finalen Rettungsschuss, ich weiß nicht, was der mit

einer Jugenddebatte zu tun hatte, und um Wehr-
pflicht, aber auch das ist alles mitdiskutiert worden.

Ich will nur einmal den Eingangssatz dieses An-
trags zitieren mit Erlaubnis des Präsidenten: „Die För-
derung und die Stärkung von Selbstverantwortung
sind die Zielsetzung moderner Jugendarbeit. Des-
wegen müssen Kinder und Jugendliche an sie be-
treffende Entscheidungen ihres Lebensumfeldes
auch außerhalb von Familie und Schule beteiligt wer-
den.“ Das ist ein Satz, der hat heute genauso seine
Richtigkeit wie vor knapp zwei Jahren, den kann man
auch nur unterstreichen. Unsere Forderung, die wir
dort gestellt haben: „Der Senat wird gebeten, das
Ergebnis der ,Bremer Jugendenquete‘ der Bürger-
schaft (Landtag) noch in dieser Legislaturperiode
vorzulegen.“ Wir haben zur Kenntnis nehmen müs-
sen, dass dort wenig geschehen ist. Das hat Herr
Pietrzok im Einzelnen ausgeführt.

In dieser Legislaturperiode verlangen wir jetzt zu-
mindest noch einen Zwischenbericht. Der ist uns
auch im Landesjugendhilfeausschuss zugesagt wor-
den. Dort sind uns die Gründe, wie eben auch von
Herrn Pietrzok, noch einmal erklärt worden, warum
das Ressort nicht in der Lage war, das zu schaffen,
dass es an Personalengpässen liegt. Ich bin auch der
Meinung, das ist keine Aufgabe vom Jugend- und
Sozialressort allein. Das ist eine Querschnittsaufga-
be. Ich würde das genauso bei der Behindertenpoli-
tik sagen, da müssen alle Ressorts ihr Scherflein da-
zutun, und dem ist so.

Meine Kollegin Frau Striezel hat vor zwei Jahren
gesagt, Jugendliche sollen an der Gestaltung von
Gesetzen, die sie unmittelbar betreffen, aktiv durch
Mitwirkung und Stimmrecht beteiligt werden. Ich
wäre froh, wenn die Möglichkeiten, die wir heute
schon haben, von interessierten Jugendlichen ge-
nutzt würden. „Die Beiräte wären sehr dankbar und
froh, wenn Jugendliche sich mehr kümmern wür-
den.“ Das war ein Zitat, und da hat sie Recht, das
gilt heute noch genauso.

Meine Damen und Herren, in der Veranstaltung
„Jugend im Parlament“, die wir anschließend im Ju-
gendhilfeausschuss  hatten,  war  ich  teilweise  er-
schrocken, dass dort Äußerungen über Schülermit-
verwaltung von einem Mitstreiter vorgetragen wur-
den, die erschreckend waren, denen von keinem an-
deren der Jugendlichen widersprochen wurde. Frau
Stahmann, Sie waren bei der Sitzung nicht dabei,
aber in der Deputation waren Sie anwesend. Dort
ist es noch einmal wiederholt worden. Es hat nie-
mand widersprochen. An diesem Beispiel erkennt
man, dass Beteiligung nicht nur gewährt werden soll,
sie muss auch gelebt und vor allen Dingen auch ge-
lernt werden.

Dieses Haus erwartet, dass der Senat Wege dazu
aufzeichnet, wie Mitverantwortung und Mitbeteili-
gung nicht nur gewährt, sondern auch gelernt und
gelehrt werden kann. „Jugend im Parlament“ ist kei-
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ne Eintagsfliege mehr. Juniorenwahlen werden mei-
nes Wissens stattfinden. Der Weg geht in die richti-
ge Richtung. Hoffen wir, dass die Jugendlichen ihn
begeistert mitgehen und nicht die Meinung, die ich
im Jugendhilfeausschuss und in der Deputation von
einem Vertreter zur Kenntnis nehmen musste, die Mei-
nung aller Jugendlicher ist, sondern dass das nur
ein kleiner Ausschnitt war!

Mitbestimmen, mitentscheiden und Mitverantwor-
tung  sind  unzertrennbar  miteinander  verbunden.
Nur einen Teil davon kann man nicht für sich re-
klamieren.  Entscheidungen  und  Verantwortung
kann man nicht trennen. Die CDU hofft, dass der
Bericht des Senats auch dazu deutliche Anmerkun-
gen macht. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Jugendenquete ist nicht vorgelegt
worden. Das ist hier schon ausführlich vorgetragen
worden. Herr Pietrzok hat im Wesentlichen die Grün-
de dargestellt. Es lag nicht am guten Willen, es lag
schlicht und einfach daran, dass das Ressort die nö-
tigen Ressourcen nicht hatte. Das ist eine Schwäche
des Antrags gewesen. Wer eine wirkliche Jugend-
enquete fordert, weiß genau, dass das richtig Geld
kostet. Es gab Schätzungen für die letzte Koalitions-
runde von rund 300 000 DM für eine solche Jugend-
enquete. Das kann ein Jugendressort nicht einmal
eben so nebenbei machen und ein Jugendhilfeaus-
schuss eben auch nicht. Wir hatten in der Zeit auch
wirklich andere dringende Aufgaben zu lösen. Das
Anpassungskonzept ist schon vorgetragen worden,
ich möchte das noch ergänzen um die wirklich riesi-
gen Anstrengungen, die gerade in der Abteilung ge-
leistet worden sind, um das Thema Pisa im Elemen-
tarbereich weiter voranzubringen.

Der Antrag, den Sie hier heute eingebracht ha-
ben, hat zum Ziel, die Beteiligungsrechte für Kinder
und Jugendliche zu stärken. In der Zeit dieser Le-
gislaturperiode sind gerade auch im Kinder- und Ju-
gendbereich sehr viele innovative Ansätze umge-
setzt worden, zum Beispiel bei der Einbeziehung von
Kindern und Jugendlichen als Experten bei der Ge-
staltung von Spielflächen oder Flächen in ihrer Le-
bensumgebung, also die Frage: Kinder, könnt ihr
euch vorstellen, wo man noch etwas für euch um-
setzen kann? Oder bei der Umgestaltung von Ju-
gendfreizeitheimen, auch dort sind Workshops mit
Jugendlichen gemacht worden, die sich hervorra-
gend bewährt haben, bei denen Kinder und Jugend-
liche ihre Vorstellungen, ihre Kreativität voll entfal-
tet haben.

Genau in diese Richtung muss es weitergehen.
Deswegen haben wir auch als Ressort seit 2001 kon-

tinuierlich unsere Fachkräfte, die mit Kindern und
Jugendlichen arbeiten, in diese Richtung fortgebil-
det. Sie sind in der Lage, diese Beteiligungsrechte
von Kindern und Jugendlichen zu entwickeln, zu
fördern, und das hat auch geradezu einen Schnee-
balleffekt ausgelöst.

Ein  schwieriges  und  kompliziertes  Thema,  ein
Thema, das bundesweit in der Diskussion ist, ist das
Thema „Wahrnehmung politischer Rechte von Kin-
dern und Jugendlichen“. Da gibt es auch sehr un-
terschiedliche Auffassungen. Das macht sich zum
Beispiel fest am Thema „Wahlrecht mit 16“. Was ich
sehr gut finde und was auch ein Bedürfnis von Kin-
dern und Jugendlichen ist, ist die Beteiligung in den
Stadtteilbeiräten, weil da die Chance besteht, kon-
kret ihr Lebensumfeld mitzugestalten. Wir werden
demnächst die Juniorwahlen 2003 auswerten. Das
wird sicherlich noch einmal einen Schub – ja, das
kommt! – in der fachlichen und politischen Debatte
geben, so dass wir da sicherlich noch einmal ein
Stück weiterkommen werden, was den Themenkom-
plex politische Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen betrifft.

Wir haben auch Erfahrungen gesammelt mit „Ju-
gend im Parlament“. Das ist ein interessanter Bei-
trag  zur  politischen  Jugendbildung,  der  sich  jetzt
auch noch einmal bei uns in den Deputationen nie-
dergeschlagen hat. Dabei fand ich den Diskurs mit
den Jugendlichen, Herr Oppermann, ausgesprochen
spannend.  Ich  habe  wahrgenommen,  dass  es  Ju-
gendliche gibt, die politisch und inhaltlich auch wirk-
lich mitgestalten wollen. Wir müssen uns vorneh-
men,  künftig  stärker  und  stringenter  mit  unseren
Möglichkeiten in den parlamentarischen Ausschüs-
sen, in den Deputationen, vor allen Dingen aber auch
im Jugendhilfeausschuss diese Wege der Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen wahrzunehmen, wo-
bei wir sehr sorgfältig darauf achten müssen, dass
es eine wirkliche Beteiligung ist. Kinder und Jugend-
liche sind sehr sensibel dafür, sie spüren, ob es wirk-
lich eine Auseinandersetzung ist, eine inhaltliche
Annahme  durch  die  Erwachsenen  oder  ob  es  nur
eine symbolische Beteiligung ist. Das würde dann
leider nicht zum Erfolg führen. Auch da sind wir also
gefordert, die Kinder und Jugendlichen sehr ernst
zu nehmen. Sie sind die wirklichen Experten.

Wir  werden  den  geforderten  Zwischenbericht
selbstverständlich  vorlegen.  Ich  denke,  dass  wir
dann auch die Grundlagenvorbereitungen für eine
Jugendenquete  in  der  nächsten  Legislaturperiode
darstellen werden, wobei ich eben auch die Auffas-
sung teile, eine wirkliche Enquete gehört mit einer
finanziellen Ausstattung hinsichtlich der Ressourcen
in ein Parlament. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.
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Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU  und  der  SPD  mit  der  Drucksachen-Nummer
15/1369 seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Entschließungsantrag zu.

(Einstimmig)

Organspende im Lande Bremen

Mitteilung des Senats vom 17. Dezember 2002
(Drucksache 15/1333)

Als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Röpke.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Hammer-
ström.

Abg. Frau Hammerström (SPD) *): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Wir brauchen die De-
batte heute nicht noch einmal zu führen. Ich möchte
mich ganz herzlich beim Senat für die ausführliche
Antwort bedanken und vor allen Dingen für das Ab-
arbeiten, glaube ich, fast aller Punkte, die wir in un-
serem Antrag aufgeführt haben.

Ich bitte Sie nur noch, Frau Senatorin, uns viel-
leicht gleich noch mitzuteilen, ob in Bremerhaven
in den Einwohnermeldeämtern in der Zwischenzeit
auch Organspendeausweise ausgelegt wurden. Sie
hatten uns angekündigt, dass das für Anfang 2003
vorgesehen ist. Ich wollte das noch recherchieren,
ich habe es aber leider nicht mehr geschafft.

Ganz hervorragend fanden wir die Initiative, die
mit den Studenten der Hochschule für Wirtschaft
gemacht wurde, in Diskotheken und in Kneipen in
dieser Stadt diese kleinen Citycards, die selbst von
den Studenten entwickelt wurden, auszulegen, um
einfach auch für Jugendliche begreifbar zu machen,
wie wichtig das Thema Organentnahme ist bezie-
hungsweise einen Spenderausweis mit sich zu füh-
ren.

Es hakt noch ein bisschen an einem Punkt, aber
da sind wir auch selbst gefordert: Wir sollten mit un-
seren eigenen Krankenkassen vielleicht noch ein-
mal in Kontakt treten, so dass sie bundesweit versu-
chen, auch in ihren eigenen Publikationen die Or-
ganspende wieder zum Thema zu machen. Festhal-
ten müssen wir, dass die Organspende weiter rück-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

läufig ist. In Bremen haben wir zwar gute Zahlen,
aber auch die Zahlen gehen zurück, und insofern soll-
te man das Thema Organspende beziehungsweise die
Bereitschaft dazu immer wieder zum Thema machen.

Insgesamt, glaube ich, ist die Senatsantwort eine
gute Antwort. Ich schlage meinen Kollegen, die an-
schließend noch weiter in diesem Hause Politik ma-
chen, vor, dies zu einem ständigen Punkt zu machen,
vielleicht alle paar Jahre einmal wieder, auch wenn
es nur in kleinen Anfragen für die Fragestunde ist,
damit das Thema einfach präsent bleibt und damit
in den Köpfen der Menschen bleibt, wie wichtig es
ist, Organspendeausweise mit sich zu führen und
sich des Themas anzunehmen. – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Peters.

Abg. Peters (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die CDU-Fraktion begrüßt die Ak-
tivitäten des Senats, über die Organspende breit ge-
fächert zu informieren, um so die Organspendebe-
reitschaft in Bremen und Bremerhaven deutlich zu
erhöhen.

Im Bericht steht ja, dass wir höher liegen als im
Durchschnitt, aber ich glaube, es ist noch lange nicht
ausreichend, gerade, wie Frau Hammerström auch
sagte, bei zurückgehenden Zahlen. Wenn man dann
im Fernsehen die Berichte sieht, wie dringend not-
wendig Organspenden sind und wie viele Leute am
Ende die Organspende, auf die sie warten, nicht
mehr erreicht, ist das, glaube ich, ganz wichtig, dass
hier eine ganze Menge getan wird. Wir begrüßen
ausdrücklich die Aktivitäten im Bereich Schule und
die damit verbundenen Unterrichtseinheiten ab Se-
kundarstufe II.

Dabei geht es nicht nur darum, sich ganz persön-
lich mit der lebensrettenden Organspende ausein-
ander zu setzen, sondern auch um die Beschäftigung
mit dem Thema Tod, ein Thema, das immer deutli-
cher in unserer Gesellschaft tabuisiert worden ist,
weil Krankheit und Tod kaum noch im häuslichen
Umfeld bewältigt werden. Kliniken, Pflegeheime und
Hospizeinrichtungen stellen sich sehr engagiert und
mit großer Kompetenz auf unsere Kranken und Ster-
benden  ein,  und  dafür  danke  ich  im  Namen  der
CDU-Fraktion  all  denen  herzlich,  die  sich  dieser
schweren Aufgabe täglich neu stellen.

(Beifall  bei  der  CDU  und  bei  der  SPD  –
Präsident W e b e r  übernimmt wieder den

Vorsitz.)

Wenn wir jetzt das Thema Organspende und damit
das Sterben bereits in der Schule sensibel behan-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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deln, ist das auch ein Beitrag dazu, über Krankheit
und Tod in unserer Familie und im engsten Freun-
deskreis zu reflektieren.

Eine Vielzahl kompetenter und verlässlicher Ak-
teure hat sich bereit erklärt, an der Organspende-
kampagne mitzuwirken: Das sind die Arztpraxen,
die Kassenärztliche Vereinigung, die Krankenkas-
sen – sicherlich ist da noch mehr zu tun –, die Hoch-
schulen, die Ortsämter und Einwohnermeldeämter
sowie das Landesinstitut für Schule. Allen Beteilig-
ten sage ich für die CDU-Fraktion unseren ganz herz-
lichen Dank für ihr Engagement, und ich hoffe, dass
wir in Zukunft das erreichen, was wir erreichen wol-
len, dass wieder deutlich mehr Organe zur Verfügung
stehen. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben im
Juni des letzten Jahres hier ausführlich über das The-
ma Organspende im Land Bremen geredet, deshalb
werde ich auch aus Sicht der Fraktion der Grünen
nur ganz kurz Stellung nehmen.

Wir finden die Kampagne, die angelaufen ist, gut,
und wir finden sie richtig, weil Menschen sich früh-
zeitig  mit  dem  Thema  Organspende  auseinander
setzen, um dann selbstbestimmt eine Entscheidung
treffen zu können. Aber ich denke, wir sollten zwei
Dinge nicht aus den Augen verlieren: Die meisten
Entscheidungen für oder gegen eine Organspende
finden immer noch in den Krankenhäusern statt. Das
erfordert eine hohe Fachkompetenz der Ärzte und
des Pflegepersonals. Dafür brauchen sie Fortbildun-
gen, aber ich denke, die Senatorin wird das auch
mit in die entsprechenden Ausschüsse nehmen.

Zweitens: Finanzielle Anreize! Es wird immer wie-
der thematisiert, dass es finanzielle Anreize für Men-
schen geben soll, die ihre Organe spenden, zuletzt
ist das im Dezember auf dem Kongress der Organ-
transplantation  in  München  geschehen.  Es  wurde
gesagt, dass es Steuererleichterungen und Rabatte
auf Krankenversicherungsbeiträge geben soll, wenn
sich Menschen bereit erklären, Organe zu spenden.
Ich halte das für einen gefährlichen Weg. Eine Öko-
nomisierung der Organspende, denke ich, sollten wir
ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sehen, wie es in manchen Ländern, zum Bei-
spiel in Indien, dazu gekommen ist, dass manche aus
ihren finanziellen Verhältnissen heraus ihre Organe
verkauft haben, und schon deshalb, liebe Frau Ham-
merström,  denke  ich,  sollten  wir  das  auch  immer
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

wieder zum Thema machen, weil diese Forderun-
gen immer wieder kommen werden. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir beschäftigen uns
heute mit der Drucksache 15/1333, mit dem sehr wich-
tigen Thema Organspende im Land Bremen. Meine
Damen und Herren, leider ist das Thema Organspen-
de ein Thema, über das nicht gern geredet wird, aber
Organspende ist ein Thema, über das man gar nicht
früh genug reden kann oder sogar reden muss, denn
ein jeder sollte bedenken, dass auch er selbst in die
Lage kommen kann, auf ein solches Organspender-
herz, eine Niere oder andere Organe dringend und
zwingend angewiesen zu sein.

Meine Damen und Herren, wie Sie es hier alle wis-
sen, herrscht ein absoluter Notstand bei Organspen-
den, nur acht Prozent der Bremer haben einen Spen-
derausweis. Das bedeutet ein langes, oft vergebli-
ches Warten auf zum Beispiel eine Spenderniere oder
andere Organe. Die Wartezeit für eine Niere beträgt
zirka sieben Jahre. Das ist zum Teil wie beim Glücks-
spiel oder Glückslos, und leider versterben viele Pa-
tienten, bevor ein geeignetes Spenderorgan gefun-
den werden konnte. Allein in Bremen warten zirka
300 Patienten auf eine Spenderniere. Bremen liegt
zwar bei den Organspenden bundesweit an der Spit-
ze, aber wie Sie es aus der von mir eben genannten
Zahl von zirka 300 Nierenpatienten, die auf eine Spen-
derniere warten, ersehen können, reicht die Zahl der
gespendeten Organe bei weitem nicht aus.

Meine Damen und Herren, das unangenehme The-
ma Organspende bedeutet den Tod als Gesprächs-
thema,  und  über  den  Tod  redet  man  bekanntlich
nicht gern. Deshalb wird das Thema Organspende
leider so oft verschwiegen oder verdrängt. Aus die-
ser Verdrängung, aus dieser Angst heraus wissen
viele Angehörige oft nicht, wie sie am Tag des Able-
bens eines geliebten Menschen diesbezüglich ent-
scheiden sollen.

Es ist unter diesen schmerzvollen Umständen sehr
schwierig, den Tod eines geliebten Menschen see-
lisch zu verarbeiten, und es ist mehr als verständ-
lich, wenn man dann seine Entscheidung hinaus-
schiebt oder zu keiner Entscheidung kommt. Man
sollte aber auch bedenken, dass in jedem dritten Fall
einem Spender das geeignete Organ nicht entnom-
men werden kann, weil, wie ich eben erwähnt habe,
die Familien die Einwilligung verweigern.

Ich sage es noch einmal: Es sollte jeder daran den-
ken, dass er selbst einmal in eine solche schreckliche
Lage kommen kann, dass ihm zum Beispiel eine Nie-
rentransplantation das Leben retten könnte. Darum
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ist es dringend erforderlich, dass der Senat verstärkt
die Bemühungen zur Erhöhung der Organspende-
bereitschaft in der Bevölkerung effektiver intensi-
viert.

Meine Damen und Herren, in der Mitteilung des
Senats,  Drucksache  15/1333,  sind  Sie  im  Ansatz
schon auf dem richtigen Weg, aber ob diese im An-
satz richtigen Maßnahmen bedarfsgerecht ausrei-
chen werden, mag ich doch sehr bezweifeln. Hier
sind mit Sicherheit erheblich noch größere und ef-
fektivere Maßnahmen und Anstrengungen erforder-
lich, um eine Erhöhung der Organspendebereitschaft
in der Bevölkerung zu intensivieren.

Leider ist es eine traurige und schreckliche Tatsa-
che, dass der Mangel an Spenden und Spendern
auch oft kriminelle und kommerzielle Anbieter auf
den Plan ruft. Wir hatten das vorhin schon erwähnt.
Da kostet im Ausland zum Beispiel eine Niere zirka
130 000 Dollar und so weiter. Es werden zum Bei-
spiel in der Dritten Welt junge Menschen von einer
skrupellosen Organmafia regelrecht unerträglich aus-
geschlachtet, und das, meine Damen und Herren,
ist nicht etwa ein schlechter Film, nein, es ist leider
eine schreckliche, altbekannte traurige Tatsache.

Dem können wir nur entgegentreten und das be-
kämpfen, wenn wir alle gemeinsam zum Wohle vie-
ler kranker Menschen die für sie lebensnotwendige
Organspendebereitschaft in der Bevölkerung um ein
Vielfaches erhöhen. Die Deutsche Volksunion ist je-
denfalls hierzu bereit und begrüßt die im Ansatz rich-
tigen Maßnahmen in der Mitteilung des Senats vom
17.  Dezember  2002.  Ich  fordere  schnellstens  eine
politische Umsetzung der in der Mitteilung des Se-
nats im Ansatz richtigen Maßnahmen. – Ich danke
Ihnen!

Präsident  Weber:  Als  nächste  Rednerin  hat  das
Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Bremer Krankenhäuser sind sehr
motiviert, sehr sensibilisiert, was das Thema Organ-
spende betrifft. Es ist zum Beispiel gelungen, dass
jedes Bremer Krankenhaus aus freien Stücken ei-
nen Transplantationskoordinator bestellt hat. Es ist
durchaus keine Selbstverständlichkeit. Von daher
sind wir in Bremen, was die Krankenhauslandschaft
betrifft, sehr gut aufgestellt.

Leider ist aber das wichtigste Ziel, möglichst viele
Spenderinnen und Spender zu gewinnen, noch nicht
so erfolgreich, wie wir uns das gern vorstellen. Oder
mit anderen Worten: Noch immer erhält nicht jeder
Mensch ein Spenderorgan, der dringend ein solches
benötigt. Wir haben sogar mit steigenden Warteli-
sten zu tun. Die betroffenen kranken Menschen müs-
sen mehrere Jahre lang warten, bis sie endlich das
ersehnte Organ erhalten.

Alarmierend ist auch, dass bei jedem Dritten der
potentiell geeigneten Organspender die Angehöri-

gen die erforderliche Erlaubnis zur Organentnah-
me nicht erteilen. Das liegt daran, dass sie oft ver-
unsichert sind, weil sie nicht wissen, wie der tatsäch-
liche Wille des Verstorbenen ist. Das hat nicht un-
bedingt etwas mit undifferenzierten Auseinander-
setzungen mit dem Thema zu tun, das hat sehr häu-
fig damit zu tun, dass das Thema angstbesetzt ist,
dass auch sehr diffuse Befürchtungen auftreten. Das
hängt wiederum mit Berichten zusammen, wie sie
hier schon geschildert worden sind, die uns aus dem
Ausland über unsere Medien erreichen. Man muss
aber  ganz  klar  sagen:  In  unserer  Bundesrepublik
Deutschland gibt es keinen Grund, solche Befürch-
tungen oder Ängste zu haben. Es gibt ganz klare
und eindeutige gesetzliche Regelungen, auf die sich
die betroffenen Menschen, die sich für eine solche
Spende entscheiden, verlassen können.

Es wird allerdings immer noch zu wenig in den
Familien, mit den Lebenspartnern, mit den Arbeits-
kollegen,  mit  den  Ärzten,  mit  Verwandten  oder
Freunden über das Thema Tod und auch über das
Thema Organspende gesprochen. Das hat etwas mit
dem Thema Tod und dessen Tabuisierung zu tun.
Wir müssen es also schaffen, die Menschen dazu zu
bringen, sich mit dem Thema auseinander zu set-
zen, die Hemmschwelle zu überwinden und sich eine
individuelle Meinung zu bilden, ob sie eine solche
Spende machen wollen oder nicht.

In diesem Zusammenhang möchte ich besonders
die Initiative der Hochschule Bremen, Fachbereich
Wirtschaft, hervorheben. Studentinnen und Studen-
ten des Fachbereichs haben sich mit dem Professor
zusammengesetzt und sich überlegt: Wie können wir
dieses Thema insbesondere auch an junge Menschen
heranbringen? Wie können wir junge Menschen da-
zu motivieren, sich mit dem Thema Tod und mit der
Frage, wie kann ich Leben über Organspende ret-
ten, auseinander zu setzen? Dazu haben sie dann
unter anderem diese Citycards entwickelt, die Sie
vielleicht in der einen oder anderen Kneipe in Bre-
men oder Bremerhaven schon gesehen haben. Sie
sind an über 200 Ausgabestellen mittlerweile ver-
teilt, vielleicht sind sie aber auch schon vergriffen.

Ich möchte jeden Bremer und jede Bremerin, je-
den Bremerhavener und jede Bremerhavenerin bit-
ten, sich sehr intensiv mit diesem Thema zu beschäf-
tigen. Jeder sollte bedenken, dass er oder sie selbst
einmal  in  eine  solche  Situation  kommen  kann,  in
der man händeringend zum Beispiel auf eine Spen-
derniere wartet. Wer sich noch zu Lebzeiten dazu
entschließt, mit einer Organspende einverstanden
zu sein, der kann Leben retten. – Danke!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis.
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Planungs- und Umsetzungsstand Kommunikations-
quartier Faulenviertel – Neuer Standort für Radio

Bremen und Medienbranche

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2003
(Drucksache 15/1347)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 11. Februar 2003

(Drucksache 15/1374)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, dass das nicht nötig sein wird,
so dass wir gleich in die Aussprache eintreten kön-
nen.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Senator Hattig in Abwesenheit!
Zwischen Wall und Weser soll ein neuer Standort
für Radio Bremen als Kern und die Medienbranche
entstehen. Wo das konkret entwickelt werden soll,
sorgte in den letzten Wochen für den einen oder an-
deren Aufmacher in den Zeitungen, im Hörfunk und
im Fernsehen. Die grüne Bürgerschaftsfraktion hat
den Senat in einer Großen Anfrage nach dem Pla-
nungs- und Umsetzungsstand in Sachen Faulenquar-
tier gefragt.

Aus der Sicht der Grünen ist die konkrete Grund-
stücksfrage das eine, das Wo also, die andere, aber
viel wichtigere Frage aus unserer Sicht ist das Wann.
Wir Grünen fordern vom Senat eine rasche und klu-
ge Lösung im Interesse des Senders und des Lan-
des, um die Zukunft des Senders zu sichern und die
Arbeitsplätze im Land Bremen zu halten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Radio Bremen wird bis Dezember 2005 seine bis-
herigen Standorte Hörfunk und Fernsehen aufgrund
seines durch die Ministerpräsidenten um ein Drittel
gekürzten  Finanzbudgets  zusammenlegen  müssen.
Ein solches Unterfangen braucht – Herr Focke ist
jetzt leider nicht da, er hat heute Morgen gesagt,
Investoren  brauchen  Verlässlichkeit  –,  also  Radio
Bremen als Investor braucht einen solchen konkre-
ten und verlässlichen Umsetzungspartner. Hier bleibt
der Senat in seiner Antwort viel zu vage, wie ich
finde.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Bereits vor einem Jahr haben wir hier als grüne
Bürgerschaftsfraktion  den  Senat  aufgefordert,  die
nötigen Grundstücksfragen zu klären und die be-
treffenden Grundstücke zu sichern. Heutzutage ist
das auch mit Vorverträgen relativ einfach möglich.
In den letzten Wochen wurden wir den Eindruck
wiederholt nicht los, dass trotz ausführlichster De-
batten im vergangenen Jahr nicht zügig und mit Ent-
schlossenheit gehandelt wird. Im Gegenteil! Man ge-
winnt den Eindruck, wir haben hier in Bremen alle
Zeit der Welt, aber das ist weit gefehlt. Die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen legen Radio Bremen ge-
radezu Daumenschrauben an.

Am 10. Juni 2002 lag die von der Bremer Investi-
tionsgesellschaft in Auftrag gegebene Machbarkeits-
studie der Firma Euroland für ein Medienzentrum
in Bremen vor. Das Gutachten forderte Schnellig-
keit in der Umsetzung ein und machte deutlich, dass
ein Medienzentrum nur Sinn macht, wenn Radio Bre-
men der Kern ist. Sie erinnern sich vielleicht an das
Sommertheater, wohin nun Radio Bremen soll. Herr
Eckhoff sagte nichts, er wollte sich dazu nicht äu-
ßern und hat da ziemlich gemauert. Am 10. Septem-
ber nach reichlich Gerangel und zig Vertagungen
im Senat beschloss der Senat endlich, ein privates
Medienzentrum mit Radio Bremen als Hauptmieter
im Faulenquartier zügig umzusetzen. „Jetzt“ war das
Schlüsselwort im Eurolandgutachten. Das war ge-
stern. Heute sollten wir zumindest vom Senat ehrli-
che Worte hören, wie weit das Vorhaben denn nun
gediehen ist.

Zweitens, wir Grünen haben vor einem Jahr ein
Quartierentwicklungskonzept  gefordert,  und  das
muss heute eigentlich hier schon auf dem Tisch lie-
gen. Eine Mischung von Arbeiten, Ausbildung, Woh-
nen,  Gastronomie  und  Tourismus  muss  mit  einem
Quartierentwicklungskonzept  angegangen  werden.
Das Quartier muss städtebaulich neu durchdacht,
aufgewertet und umstrukturiert werden. Frau Kru-
sche hat am Dienstag schon darauf hingewiesen, äl-
tere, schützenswerte Gebäude an der Schlachte soll-
ten Zuschüsse für Fassadensanierung erhalten, Bra-
chen müssen umgestaltet werden.

Ein  solches  Stadtentwicklungskonzept  für  das
Faulenquartier  muss  eine  Baukastenentwicklung
möglich machen, also heute Radio Bremen, morgen
ein Gründerzentrum oder parallel, und in einigen
Jahren können dann auch andere folgen. Wenn wir
Leute für den Standort in der City begeistern wol-
len, muss es eine offene Debatte geben. Kommuni-
kationsquartier könnte der Senat auch einmal wört-
lich nehmen und ein Stadtentwicklungskonzept in
der Stadt auch einmal diskutieren lassen mit allen
Beteiligten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Stichwort  Gründerzentrum  im  Medienzentrum!
Unstrittig ist, wir brauchen ein Gründerzentrum, wel-
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ches drei Prämissen folgt. Das sind aus Sicht der
Grünen folgende: Erstens, die Mieten müssen zwi-
schen fünf und sechs Euro pro Quadratmeter liegen,
damit  sie  für  Existenzgründer  bezahlbar  sind,  es
müssen funktionale Räume sein, und die Nähe zu
Radio Bremen muss gegeben sein, damit die Leute
auch ins Faulenquartier kommen.

Die Frage ist, ob sich ein solcher Mietpreis in ei-
nem Neubau erreichen lässt. Vielmehr ist zu vermu-
ten, dass sich ein Gründerzentrum, wie von uns be-
reits vor einem Jahr vorgeschlagen, zum Beispiel im
Bamberger-Kaufhaus  einfacher  realisieren  ließe,
weil das Haus dasteht, es ist nicht baufällig, und man
könnte  dort  ziemlich  schnell  ein  Gründerzentrum
installieren. Vielleicht kommen wir darauf in der De-
batte noch einmal zu sprechen. Ich glaube, dass in
einem Neubau der Mietpreis von fünf bis sechs Euro
nicht zu erreichen ist, das ist meine Meinung an die-
ser Stelle.

Drittens muss heute der Senat nun einmal endlich
sagen: Gibt es einen großen anderen Investor außer
Radio Bremen, der das Wesergrundstück kaufen will,
oder gibt es ihn heute nicht? Gesetzt den Fall, es
gibt ihn nicht, muss auf jeden Fall aus Sicht der Grü-
nen das Parkhaus an der Diepenau, das Parkhaus
auf dem Sahnegrundstück an der Weser oder mit We-
serblick, komplett abgerissen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Parkhaus ist nur zu 50 Prozent ausgelastet und
ist an seinem jetzigen Standort völlig deplatziert. Mo-
delle, die einen Umbau, davor warne ich nur, oder
ein Teilparkhaus vorsehen und da oben vielleicht
Büros aufstocken wollen, lehnen wir heute ab. Ein
modernes und besser ausgelastetes Parkhaus könn-
te viel besser auf dem verkehrstechnisch gut gele-
genen Eggers-und-Franke-Grundstück liegen. Das
ist ein Vorschlag, den wir bereits vor einem Jahr ge-
macht haben.

Punkt vier, Projektentwicklungsgesellschaft! Der
Senat hatte gemeinsam beschlossen, dass es eine
Projektentwicklungsgesellschaft  geben  sollte,  die
trug den schönen Namen „Kommunikationsquartier“.
Die Senatsantwort erstaunt doch ziemlich, denn die-
se angekündigte Projektentwicklungsgesellschaft hat
ihre Arbeit überhaupt nicht aufgenommen. Hier ist
die Frage zu klären, ob der Senat eine solche Pro-
jektentwicklungsgesellschaft für überflüssig hält.

Ich halte das für ziemlich fahrlässig, denn wenn
man sich erfolgreiche Technologiestandorte oder Me-
dienzentren anschaut, dann weiß man, dass gerade
solche Entwicklungsgesellschaften, die einen Pro-
zess in Gang setzen und auch andere für den Stand-
ort interessieren, sehr wichtig sind und dass gerade
Medienzentren besonders erfolgreich sind, wenn sie
nicht auf eine solche Entwicklungsgesellschaft ver-
zichten. Jedes gut funktionierende Medienzentrum,

jeder gut funktionierende Technologiepark hat ei-
nen Quartiermanager, und den braucht das Faulen-
quartier heute auch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vor einem Jahr haben wir den Antrag gestellt,
Grundstücksfragen zu klären, um eine rasche Lö-
sung möglich zu machen. Ich habe eben schon auf
das Geeiere der CDU hingewiesen und auf das un-
sägliche Schwarze-Peter-Spiel, das dann hier von-
statten ging. Die einen sagten, der Sender muss sich
erklären, die anderen sagten, die Politik muss sich
erklären. Wir haben damals eine Lösung vorgeschla-
gen, die der Senat nicht ausgewählt hat. Ich halte
sie aber nach wie vor für eine gute Lösung, über die
man nachdenken muss. Wir hatten vorgeschlagen,
das  Parkhaus  Diepenau  abzureißen,  das  Saturn-
Kaufhaus hinzuzunehmen und dort ein Gebäude zu
bauen, in dem Radio Bremen angesiedelt wird, und
im Bamberger-Kaufhaus eben ein Gründerzentrum
zu starten.

Der Senat hat sich für eine andere Lösung ent-
schieden. Er ist heute in der Pflicht zu erklären, wie
weit er damit ist. Ich halte nach wie vor die Lösung,
die die Grünen vorgeschlagen haben, für eine nicht
so schlechte, zumal auch das MCI-Gutachten, wel-
ches Radio Bremen in Auftrag gegeben hatte, dar-
auf hingewiesen hat, dass der Sender besser arbei-
ten kann, wenn Hörfunk und Fernsehen in einem
Gebäude zusammengefasst werden und man die Ar-
beitsprozesse besser strukturieren kann. Das sehe
ich mit den beiden Insellösungen, ich sage einmal
Bamberger und Saturn, nicht so richtig. Die Brücke,
die da geplant ist, überzeugt mich auch städtebau-
lich nicht recht.

Ich möchte vom Senat heute eine klare Antwort
hören, wie weit der Senat bei der Ansiedlung von
Radio Bremen im Faulenquartier ist. Die Grünen for-
dern heute hier eine rasche Lösung, und das muss
bis Ende März hier über die Bühne gebracht worden
sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! So eine Brücke ist eigentlich
auch ganz nett!

(Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Die Fraktion der Grünen hat sich in ihrer Anfrage
nach dem Planungs- und Umsetzungsstand des Kom-
munikationsquartiers, Faulenquartier, neuer Stand-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ort für Radio Bremen und die Medienbranche er-
kundigt, wie da der Sachstand ist, was ich vernünf-
tig finde. Ich frage mich das ja manchmal auch.

Wir wissen alle, dass Radio Bremen beschlossen
hat, Rundfunk und Fernsehen zusammenzulegen.
Die veränderten Finanzbedingungen für Radio Bre-
men fordern eine zügige Umsetzung bis 2005. Ich
komme dazu gleich auch noch, auch auf die Vor-
würfe von Frau Stahmann mit der zügigen Umset-
zung. Es wurden ja schon frühzeitig Gutachten er-
stellt, wo es vernünftig wäre, Radio Bremen anzu-
siedeln und gleichzeitig natürlich dann auch für eine
Belebung von Quartieren zu sorgen. Der Senat hat
sich in seinem Beschluss dann für das Faulenquar-
tier als bevorzugtes Gebiet ausgesprochen.

Dazu möchte ich sagen, mich hatte im Vorfeld, Sie
sagen ja immer vor einem Jahr, persönlich die gan-
ze Diskussion insoweit gestört, dass im Grunde ge-
nommen noch keiner so richtig wusste, was wir jetzt
wollen, aber wo wir das denn wollen, das wussten
wir schon alle hundertprozentig. Ich weiß nicht, ob
das die richtige Diskussion ist, aber wir sind nun ein-
mal in Bremen, und die Diskussion ist nun einmal so
gelaufen. Der Senat hat dann einen Beschluss ge-
fasst. Wir sind auch im Senat vertreten.

(Heiterkeit – Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen]: Hört, hört!)

Die große Koalition hat diesen Beschluss gefasst,
dass man ein modernes Medienquartier Stephani ent-
wickeln möchte und das auch ein Schlüsselprojekt
für die weitere Aufwertung der Bremer Innenstadt sein
soll.

(Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Es liegen jetzt zwei städtebauliche Konzepte als Ent-
wicklungsschwerpunkte vor, einmal südlich und ein-
mal nördlich der Faulenstraße. Das südlich der Fau-
lenstraße umfasst das Gebiet des ehemaligen Kauf-
hauses Saturn Hansa und das Parkhaus Diepenau,
das nördlich gelegene das Gebiet mit den Bürohäu-
sern, Bamberger-Haus, Eggers und Franke und Deut-
scher Ring. Jetzt muss natürlich hier immer zwischen
städtebaulichen Aspekten und wirtschaftlichen und
finanziellen Interessen der Investoren abgewogen
werden.

Jetzt kommen wir zu Ihrem Vorwurf, warum nicht
schon frühzeitig eine Entscheidung getroffen oder
dem Investor gesagt wurde, wo es langgehen soll,
wie wir es machen wollen. Bis September wussten
wir doch noch gar nicht, wie der Investor, sprich
Radio Bremen, überhaupt finanziell über die ARD
Strukturhilfen bekommt, in welcher Größenordnung
und was wir machen. Eines war uns doch von vorn-
herein klar, das war hier, glaube ich, auch Konsens
– ich weiß nicht, wie das bei Ihnen ist, jedenfalls war

es  bei  uns  so  –,  dass  wir  aus  ordnungspolitischen
Gründen eine Subventionierung von Radio Bremen
nicht mitmachen können, weil es nicht erlaubt ist.

Deswegen wundert mich so ein bisschen der Zeit-
plan. Das mag natürlich alles sein, dass wir sagen,
das wollen wir alles. Nur, die Frage, wie es finan-
ziert werden soll, muss dann auch erst einmal ge-
prüft werden. Ich muss ehrlich sagen, wenn man sich
überlegt, im September hat Radio Bremen gesagt,
die Anstalt bekommt 64 Millionen, im Dezember ist
der Beschluss gefasst, bis Ende März soll das abge-
schlossen sein, da bin ich der Meinung, ich kenne
hier Projekte in dieser Stadt, die schon bedeutend
langsamer gelaufen sind.

Zu Radio Bremen möchte ich sagen, es gab natür-
lich auch Projekte, die schneller gelaufen sind, aber
manchmal auch unglücklich gelaufen sind. Das muss
man auch sagen, und man muss auch aus Schaden
klug werden.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: In welche Ka-
tegorie gehört das jetzt?)

Nein, das nur so am Rande! Das Problem ist, Sie
verlangen, wir als Politiker oder der Senat oder von
mir aus der Wirtschaftssenator muss sagen, wo es
langgeht, aber Radio Bremen muss auch endlich ein-
mal konsequent sagen, was sie denn jetzt wollen.
Von Herrn Glässgen habe ich ehrlich gesagt auch
noch  nie  so  richtig  gehört,  ich  will  jetzt  dies,  ich
möchte jetzt an diesen Standort. Das ist klar, da ist
ja immer der Vorbehalt der Finanzierung.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Es gab doch eine Einigung!
Es gab doch eine gemeinsame Pressekon-

ferenz!)

Ja, was hat er denn darin gesagt? Das sehen Sie
auch in der Antwort des Senats, darin steht, dass
die erste Lösung gewählt wurde, also die südliche,
und es ist doch so, mit Radio Bremen ist dieser Se-
natsbeschluss abgestimmt. Darin steht, was erste
Priorität hat. Das steht da so, das ist im Senat so be-
schlossen worden. Wenn das darin steht, gehe ich
davon erst einmal aus, dass das die Wahrheit ist.

Jetzt hört man aber wieder, dass Radio Bremen
das vielleicht doch wieder anders sieht. Das ist die
Frage! Wir haben nun wirklich dieses Thema Medi-
enzentrum über die Zeitung ausgetragen. Das wur-
de wirklich publik, aber es kam noch nie eine kon-
krete Aussage von Herrn Glässgen, die vielleicht län-
geren Wert als zwei Wochen hatte.

(Heiterkeit)

Ich will jetzt auch nicht negativ Herrn Glässgen an-
sprechen. Er hat im Moment sowieso große andere
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Sorgen. Das weiß ich auch, dass das alles nicht so
einfach für ihn ist.

Ich möchte aber nur noch einmal festhalten, es
wird in den nächsten Tagen und Wochen noch eine
Diskussion geben, wo es nun langgeht. Wir sind da,
bin ich der Meinung, noch in einem sehr guten Zeit-
rahmen. Stichtag müsste der 31. März 2003 sein, das
sehe ich eh nicht.

Aber eines ist auch klar, eine zusätzliche Subven-
tionierung darf es und kann es mit der CDU nicht ge-
ben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Weil ihr auch kein Geld habt!)

Es sind Erfahrungswerte, auch wenn Sie sich ein-
mal Sachsen-Anhalt anschauen, was da gelaufen ist,
das geht schon haarscharf, und da kennen Sie sich
ja aus, Frau Linnert, an europäisches Recht mit Sub-
ventionierungen. Da gab es richtig Probleme. Man
hat damals gesagt, na gut, das waren die neuen Bun-
desländer, die wussten das noch nicht besser. Da
haben sie noch einmal ein Auge zugedrückt. Aber
Sie wollen uns doch nicht erzählen, dass nicht ir-
gendjemand hier, gerade auch in der Bundesrepu-
blik, das ganze Projekt beäugt. Da müssen wir wirk-
lich aufpassen. Dann wird das auch eine vernünfti-
ge Sache, und wir werden dann einen vernünftigen
Standort für Radio Bremen und das Medienkompe-
tenzzentrum finden. Dann werden wir das alle ge-
meinsam eröffnen und uns freuen, und alles wird
gut! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD) *): Herr Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! An der
Eröffnung möchte ich auch gern teilnehmen,

(Heiterkeit bei der SPD und beim Bünd-
nis 90/Die Grünen)

und ich möchte auch, dass wir den Zeitplan einhal-
ten. Wir haben jetzt die Antwort des Senats auf die
Große Anfrage der Grünen, und das ist die Grund-
lage der Debatte, die wir hier heute führen können
und müssen. Wir haben den Senatsbeschluss vom
10. September 2002, und wir haben im Moment die
Situation, dass Senat und BIG die notwendigen Vor-
aussetzungen schaffen müssen. Dass es um die Auf-
wertung und Entwicklung des Faulenquartiers geht
zu einem modernen Medienquartier Stephani, wie
es jetzt heißt, das ist unbestritten, und das ist auch
nicht in Frage zu stellen.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Von besonderer Bedeutung dieses Quartiers ist,
wie ich finde, die äußerst günstige Lage zwischen
der Innenstadt und der Überseestadt. Wir haben vor,
auch mit den alten Hafenrevieren, durch diese Ent-
wicklung des Faulenquartiers zu einem modernen
Medienzentrum entsprechende Voraussetzungen für
die Anknüpfung, Anbindung Überseestadt – Innen-
stadt zu schaffen. Deshalb ist es aus stadtentwick-
lungspolitischen Gründen, aber nicht nur aus die-
sen, eine äußerst gute, sinnvolle und attraktive Lö-
sung, wie ich finde und hoffe, für alle Beteiligten.

Im Mittelpunkt, meine Damen und Herren, steht
dabei natürlich die Ansiedlung Radio Bremens als
Nukleus oder als Ankermieter für die Ansiedlung von
unternehmensbezogenen, kreativen Mediendienst-
leistern. Dienstleistungen, Gründerzentrum, das ist
das, was man sich da vorstellen kann und muss.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Muss nicht! Kann!)

Sie dürfen mich nicht korrigieren, das ist meine Mei-
nung, Herr Teiser!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Nein, ich sage,
muss nicht, kann! – Heiterkeit bei der CDU)

Kann und muss!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Teiser
kann, andere müssen!)

Die thematische Schwerpunktsetzung ist dabei
wichtig und unabdingbar, nämlich um ein für Bre-
men aussichtsreiches Entwicklungscluster zu etablie-
ren. Das ist das, was wir für solche Gebiete fordern
und was auch hier vom Senat in seiner Antwort auf
die Große Anfrage aufgenommen worden ist. Das
ist das Aussichtsreiche, was man tun kann. Es ist un-
bestritten, es wird auch von allen wissenschaftlichen
Instituten und auch Wirtschaftsinstituten, die unter-
suchen, entsprechend so empfohlen, dass man sich
auf ein Entwicklungscluster konzentriert.

Meine Damen und Herren, Radio Bremen kann
nicht ohne die Stadt, und die Stadt kann nicht ohne
Radio Bremen in diesem Quartier. Insofern gibt es
einen Abhängigkeitsprozess. Beide sind aufeinander
angewiesen und müssen miteinander die Lösung fin-
den, die für beide die sinnvollste und beste ist. Ich
kann auch unterstreichen, was von meinen Vorred-
nern gesagt worden ist, Arbeitsplatzschaffung, es
geht um viele andere Dinge. Einiges habe ich ergän-
zend dazu ausgeführt, deshalb brauche ich das nicht
zu wiederholen.

Natürlich geht es auch darum, einen bestimmten
Zeitrahmen einzuhalten. Radio Bremen hat immer
ganz besonders darauf gedrängt oder auch der In-
tendant Herr Dr. Glässgen, dass dieser Zeitrahmen
eingehalten wird.
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Das bedeutet eine gemeinschaftliche Aktion der-
jenigen, die dieses Quartier entwickeln wollen mit
den vielen Chancen, die sich daraus für uns bieten,
die genannt worden sind, mehrfach schon debattiert
worden sind, übrigens auch hinlänglich in der Öf-
fentlichkeit,  Frau  Kollegin  Stahmann.  Sie  müssen
sich miteinander einigen, aufeinander zu bewegen
und unverzüglich, wie ich auch finde, zu einer ge-
meinsamen Lösung kommen.

Ich glaube, eine lange Debatte ist für dieses Pro-
jekt nicht hilfreich. Dabei gibt es viel zu prüfen, zu
regeln, es geht um Grundstückspreise, es geht um
Mieten, und es geht um Investitionen, das kann man
nicht einfach links umschalten, und rechts herum geht
es dann los oder umgekehrt, sondern das ist ein sorg-
fältiger Abwägungsprozess, meine Damen und Her-
ren, und darauf legen wir auch Wert, dass es ein
sorgfältiger Abwägungsprozess bleibt, um dann die
Erfolge zeitigen zu können, die wir uns alle vorstel-
len.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb geht es nicht um ein oder zwei Tage, son-
dern genau darum. Das ist die Linie, die die sozial-
demokratische Fraktion in dieser Frage vertritt. Gut
daran finde ich auch, und darin möchte ich die BIG
und die WfG auch weiter unterstützen, dass sie be-
reits heute Marketing für das Faulenquartier betrei-
ben, um ansiedlungswillige Unternehmen oder In-
teressenten aufmerksam zu machen auf diese Ent-
wicklungschancen und nicht nur Chancen, sondern
auf diese attraktive Gestaltung, das Tor zwischen
Überseestadt und Innenstadt, das endlich die Chance
hat, sich auch so darzustellen, wie die Besucherin-
nen und Besucher das erwarten, die Bremen errei-
chen möchten.

Wir wollen den Tourismus stärken, dafür ist das
Faulenquartier, wie ich finde, eine unabdingbare Vor-
aussetzung, und daran wollen wir unseren guten Teil
mitarbeiten und mit tragen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Auch aus der Sicht des Senats noch einmal
die relevanten Fakten: Radio Bremen ist aufgrund
der Neustrukturierung des ARD-internen Finanzaus-
gleichs gezwungen, die Betriebskosten des Senders
deutlich zu senken. Aus der Kostensenkung ergibt
sich die Notwendigkeit zur Zusammenlegung der
Standtorte Hörfunk und Fernsehen an einem einzi-
gen Ort.

Die Bremer Medienbranche ist während der ver-
gangenen Jahre stark gewachsen. Zahlreiche Un-
ternehmen wünschen sich die Konzentration von

Medienschaffenden  möglichst  in  Verbindung  mit
dem, wie es hier genannt worden ist, Nukleus Radio-
Bremen-Neubau.  Vor  diesem  Hintergrund  hat  der
Senat im Februar 2002 eine Machbarkeitsstudie für
ein Medienzentrum in Bremen beauftragt zu erstel-
len. Diese Machbarkeitsstudie erfolgte unter der Prä-
misse: Standort offen! Parallel dazu, Wunsch des Se-
nats, das Faulenquartier städtebaulich aufzuwerten!

Nach Vorlage der Machbarkeitsstudie: Ergebnis
dieser Studie war, Investition im Faulenquartier ist
sinnvoll, signalisierte Radio Bremen Bereitschaft zum
Umzug  in  das  Faulenquartier.  Die  Prüfung  unter-
schiedlicher  Nutzungsvarianten  ergab  als  effek-
tivste Möglichkeit, auch unter dem Gesichtspunkt
der angestrebten Quartiersaufwertung, die Variante
„Verbindung“, unter Einbeziehung der Immobilien
Bamberger-Haus, Deutscher Ring und Saturn Han-
sa. Am 10. September 2002 erteilt der Senat der BIG
den  Auftrag  zur  Sicherung  der  entsprechenden
Grundstücke  mit  dem  Ziel  der  Möglichkeit  eines
gleichzeitigen Ankaufs.

Das waren die Voraussetzungen. Jetzt zu den Er-
gebnissen! Der Senat hat sich am 4. Februar 2003
mit dem Sachstand befasst und hat entschieden, die
BIG soll gemäß Senatsbeschluss vom 10. Septem-
ber 2002 die formalen Voraussetzungen zum zeit-
gleichen  Ankauf  der  erforderlichen  Grundstücke
schaffen.

Parallel dazu laufen zwischen dem Senat, der BIG
und Radio Bremen intensive Gespräche, in deren
Rahmen noch einmal unterschiedliche Varianten der
Ausgestaltung eines Medienzentrums im Faulen-
quartier geprüft werden. Eine solche Willensbildung
fällt eben nicht vom Himmel. Nach wie vor liegt das
Interesse der Freien Hansestadt Bremen an einer Lö-
sung, die zugleich eine Initialzündung zu einer städ-
tebaulichen Entwicklung des Faulenquartiers dar-
stellt.

Jetzt fasse ich zusammen. Erstens: Der Senat hat,
um abschließend eine zielorientierte Entscheidung
zu ermöglichen, die Voraussetzungen für den not-
wendigen Grundstückserwerb geschaffen. Zweitens:
Die Grundstücke können gekauft und bebaut wer-
den. Drittens: Unverändert wird angestrebt, dass die
endgültigen Entscheidungen und das weitere Vor-
gehen im Zusammenhang mit dem Umzug von Ra-
dio Bremen und einem zu schaffenden Medienzen-
trum im Faulenquartier bis zum 31. März dieses Jah-
res getroffen werden. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr  Präsident,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen!
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Wenn ich Herrn Strohmann lausche, so denke ich,
bestimmte Debatten sind wohl an der CDU vorbei-
gegangen, denn es ging in keiner Weise darum, dass
das Land Bremen den Umzug von Radio Bremen sub-
ventioniert. Das möchte ich an dieser Stelle noch ein-
mal ausdrücklich festhalten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben uns entschlossen, als Politik, Jens Böhrn-
sen hat das eigentlich auch noch einmal ganz klas-
se auf den Punkt gebracht, drei Fliegen mit einer
Klappe zu schlagen, und zwar das Faulenquartier
zu entwickeln, eine Perspektive für Radio Bremen
zu bieten und der Medienbranche ein Entwicklungs-
zentrum anzubieten. Das ist richtig gewesen, und das
halten die Grünen auch nach wie vor für politisch
geboten.

(Zuruf von der CDU)

Radio Bremen war innerhalb der ARD erfolgreich,
da haben Sie Recht. Radio Bremen hat 64,4 Millio-
nen Euro nach Bremen gebracht, ist also ein großer
Investor, der sagt, ja, ich suche einen neuen Stand-
ort. Aber wenn ich Senator Hattig lausche und zwi-
schen den Sätzen höre, so scheint irgendwie nichts
klar zu sein, was jetzt die Grundstücksfrage angeht.
Da habe ich mir einfach nach einem Jahr mehr ver-
sprochen, denn wenn ich Henning Scherf gestern
höre, der sagt, wir hätten den Beweis geliefert, dass
eine große Koalition für Bremen wichtig ist, dann
kann ich heute zurückschießen und sagen, Sie lie-
fern mir heute gerade den Beweis zu sagen, hier sehe
ich genau den Punkt, der zeigt, was eine große Ko-
alition nicht schafft, nämlich eine Schnelligkeit an
Entscheidungen und eine Entschlossenheit in dieser
so wichtigen Frage für Radio Bremen und für das Land.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Senator Hattig, beim „First Tuesday“ bei
Radio Bremen vor Ort haben Sie auf der Pressekon-
ferenz, an der Sie mit Henning Scherf und Inten-
dant Glässgen teilgenommen haben, lächelnd ver-
kündet: Der Investor sagt, wohin es geht. Ich erwar-
te von Ihnen als Wirtschaftssenator, dass Sie in der
Lage sind, mit dem Investor Radio Bremen die Stand-
ortfrage bis zum März abschließend zu klären und
die Sache über die Bühne zu bringen.

Für die Grünen ist das keine Lappalie, wir treffen
uns hier im April noch einmal. Ich bin auch durch-
aus bereit, dieses Thema noch einmal auf die Ta-
gesordnung zu setzen, und ich werde überprüfen,
wie weit denn die große Koalition es schafft, jetzt
diesen Push in der Sache voranzubringen.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Und Radio Bremen!)

Das  gilt  für  Radio  Bremen  natürlich  auch,  Jens
Böhrnsen hat völlig Recht! Aber ich setze schon da-
rauf, dass zwei erwachsene Männer oder auch die
Gremien in dieser Stadt das schaffen. Ich habe ge-
sagt, Sie sind zum Handeln und zum Entscheiden
angetreten, das haben Sie sich vorgenommen. Dann
sollen Sie das auch bitte schön in dieser Sache ma-
chen, und das gefälligst schnell!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, ich kann mir das
erlauben, wir schaffen sowieso keinen anderen Ta-
gesordnungspunkt mehr. Aber das kann ich nicht
auf mir sitzen lassen!

Liebe Frau Stahmann, Sie sagen immer, diese ein-
jährige Diskussion, das ist ja alles gut und schön!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Es sind zwei Jahre!)

Ja, mittlerweile sind es vielleicht schon zwei Jahre,
aber Radio Bremen bekam die Investitionszusage der
ARD im September 2002, das war noch nicht vor ei-
nem Jahr.

Wir können hier von mir aus Projekte, die wir in
zehn Jahren vielleicht einmal machen wollen, in ei-
ner Euphorie und einer Diskussionswut hier natür-
lich breittreten, von mir aus auch über die Medien
diskutieren. Aber solange wir und Radio Bremen als
Investor, wie Sie eben auch zu Recht gesagt haben,
noch nicht sagen konnten, wie es überhaupt finan-
ziell aussieht,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein, der Space-Park!)

können wir doch nicht sagen, wir gehen dahin, ist
egal, was es kostet, da schauen wir dann einmal!
Das ist doch keine Ausgangslage.

Der Space-Park ist doch eine ganz andere Kiste!
Das war ja gerade umgekehrt, da ist jemand gekom-
men, das will ich auch jetzt einmal feststellen, und
hat gesagt, ich lege das hier auf den Tisch, mache
die Infrastrukturmaßnahmen. Wenn wir es hier ge-
nauso wie beim Space-Park machen, einmal unab-
hängig vom Ergebnis, das wird hier in dieser Stadt
nur immer falsch diskutiert. Die Stadt hat hier Infra-
strukturmaßnahmen dazu geleistet, aber es ist ein pri-
vater Investor gekommen. Das ist der richtige Weg.

(Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Sie sehen das natürlich anders, aber die EU hat ja
Recht gegeben. Wenn es so ist, dann sind wir auch
zufrieden.

Eines will ich auch noch sagen, die CDU hat nie
bestritten, dass wir Radio Bremen konzentrieren wol-
len, dass sie effektiver arbeiten wollen, und wir ha-
ben nie gesagt, wir wollen das Faulenquartier nicht,
das geht jetzt in die Märchenwelt. Nein!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Doch!)

Wir haben nur gesagt, wir müssen das prüfen, ob es
finanziell machbar ist, weil wir genau dieses Prinzip
haben, die Infrastruktur kann die Stadt machen, das
muss sie machen, das ist ihre Aufgabe, aber inves-
tieren muss dann jemand anderes, ein privater In-
vestor, wer auch immer es ist. So, um das nur einmal
klarzustellen! – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 15/1374
auf die Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen Kenntnis.

Gesetz  zur  Änderung  der  Landesverfassung  der
Freien Hansestadt Bremen, Artikel 8 (Recht auf Ar-

beit und freie Berufswahl)

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 28. Januar 2003
(Drucksache 15/1355)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Mäurer.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Mit dem Antrag der Deutschen
Volksunion, Drucksache 15/1355, Gesetz zur Ände-
rung der Landesverfassung der Freien Hansestadt
Bremen, Artikel 8, Recht auf Arbeit und freie Be-
rufswahl, bitte ich, die Aufnahme von Schutz des
Menschen gegen Gewalt und Terror am Arbeitsplatz,
Ausbildungsplatz, auch an Schulen als Staatsziel in
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bre-
men heute zu beschließen.

Meine Damen und Herren, nachdem wir die Auf-
nahme der Kinderrechte als Staatsziel in unsere Lan-

desverfassung im Januar 2003 beschlossen haben,
halte ich es für dringend erforderlich, dass auch Er-
wachsene und Jugendliche vor Gewalt, Terror und
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz und an Schu-
len durch Aufnahme in unsere Landesverfassung be-
sonders geschützt werden. Ich werde das Wort Mob-
bing durch die Wörter Belästigung oder Terror er-
setzen, weil ich es für unmöglich halte, wie unsere
schöne deutsche Sprache in allen Bereichen durch
völlig unnötige Anglizismen „verhunzt“ wird.

Meine Damen und Herren, Belästigung, Terror,
oft auch gewalttätige Belästigung am Arbeitsplatz
und in Schulen – –.

(Unruhe – Glocke)

Kann ich weitermachen? Das freut mich!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
bitte, dem Redner mehr Aufmerksamkeit zu schen-
ken!

Abg. Tittmann (DVU): Dies stellt für Erwerbstäti-
ge und Schüler in Deutschland ein sehr großes Pro-
blem dar. Belästigung und Terror am Arbeitsplatz
verursachen sowohl für die Beschäftigten als auch
für die Betriebe sehr hohe Kosten. Zudem ist jegli-
che Form von Terror als moralisch verwerflich auf
das Schärfste zu verurteilen, da Belästigung am Ar-
beitsplatz und Schulen auf Unterdrückung, Demü-
tigung,  Bedrohung  und  Ausgrenzung  einzelner
wehrloser Menschen aufgebaut ist mit schwerwie-
genden gesundheitlichen Problemen für die Betrof-
fenen. Es kommt bei den Betroffenen nicht selten
zu schweren Konzentrationsschwächen, Nervosität,
Verkrampfung, Müdigkeit, Schlafstörung, schweren
Depressionen und anderen sehr schweren seelischen
Störungen. Wir können und wir dürfen solche Be-
lästigungen  nicht  als  harmlosen  Spaß  hinnehmen
und einfach so akzeptieren.

Dass meine Ausführungen richtig sind, werde ich
Ihnen wieder anhand von Zahlen und Fakten bele-
gen. Herr Präsident, ich darf zitieren, da schreibt die
„Bild“: „Terror am Arbeitsplatz“ – –.

(Lachen bei der SPD – Glocke)

Ich weiß gar nicht, was Sie daran so lustig finden,
wenn Leute belästigt werden!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
bitte doch, dem Abgeordneten Tittmann in den letz-
ten Minuten mehr Aufmerksamkeit zu zollen!

Abg.  Tittmann  (DVU):  „Terror  am  Arbeitsplatz!
Schon zehntausend Bremer leiden darunter.“ Dass
Ihnen das egal ist, das glaube ich!

Oder aber die Pressemitteilung des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Sozialordnung vom 11. Juni



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 74. Sitzung am 20. 2. 03 5355

2002: „Jeder neunte Mitarbeiter ist in seiner Berufs-
laufbahn schon einmal belästigt worden. Belästigung
ist kein Randphänomen der Arbeitswelt. Aktuell sind
in Deutschland 2,7 Prozent, also über 800 000 Ar-
beitnehmer  und  Arbeitnehmerinnen,  von  Belästi-
gung betroffen.“ Das geht aus einer repräsentati-
ven Studie für die Bundesrepublik Deutschland her-
vor, meine Damen und Herren.

Wenn Sie das so lustig finden, dann tun Sie mir
Leid. Wie Sie ersehen können, kann jeder Arbeit-
nehmer,  jede  Arbeitnehmerin,  Schüler,  Schülerin
Opfer einer derartigen Belästigung werden. Dem
muss dringend, auch gesetzlich, begegnet werden.
Darüber hinaus gibt es viele andere Möglichkeiten,
Belästigung zu unterbinden, zum Beispiel an Schu-
len, indem man das Thema Belästigung, Terror und
Gewalt – Gewalt an Schulen ist ein sehr gutes The-
ma – in Konferenzen, Klassenzimmern, im Lehrer-
zimmer, an Elternabenden oder an Projekttagen im-
mer und immer wieder anspricht und diskutiert und
geeignete Maßnahmen zum Schutz der Betroffenen
umsetzt.

Auch am Arbeitsplatz sollten alle Beschäftigten für
das Problem Belästigung und Terror am Arbeitsplatz
sensibilisiert werden. Es müssen unabhängige An-
laufstellen für die Beschäftigten in Bezug auf Terror
und Belästigung am Arbeitsplatz in allen Betrieben
eingerichtet werden. Umfang und Art des Problems
müssen untersucht werden, und selbstverständlich
muss auch die Vertraulichkeit gewahrt bleiben und
viele Dinge mehr. Sie sehen, meine Damen und Her-
ren, hier ist also dringender Handlungsbedarf erfor-
derlich.

Nun  bin  ich  auch  schon  sehr  auf  das  Abstim-
mungsverhalten der SPD-Gewerkschaftsmitglieder
gespannt. Wenn Ihnen die vielen Belästigungen und
das  schlimme  Schicksal  vieler  Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nicht egal sind, dann stimmen Sie
diesem Antrag der Deutschen Volksunion zu!

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Tittmann, es wird wohl nie-
mand bestreiten, dass es die von Ihnen geschilder-
ten Phänomene am Arbeitsplatz und in der Schule
wirklich gibt.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Und warum
wird darüber gelacht?)

Allerdings glaube ich, dass die Betroffenen etwas
anderes brauchen als Ihre Ausführungen hier in der
Bürgerschaft. Damit, dass Sie hier Ihre Tiraden ab-
halten, ist, glaube ich, keinem am Arbeitsplatz wirk-
lich geholfen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es kommt hier auch weniger darauf an, neue ge-
setzliche Grundlagen zu schaffen oder die Verfas-
sung zu ändern, sondern es kommt darauf an, wir-
kungsvollen Schutz für den Einzelnen in der kon-
kreten Situation zu schaffen.

Ich denke, dass es da schon eine ganze Menge
Ansatzpunkte gibt, und erinnere an die Programme
zu der Streitschlichtung, zu einer Gewaltprävention
in den Schulen. Ich weise darauf hin, dass Gewerk-
schaften und Betriebsräte für die Unterstützung von
Kolleginnen und Kollegen zuständig sind, die mög-
licherweise Opfer von solchen Belästigungen am
Arbeitsplatz werden. Ich erinnere daran, dass es in
vielen Betrieben auch Initiativen der Betriebsräte
und der Gewerkschaften gegen diese Phänomene
gibt. Besonders hervorheben möchte ich, dass es zum
Beispiel bei Daimler-Chrysler in Bremen, wo eine sehr
multinationale Belegschaft ist, immer wieder Initia-
tiven gibt, um ausländerfeindliche Parolen zum Bei-
spiel am Arbeitsplatz und in den Toiletten und Ähn-
liches zu entfernen.

Ich glaube, dass das sehr wichtige Ansatzpunkte
sind. Diese Ansatzpunkte müssen ausgebaut wer-
den, das, glaube ich, können die Betroffenen und
ihre Organisationen auch natürlich mit Unterstützung
der entsprechenden staatlichen Stellen, Möglichkei-
ten und Rechte allein, und dazu brauchen wir nicht
Ihre Ausführungen, Herr Tittmann. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Ziegert, Ihre Initiativen rei-
chen bei weitem nicht aus, und den Arbeitnehme-
rinnen ist auch nicht mit leeren Worthülsen gehol-
fen. Nach Erkenntnissen von Arbeitsmedizinern ge-
hen zirka 40 Prozent der Belästigungen von Vorge-
setzten aus.

Der gesamtwirtschaftliche Schaden, der sich aus
schwacher  Mitarbeiterbindung,  hohen  Fehlzeiten
und niedriger Produktivität ergibt, beträgt sage und
schreibe rund 220 Milliarden Euro. Die Rechtslage
ist unklar, da sich Belästigung und Terror durch den
Chef nur sehr schwer nachweisen lassen. Aus die-
sem Grund sollten Sie diesem Antrag der Deutschen
Volksunion zum Wohle und Schutz vieler Beschäf-
tigter zustimmen.

Nun frage ich Sie, Frau Ziegert: Muss ein Staat
nicht zusammenbrechen, wenn ihm ein Schaden in
Höhe von 220 Milliarden Euro jährlich zugefügt wird?
Wenn man, wie Sie es selbst symbolisch in der letz-
ten Sitzung gesagt haben, gewaltfreie Erziehung in
der  Landesverfassung  gesetzlich  verankern  will,
dann muss es doch wohl auch möglich sein, meinen
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Antrag zur Änderung der Landesverfassung, Arti-
kel 8, zum Schutz vieler Arbeitnehmerinnen, Arbeit-
nehmer und Schüler ebenfalls zu ändern.

Ein kluger Mann hat einmal gesagt: „Man kann
nicht jeden lieben, aber niemand hat das Recht, ei-
nem anderen körperlichen oder seelischen Schaden
zuzufügen.“ In diesem Sinne bitte ich Sie, diesem An-
trag zuzustimmen!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen, Artikel 8, Recht
auf Arbeit und freie Berufswahl, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung, ab.

Damit unterbleibt gemäß Paragraph 35 Satz 2 der
Geschäftsordnung jede weitere Lesung.

Meine Damen und Herren, damit wären wir an
das Ende unserer heutigen Tagesordnung gekom-
men. Ich bedanke mich, wünsche Ihnen noch einen
nicht so arbeitsreichen Feierabend und schließe die
Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.57 Uhr)
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